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Die NATO spielt mit dem Feuer 


R und 77 Prozent der Deutschen 
lehnen ein Eingreifen von NA- 
TO-Truppen in der Ukraine ab, 
selbst wenn Russland weitere Gebie¬ 
te in der Ukraine besetzen sollte. So 
stand es am 9. April in „stern“-online 
unter der Überschrift „Deutsche ge¬ 
gen NATO-Muskelspiele in Osteuro¬ 
pa“ 

Berichtet wurde über das Ergeb¬ 
nis einer Umfrage des Meinungsfor¬ 
schungsinstituts Forsa (Gesellschaft 
für Sozialforschung und statistische 
Analyse), eines der führenden deut¬ 
schen Meinungsforschungsinstitute, 
die im Auftrag des „Stern“ am 3. und 
4. April 2014 durchgeführt worden ist. 
Das Institut hatte 1 001 repräsentativ 
ausgesuchte Bundesbürger befragt, 
die durch eine computergesteuerte 
Zufallsstichprobe ermittelt worden 
sind. 

Das Umfrageergebnis kann als ein 
erfreuliches Zeichen von politischer 
Vernunft und Realismus in der deut¬ 
schen Bevölkerung bewertet werden. 
Besonders angesichts der seit Mona¬ 
ten in den Medien und von führen¬ 
den Politikern befeuerten antirussi¬ 
schen Stimmungsmache. Darin wi¬ 
derspiegelt sich vielleicht auch eine 
mehr oder weniger bewusste Erin¬ 
nerung an die Erfahrungen der Ge¬ 
schichte. Nämlich daran, dass die von 
Deutschland geführten Kriege im ver¬ 
gangenen Jahrhundert, deren 100. und 
75. Jahrestag in diesem Jahr begangen 
werden, stets mit verheerenden Kata¬ 
strophen für das eigene Land geendet 
sind. 

Im Gegensatz zu den historischen Er¬ 
fahrungen und zur Mehrheitsmeinung 
der Deutschen betätigen sich die füh¬ 
renden NATO-Kreise derzeit in der 
Ukraine-Krise, die in einen offenen 
ukrainischen Bürgerkrieg und in ei¬ 
nen neuen militärischen Konflikt in 
Europa umzuschlagen droht, als ge¬ 
fährliche Brandstifter. 

Entgegen allen Bemühungen, den 
Konflikt zu de-eskalieren, beispiels¬ 
weise mit dem für das am Donners¬ 
tag geplante Vierertreffen in Genf 
(nach Redaktionsschluss dieser UZ) 
agierten die NATO-Oberen und als 
ihr Wortführer besonders NATO- 
Generalsekretär Rasmussen in der 
jüngsten Zeit als Speerspitze derje¬ 


nigen, die die Spannungen anheizen 
und verschärfen wollen. Sie tönten 
von einer „Renaissance der NATO“ 
als Militärblock gegen Russland wie 
in Kalte-Krieg-Zeiten. Bereits im Sep¬ 
tember 2013, vor der jetzigen Zuspit¬ 


zung in der Ukraine, hatte Rasmussen 
(siehe Foto ) in einer Rede in Brüssel 
rückläufige Militärausgaben der EU- 
Staaten kritisiert und im Einklang 
mit entsprechenden Forderungen aus 
den USA die Europäer zu höheren 
Verteidigungsausgaben aufgefordert. 
Nun wittern die NATO-Strategen 
Morgenluft. Sie hoffen, ihr militaris¬ 
tisches Konzept der „Revitalisierung 
der NATO“ und die Forderung nach 
höheren Militärausgaben zum Nut¬ 
zen der europäischen Rüstungsindus¬ 
trie nun widerstandsloser durchsetzen 
zu können. 

Statt konstruktive Vorschläge zur 
friedlichen Regelung des Konflikts 
in der Ukraine zu machen, haben 
sich die NATO-Außenminister auf 
ihrer jüngsten Tagung am 1./2. April 
in Brüssel auf die aggressive Zielset¬ 
zung festgelegt, die militärische Prä¬ 


senz der NATO in Osteuropa auszu¬ 
weiten. Entgegen Vereinbarungen mit 
Russland in den Jahren 1997 und 2008 
soll die Stationierung von NATO-Ein- 
heiten in den osteuropäischen Staaten 
zur Dauereinrichtung gemacht wer¬ 


den. Damit würde das Operationsfeld 
der NATO direkt bis an die Grenzen 
Russlands ausgeweitet. 

Als ersten Schritt dazu beschlossen die 
NATO-Außenminister die Verdreifa¬ 
chung der NATO-Kampfflugzeuge im 
Baltikum zur Überwachung des Luft¬ 
raums. Aber das ist nur der Anfang. In 
Auftrag gegeben wurde zugleich die 
Erarbeitung eines „Katalogs prakti¬ 
scher Maßnahmen“ für die Verstär¬ 
kung der NATO-Präsenz in Osteuropa 
bis Ende April. Die USA befürworte¬ 
ten, dort auch Bodentruppen dauerhaft 
zu stationieren. Polens Außenminister 
Sikorski schloss sich an und forderte 
die Stationierung von zwei NATO-Bri- 
gaden mit schweren Waffen in Polen. 
Während NATO-Generalsekretär Ras¬ 
mussen dafür warb, die NATO-Oster- 
weiterung „fortzusetzen“, und damit 
die offizielle Aufnahme der Ukraine 


und Georgiens in die NATO wieder 
auf die Tagesordnung brachte, wollen 
die NATO-Chefs zunächst aber vor al¬ 
lem die praktische militärische Präsenz 
in Osteuropa verstärken. Vorgesehen 
sind dafür vor allem nach Zahl, Um¬ 


fang und Dauer deutlich vergrößerte 
gemeinsame Manöver von NATO-Ein¬ 
heiten sowohl in Polen und Rumäni¬ 
en wie im Schwarzen Meer und in der 
Ostsee, aber auch direkt in der Ukra¬ 
ine zusammen mit der ukrainischen 
Armee von Mai bis Oktober 2014. Die 
von der Putschregierung in Kiew und 
den Erben des ukrainischen Faschis¬ 
mus dominierte Mehrheit im ukrai¬ 
nischen Parlament hat mit einem Be¬ 
schluss am 1. April der Durchführung 
solcher Manöver zugestimmt. 

Nach einem am 1. April in „Spiegel“- 
online veröffentlichten „internen Pa¬ 
pier“ der NATO wird die Ausweitung 
von NATO-Manövern und anderen 
NATO-Einrichtungen aber auch in 
Moldawien, Armenien und Aserbaid¬ 
schan angestrebt. Georg Polikeit 

Fortsetzung auf Seite 6 



NATO photo by Sgt. Emily Langer/DEU Army/SFJZi3/flickr.com/(CC BY-SA 2.0) 


„Weg mit den Russenpanzern am Tor!“ 

„BZ“ und „Bild“ heizen Stimmung an 


„Weg mit den Russenpanzern am 
Tor!“ prangte am 15. April in großen 
Buchstaben auf der Titelseite des 
Berliner Boulevardblattes „BZ“. „In 
der Ukraine zittern die Menschen 
vor russischen Panzern. Auch Euro¬ 
pa hat Angst vor einem Krieg. Doch 
in Berlin erinnern Panzer am Sow¬ 
jetischen Ehrenmal an Opfer und 
Befreiung im Zeiten Weltkrieg. Das 
passt nicht zusammen“, stand auf Sei¬ 
te 1 zu lesen. 

Damit macht das Verlagshaus Sprin¬ 
ger, zu dem die „BZ“ gehört, seinem 
Namen wiederholt alle Ehre. Selbst¬ 
redend keineswegs im positiven Sin¬ 
ne, sondern wie seit eigentlich jeher, 
als Speerspitze der westdeutschen 
„Kalten-Kriegs“-Bewegung. 

Wie gewohnt, nimmt man es dabei 
mit der Wahrheit im Hause Springer 


nicht sonderlich genau. Dass die Be¬ 
völkerung der Krim sich in übergro¬ 
ßer Mehrheit für einen Anschluss an 
Russland ausgesprochen hat, juckt 
die Boulevardschreiberlinge nicht 
wirklich. Dies sagt übrigens Einiges 
über das ihnen eigene Demokratie¬ 
verständnis aus. 

Die BZ , die gemeinsam mit der Bild¬ 
zeitung eine Petition an den Deut¬ 
schen Bundestag angemeldet hat, 
sorgt sich keineswegs um den Frie¬ 
den. Es sind vielmehr die alten an¬ 
tirussischen Reflexe mittels derer 
der Springer-Verlag erneut gegen 
Russland trommelt: „Der Bundes¬ 
tag möge beschließen: Die russischen 
Panzer am Ehrenmal im Berliner 
Tiergarten sollen entfernt werden. 
Begründung: In einer Zeit, in der 
russische Panzer das freie, demokra¬ 


tische Europa bedrohen, wollen wir 
keine Russenpanzer am Brandenbur¬ 
ger Tor“, heißt es in der an den Bun¬ 
destag gerichteten Petition. 

Das reaktionäre Blatt forderte seine 
Leserinnen und Leser außerdem auf, 
einen eigens abgedruckten Petitions¬ 
vordruck auszuschneiden und an den 
zuständigen Ausschuss im Bundestag 
zu schicken. Erfolg dürfte der rechte 
Boulevard mit seiner Massenmobili- 
sierung jedoch trotzdem nicht haben. 
Die dahinterstehende Absicht ist zu 
offensichtlich. Auch ist der Mehrheit 
der Menschen klar, dass es eine gro¬ 
be Verfälschung jeglicher Realität ist, 
deutlicher noch: eine bewusste Lüge 
ist, Russland zu unterstellen, Europa 
zu bedrohen. 

Fernab davon: Die mehreren Millio¬ 
nen Sowjetbürger, die von den deut¬ 


schen Faschisten ermordet wurden, 
interessieren heutzutage trotzdem 
kaum mehr. Der einzig von Deutsch¬ 
land betriebene industrielle Massen¬ 
mord an mehreren Millionen Men¬ 
schen wird weiter verdrängt und von 
sich geschoben. Hitler? Das sind im 
Zweifel immer die Anderen. Nicht 
anders sind jüngst getätigte Verglei¬ 
che von Bundesfinanzminister Wolf¬ 
gang Schäuble (CDU) zu deuten, der 
Putins Politik mit der des faschisti¬ 
schen Massenmörders gleichsetzte. 
Für Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten ist es (wieder einmal) an der 
Zeit, sich den antirussischen Refle¬ 
xen und vor allem aber dem sich da¬ 
hinter verschanzenden aggressiven 
Antikommunismus entgegenzustel¬ 
len. 

Markus Bernhardt 


Thema der Woche 


Es gibt eine Wahl. 

Am 25. Mai wird in den Mitgliedslän¬ 
dern der Europäischen Gemeinschaft 
das EU-Parlament gewählt. Zu die¬ 
ser Wahl stellt sich bundesweit auch 
die DKP. In einer Reihe Ländern der 
BRD, in Brandenburg, NRW; Rhein¬ 
land-Pfalz, Baden-Württemberg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen 
und Hamburg finden am gleichen Tag 
die Kommunalwahlen statt. In vielen 
Städten haben Mitglieder der DKP 
mit dem aktiven Wahlkampf begon¬ 
nen. 

Mit dieser UZ beginnen wir die Be¬ 
richterstattung über Wahlziele, eigene 
und Bündniskandidaturen der DKP 
und den Wahlaktivitäten der Kommu¬ 
nisten. Lesen Sie Beiträge aus Köln, 
Düsseldorf, Solingen und Oldenburg 
auf den 

Seiten 12 und 13 



Solidarität mit 
den verfolgten 
Kommunisten in 
der Ukraine! 

Spendet auf 

das Solidaritätskonto 

der DKP! 

Postbank Köln, 

BLZ 37010050, 

Konto-Nr. 253525502 
IBAN: 

DE93 37010050 0253 5255 02, 
BIC: PBNKDEFF 

Stichwort: KPU 

Siehe auch die gemeinsame Er¬ 
klärung von PTB, DKP, KPL, NCPN 
zu den Angriffen auf ukrainische 
Kommunisten (Seite 6) 


Nur noch 
IO Wochen 


bis zum 

18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

Das Trio QUIJOTE 

aus Karl-Chemnitz-Stadt 

kommt auf’s UZ-Pressefest 

Informationen dazu siehe 
Seite 11 »weiters Seite 15 



UZ-PRESSEFEST 

VOLKSFEST der DKP 

27.-29. Juni 2014 j Dortmund 
Revierpark Wischlingen 
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Großdemonstration des 
EGB in Brüssel 


: Kapital! Unser Europa = Solidarität! 
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Die beiden „Bürokräfte“, um die es 
vor dem Arbeitsgericht Senftenberg 
ging, dürfen sich nicht beschweren. 
Sie bringen es auf immerhin stolze 
3 000 Euro - na ja, im Jahr. Brutto. 
Ein Anwalt hatte fürstliche Stunden¬ 
löhne von 1,54 Euro und 1,65 Euro ge¬ 
zahlt. (Wie kommt man auf 1,54 Euro? 
Wahrscheinlich eine ausgefeilte Kalku¬ 
lation und zähe Verhandlungen. Und 
die Position, mit 1,65 Euro muss ja 
wohl deutlich qualifizierter sein.) 

1,54 Euro, das sind für die Woche 
full-time glatt 60 Euro. (Was kriegt 
man nicht alles für 60 Euro? Ein Thi¬ 
lo Sarrazin dürfte leicht den Nach¬ 
weis erbringen, dass man sich für die¬ 
se Mörderkohle mit lecker Pferde¬ 
fleisch-Lasagne, tischplattengroßen 
Anabolika-Schweineschnitzeln, knusp¬ 
rigem Gammelfleisch-Gyros oder so¬ 
gar einem feinen Nematoden-Fisch 
ausreichend und vollwertig ernähren 
kann, und dass anschließend sogar 
noch ein süßes Tröpfchen Glykol-Wein 
drin ist.) 

Geklagt hatte das Jobcenter Ober¬ 
spreewald-Lausitz. (Die Kolleginnen 
(oder Kollegen) hatten die Aussichts¬ 
losigkeit dieses Unterfangens vermut¬ 
lich schon geahnt.) Da mit 1,54 Euro 
allenfalls ein Pappkarton-Appartment 
unter der nächsten Brücke finanzier¬ 
bar ist, hatte das Jobcenter die „Ge¬ 
hälter“ auf Hartz-Niveau aufgestockt. 
Sich also staatsauftragsgemäß als Hun¬ 
gerlohnsponsor betätigt. Das Jobcen¬ 
ter wollte von dem Herrn Arbeitgeber 
nun seine Kohle zurück. 

„Sozial ist, was Arbeit schafft“ - von 
Bezahlung war da nicht die Rede. 
Und damit in diesem unserem sozia- 


Noch vor zwei Monaten ging es der 
Deutschen Telekom nach den Worten 
ihres Vorstandschefs Timotheus Hött- 
ges blendend. Alle Zahlen im grünen 
Bereich, da könnten die Aktionäre wie¬ 
der wie langjährig üblich mit 50 Cent 
Dividende pro Aktie rechnen statt wie 
letztes Jahr mit 20 Cent. Das wären über 
drei Milliarden in diesem Jahr. 

Bei der Tarif runde für rund 70 000 Be¬ 
schäftigte der Telekom hörte sich das 
anders an. Das Lamento der Manager 
war groß, die Klage über die angeblich 
ausufernden Personal- und sonstigen 
Kosten unüberhörbar. 

Ein „Angebot“ von 1,6 Prozent für die¬ 
ses und 1,4 Prozent für nächstes Jahr 
wurde von vielen Beschäftigten eben¬ 
so als Provokation empfunden wie Me¬ 
dienmeldungen, die von einem Ange¬ 
bot von drei Prozent fabulierten. Die 
Beteiligung an den bundesweit vom 
ver.di-Fachbereich Telekommunikati¬ 
on und Informationstechnologie Warn¬ 
streiks daraufhin war gut, auch bei den 
Demonstrationen der Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes beteiligten 
sich Tausende Telekombeschäftigte. Im 
Internet konnte man täglich Berichte 
über phantasievolle Aktionen örtlicher 
Gliederungen des ver.di-Fachbereichs 9 
sehen. Sie stritten für 5,5 Prozent mehr 
Lohn in zwölf Monaten, eine soziale 
Komponente für die unteren Einkom¬ 
mensgruppen und 65 Euro mehr für die 
Auszubildenden. 

Nach dem Abschluss im öffentlichen 
Dienst erwarteten viele, dass bei der 
Telekom etwa die gleichen Zahlen 
rauskommen würden, auch weil man 
hier einen erheblich höheren gewerk¬ 
schaftlichen Organisationsgrad hat. 
Angesichts der Geschäftsergebnisse 
des Kommunikationskonzerns wäre 
das ein nicht gerade berauschendes Er¬ 
gebnis gewesen. Was dann in der Nacht 
von Montag auf Dienstag letzter Wo¬ 
che ausgehandelt wurde, konnte da vie¬ 
le nur enttäuschen. Nach zwei Leermo¬ 
naten gibt es für 2014 2,5 Prozent mehr, 
für die unteren Einkommensgruppen 
2,9 Prozent und 2015 für alle noch- 


len Schlaraffenland niemand öffentlich 
verhungert, springt die Staatskasse ein. 
Das Jobcenter Oberspreewald-Lausitz 
schien dieses Kernelement christ-sozi¬ 
aldemokratischer Sozialstaatsgestal¬ 
tung nicht verstanden zu haben. Die 
Kammer hingegen schon. 

Es habe „zwar ein Missverhältnis“ zwi¬ 
schen der erbrachten Arbeitsleistung 
und dem dafür entrichteten Entgelt 
Vorgelegen. Aber, und hier kommt der 
entscheidende Punkt, eine „verwerf¬ 
liche Absicht zur Ausnutzung einer 
Zwangslage der Mitarbeiter“ sei nicht 
zu erkennen gewesen. Deshalb habe 
die Klage abgewiesen werden müssen. 
Was fällt uns da ein? Richtig! Der Fuß¬ 
ballgott! Der hatte auch „nicht einen 
einzigen Sklaven in Katar gesehen.“ 
Die liefen „da alle frei rum“ weder 
„in Ketten, gefesselt“ noch „mit ei¬ 
ner Büßerkappe am Kopf“. Was selbst 
die Deutsche Lichtgestalt nicht sehen 
konnte, sah das Arbeitsgericht Senf¬ 
tenberg natürlich auch nicht. Keine 
Ketten, nicht gefesselt, keine Büßer¬ 
kappe - also: Keine Zwangslage. Und 
selbst wenn, wo soll da die zur Ausnut¬ 
zung erforderliche „verwerfliche Ab¬ 
sicht“ gewesen sein? 

Hallo! Wir leben im Kapitalismus. Prei¬ 
se zu drücken ist da keine „verwerfli¬ 
che Absicht“, sondern marktgerechtes 
Verhalten. Das hat die Kammer klug 
erkannt und dem Herrn Anwalt gleich 
auch eine „Gefälligkeit“, eine „gutge¬ 
meinte Leistung“ attestiert. Auch zehn 
Cent oder ein warmer Händedruck 
können schließlich „gut gemeint“ sein. 
Und die gute Absicht, die edle Gesin¬ 
nung, das ist doch schließlich das Wich¬ 
tigste was zählt. Guntram Hasselkamp 


mals 2,1 Prozent Die Auszubildenden 
bekommen 40 und 2015 nochmals 20 
Euro mehr. 

Gemessen an der Forderung ist das 
noch nicht mal deren Hälfte, auch 
wenn in Veröffentlichungen des ver.di- 
Fachbereichs groß fünf Prozent und 4,6 
Prozent zu lesen sind, die Details dann 
aber im Kleingedruckten das relativie¬ 
ren. Auch das Niveau des öffentlichen 
Dienstes wurde um 25 bis 50 Prozent 
unterschritten, waren dort doch mit 90 
Euro Mindestbetrag die unteren Lohn¬ 
gruppen um bis zu fast sechs Prozent 
angehoben worden und zudem der Ur¬ 
laub verlängert. Dabei ist die öffentli¬ 
che Diskussion um leere Kassen schwe¬ 
rer zu führen als die um die Kassen ei¬ 
nes Konzerns, der über drei Milliarden 
Dividende ausschütten will. 

Nach Ostern sollen mehrere Regional¬ 
konferenzen stattfinden, in denen die 
Verhandlungsführer dann den ver.di- 
Mitgliedern das Ergebnis werden be¬ 
gründen müssen. Ob es der Preis für 
den um zwei Jahre verlängerten Aus¬ 
schluss betriebsbedingter Beendigungs¬ 
kündigungen war? Auch das wird kont¬ 
rovers gesehen, herrscht doch in vielen 
Bereichen der Telekom mittlerweile 
auch von den Managern eingestande¬ 
ner Personalmangel. Nicht wenige er¬ 
warten da sehr heiße Diskussionen. 
Noch nicht abgeschlossen sind die Ta¬ 
rifverhandlungen für die Telekomtoch¬ 
ter T-Systems. Dort überschneidet sich 
die Tarifrunde mit dem Kampf gegen 
die geplante Vernichtung von 4 900 
Arbeitsplätzen. Das gewerkschaftli¬ 
che Durchsetzungsvermögen bei der 
Telekom ist seit der Postprivatisierung 
auch geschwächt dadurch, dass es kei¬ 
nen Branchen-, noch nicht mal einen 
Konzerntarifvertrag gibt. Statt dessen 
einen tarifpolitischen Flickenteppich, 
auch mit unterschiedlichsten Verhand¬ 
lungsterminen, der es nicht nur schwer 
macht gewerkschaftliche Kraft zu bün¬ 
deln, sondern auch einheitliche Forde¬ 
rungen zu stellen, die auf alle mobili¬ 
sierend wirken könnten. 

Stefan Heinrich 


„Dein Europa = 

So hatten belgische Kollegen im ge¬ 
werkschaftlichen Demozug am Frei¬ 
tagnachmittag kurz und bündig auf 
großen Plakaten formuliert. Zu der 
gewerkschaftlichen Großdemonstrati¬ 
on gegen die europäische Sparpolitik 
in Brüssel kamen weit mehr als ge¬ 
dacht. Wie viele Zehntausende mögen 
es gewesen sein, die am Freitag durch 
das Brüsseler Europaviertel gegen die 
Sparbeschlüsse demonstrierten? Die 
Zahlen schwanken: Französische Kol¬ 
legen geben mehr als 65 000 an, der 
DGB spricht von 50 000 und die belgi¬ 
sche Polizei spricht von 25.000. Sie hebt 
hervor, dass sie immer wieder „ange¬ 
griffen“ worden sei, was die Deutsche 
Presse-Agentur (dpa) sofort in die 
Medienmaschine einspeist. 27 verletz¬ 
te Kollegen nach teilweise heftigen 
Scharmützeln am Rande der Demo. 
Die Hafenarbeiter aus Gent und Ant¬ 
werpen ließen sich nicht durch den Po¬ 
lizeieinsatz einschüchtern und schließ¬ 
lich waren es die Wasserwerfer, die von 
Hundertschaften der Polizei gesichert 
werden mussten. 

Fast zweieinhalb Stunden dauerte es, 
wenn man die kompakte Demonstra¬ 
tion an sich vorbeiziehen ließ. Dabei 
gingen die Kollegen in 20-er Reihen 
nebeneinander. Unübersehbar waren 
die massiven Blöcke mit mehreren 
Zehntausend aus Frankreich und aus 
Belgien. Die CGT hatte ihre Regionen 
nördlich von Paris mobilisiert und ihre 
eigenen Blaskapellen und Trommler¬ 
gruppen mitgebracht. Aber der eindeu¬ 
tige Renner bei den vielen tausenden 
französischsprachigen Kollegen war 
der Ohrwurm „on lache rien!“ (etwa: 
„wir lassen nicht locker/wir lassen 
nichts anbrennen!“) Mit dieser weiten 


Verbreitung hatte die NPA (Neue An¬ 
tikapitalistische Partei) in Frankreich 
wohl kaum gerechnet, als sie das Lied 
ab Herbst 2010 popularisierte. 

Und immer wieder wurde die „Inter¬ 
nationale“ auf Französisch gesungen, 
was bei den Kollegen aus Osteuropa 
sichtbar zwiespältige Gefühle erzeug¬ 
te: Mehrere tausend Kroaten und ei¬ 
nige hundert Slowenen waren im Zug 
vertreten, ebenso ein Block der polni¬ 
schen Solidarnosc. 

Phantasievolle Aktionen wurden im 
Demonstrationszug umgesetzt: So gab 
es beispielsweise Reihen mit Ketten 
zusammengebundener Kollegen, die 
jeweils ein großes Pappschild mit den 
Nationalfarben trugen und ihre durch¬ 
schnittlichen Dumpinglöhne aufge¬ 
schrieben hatten: von 3,20 Euro bis 
14,00 Euro reichten die Zahlen. Dazu 
das große Transparent: „Das ist das Eu¬ 
ropa der Troika“ Die baskischen Kol¬ 
legen waren an ihren Halstüchern er¬ 
kennbar. Die englischen Kollegen aus 
Southampton, Essex und Kent waren 
mit etwa 1000 Kollegen von der Insel 
herübergekommen. Die Dockarbeiter 
trugen ein großes Transparent: „Do¬ 
ckers for a social Europe“ und freuten 
sich, dass sich hinter dem Transparent 
belgische, französische, englische und 
niederländische Dockarbeiter in uner¬ 
warteter Größe formierten. 
Griechische Kollegen des öffentlichen 
Dienstes und von OLME (Griechische 
Lehrergewerkschaft) waren ebenfalls 
mit einigen hundert Mitgliedern ver¬ 
treten. 

Eine größere Gruppe niederländischer 
Kollegen trug Regenschirme, die mit 
der Europaflagge gestaltet waren. Sie 
hatten die gelben Sterne durch aufge¬ 


klebte Scherensymbole ersetzt. In der 
Mitte des Schirms prangte jeweils ein 
großes „NO“, „NON“, „NEIN“oder „ 
NEJ“. 

Bereits am Tage vor der Demonstrati¬ 
on in Brüssel waren im Süden des eu¬ 
ropäischen Kontinents 100.000 Men¬ 
schen durch die Straßen Madrids 
demonstriert. Begleitet war die Kund¬ 
gebung von zahlreichen Aktionen und 
Streiks im ganzen Land. Schätzungs¬ 
weise 1,5 Millionen Kollegen beteilig¬ 
ten sich in Spanien. 

Auch der Deutsche Gewerkschafts¬ 
bund (DGB) war in Brüssel vertre¬ 
ten: Eine größere Gruppe aus Trier 
und mehrere Busse aus Sachsen wa¬ 
ren ebenso angereist wie einige Busse 
aus NRW. Die IG Metall hatte am Ort 
der Abschlusskundgebung einen etwa 
20 Meter hohen „Metallerkollegen“ 
aufgestellt, der wahrscheinlich dazu ge¬ 
dacht war, die gähnende Lücke zu ver¬ 
decken, die die vergleichsweise geringe 
Beteiligung aus Deutschland hinterließ. 
Diese gesamteuropäische Aktion weist 
in die richtige Richtung: Die europäi¬ 
schen Gewerkschaften müssen sich - 
wie ihre Gegner auch - kontinental 
bewegen, wenn sie den ständigen An¬ 
griffen Paroli bieten wollen. Die „in¬ 
ternationale Solidarität“ ist heute zur 
zwingenden Notwendigkeit des ge¬ 
werkschaftlichen Alltags geworden, 
wenn die weitere Verarmung gestoppt 
und der grassierende Nationalismus 
aufgehalten werden soll. Dazu müs¬ 
sen die Gewerkschaften Standortlo¬ 
gik und Illusionen der Marksteuerung 
in die Tonne kloppen und anfangen, 
ernsthaft über kontinentale Kampf¬ 
strategien nachzudenken. 

Horst Hilse 



Mageres Tarifergebnis 
bei der Telekom 
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Solidarität gegen Unternehmerwillkür 

Protest gegen Entlassung der Betriebsratsvorsitzenden von Real in Maintal 



M it so einer breiten Solidari¬ 
tät mit der bei Real in Main¬ 
tal fristlos entlassenen Be¬ 
triebsratsvorsitzenden Nina S. hatten 
selbst die Gewerkschafter der zuständi¬ 
gen Einzelgewerkschaft ver.di und des 
DGB-Ortsverbandes wahrlich nicht ge¬ 
rechnet. Nach nun zwei gemeinsamen 
Aktionen vor dem Supermarkt wertete 
man den Stand der Unterschriftslisten 
und der Solidaritätsschreiben aus. Über 
2 000 Menschen bekundeten innerhalb 
von gerade einmal drei Wochen ihre Un¬ 
terstützung der engagierten Gewerk¬ 
schafterin. Viele Hundert davon kom¬ 
men von Kolleginnen und Kollegen der 
IG Metall aus Maintal und Umgebung, 


Schon seit einigen Monaten kämpfen 
die 67 Beschäftigten der Druckerei 
MM Graphia in Dortmund-Aplerbeck 
um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze und 
den Fortbestand ihres Betriebes. MM 
Graphia (ehemals Druckerei Busche) 
produziert Faltkartons. Ende 2013 wur¬ 
de ihnen von der Geschäftsführung 
mitgeteilt, dass der Betrieb am 30. Juni 
2014 geschlossen werde. Angeblicher 
Grund: Veränderte Marktanforderun¬ 
gen. Die meisten Faltschachteln wür¬ 
den heute im Tiefdruckverfahren her¬ 
gestellt. Es sei technisch nicht möglich, 
aus dem Dortmunder Offsetstandort 
einen Tiefdruckstandort zu machen. 
Die ehemalige Druckerei Busche war 
einmal ein Dortmunder Familien-Tra- 
ditionsbetrieb. Sie wurde Anfang die¬ 
ses Jahrhunderts an den Mayr-Meln- 
hof-Konzern mit Sitz in Wien verkauft. 
Das börsennotierte Unternehmen be¬ 
schäftigte 2012 nach eigenen Angaben 
8 830 Mitarbeiter, die einen Umsatz 
von über 1,9 Milliarden Euro erwirt¬ 
schafteten. 

Selbst Wirtschaftsprüfer hätten festge¬ 
stellt, dass das Dortmunder Werk hohe 
Gewinne machte und mache - so der 
BR-Vor sitzende Panagiotis Mastorogi- 


wo Vertrauensleute in den Betrieben 
Unterschriften sammelten. Etliche da¬ 
von sind Kunden bei besagter Real-Fi¬ 
liale. 

Besonders erfreut zeigte sich Maintals 
DGB von der Tatsache, dass ein großer 
Teil der Kundschaft an den beiden bis¬ 
her stattgefundenen Aktionstagen vor 
der Real-Filiale spontan die Proteste 
unterstützte. Etliche folgten dem Aufruf, 
die Flugblätter in den Einkaufswagen zu 
platzieren. So wurden auch die nachfol¬ 
genden Kunden über das Verhalten des 
Konzerns informiert, eine kritische Mit¬ 
arbeiterin aus dem Betrieb zu entfernen. 
Dass es sich bei der Aktion der Me¬ 
tro-Konzerntochter Real um einen 


annis (ver.di). Trotzdem hält der Kon¬ 
zern an seinen Schließungsplänen fest. 
In seiner Rede beim ver.di-Warnstreik 
am 27. März vor 24 000 Kolleginnen 
und Kollegen in Dortmund erklärte 
der BR-Vorsitzende: „Es geht ihnen 
nicht um uns, sondern um Geld und 
noch mehr Geld. Sie wollen uns los¬ 
werden, damit ihre Gewinne steigen. 
Unser Betrieb machte und wird auch 
zukünftig Gewinne machen, wenn er 
weiterbesteht, aber eine Rendite von 
acht Prozent reicht ihnen nicht. Heut¬ 
zutage sind international mindestens 
20 Prozent Rendite angesagt. Aber die 
erzielen wir nicht. Deshalb wollen sie 
uns loswerden. Das ist heute so und 
war schon früher so: Soll der Gewinn 
steigen, dann müssen die Personal¬ 
kosten reduziert werden. Dann muss 
auch schon mal eine Belegschaft von 
ca. 70 Menschen auf die Straße gesetzt 
werden. Wenn wir uns gegen ihre Zu¬ 
mutungen wehren, geht das nur solida¬ 
risch miteinander in einer starken Ge¬ 
werkschaft.“ 

In einem Solidaritätsschreiben an Be¬ 
triebsrat und Belegschaft der MM Gra¬ 
phia erklärte die DKP Dortmund: „Die 
DKP Dortmund unterstützt Euren 


schwerwiegenden Angriff auf die 
Rechte nicht nur von Nina S. sondern 
von allen Arbeitnehmern handelt, be¬ 
weisen auch die bundesweiten Unter¬ 
stützungsschreiben von den verschie¬ 
densten Betriebs- und Personalräten. 
Die Listen, die Maintal erreichten, ka¬ 
men von Sonthofen im Süden bis aus 
Flensburg im hohen Norden. Auch 
Betriebsseelsorger, Frauenbeauftrag¬ 
te, Rentner und viele andere mehr 
wandten sich an Nina S. und drückten 
ihre Solidarität gegen die Willkür von 
Real aus. Metallarbeiter von Daimler- 
Benz in Bremen finden sich genauso 
auf den Listen wie Beschäftigte eines 
Hotels auf der Wartburg in Thüringen 
und viele andere mehr. 

Besonders erfreut zeigen sich die Kol¬ 
leginnen und Kollegen von ver.di und 
des DGB Maintal über die sehr posi¬ 
tive Resonanz auf ihren Aufruf aus an¬ 
deren Real- und Metrofilialen. Für die 
Gewerkschafter ein deutliches Zei¬ 
chen dafür, dass durchaus auch inner¬ 
halb dieses Konzerns Solidarität mög¬ 
lich ist. Diese breite Unterstützung 
bestärkt ver.di und den DGB Maintal 
darin, mit den Aktivitäten verstärkt 
fortzufahren. Dazu wollen sie weiter 
Unterschriften sammeln, aber auch 
weitere Aktionen in Maintal befinden 


Kampf gegen die beabsichtigte Schlie¬ 
ßung des Standortes in Dortmund und 
den Verlust Eurer Arbeitsplätze. Wir 
erklären uns solidarisch mit Euch und 
Euren Familien. 

Fast 70 Menschen sollen ihren Arbeits¬ 
platz verlieren, weil angeblich verän¬ 
derte Marktanforderungen die Schlie¬ 
ßung erforderlich mache. Eine techni¬ 
sche Umrüstung des Standorts sei nicht 
möglich und dass, obwohl der Standort 
Dortmund Gewinn macht. 

Eure Zukunft und Eure Arbeitsplät¬ 
ze bedeuten dem Konzern nichts, der 
höchstmögliche Profit bedeutet ihm 
alles. 

Auch in Eurem Kampf wird deutlich: 
Demokratie darf nicht am Werkstor en¬ 
den! Belegschaften, Betriebsräte und 
Gewerkschaften brauchen wirksame 
Mitbestimmungs- und Vetorechte, da¬ 
mit Ausgliederungen, Firmenzerlegun¬ 
gen und Auslandsverlagerungen, die 
zur Profitmaximierung vorgenommen 
werden, verhindert werden können. 

Es muss aber auch die Frage gestellt 
werden, ob diese Gesellschaft noch 
mehr nach den Interessen des großen 
Geldes umgestaltet wird oder ob die 
Interessen der arbeitenden Menschen 


sich in der konkreten Vorbereitung. 
So ist eine Solidaritäts-Veranstaltung 
für den 23. April um 20.00 Uhr in der 
Maintalhalle im Stadtteil Dörnigheim 
in Vorbereitung. 

Jedenfalls sollten sich die Geschäftslei¬ 
tungen von Real und der Konzernmut¬ 
ter Metro keine Illusionen machen, 
dass sie einfach zur Tagesordnung 
übergehen könnten. Es wäre nicht das 
erste Mal, dass Gewerkschafter bewei¬ 
sen, dass sie einen sehr langen Atem 
haben. Darauf wies auch bei der ersten 
Protestaktion Hans-Jürgen Hinzer von 
der Gewerkschaft Nahrung, Genuss, 
Gaststätten hin. Und er wusste, über 
was er da sprach, hatte er mit seinen 
Kolleginnen und Kollegen einige mo¬ 
natelange Auseinandersetzungen ge¬ 
gen Willkürmaßnahmen verschiede¬ 
ner Unternehmer erfolgreich durch¬ 
gestanden. Für den DGB Maintal und 
ver.di ein Ansporn, dem nachzueifern. 
Bei der zweiten Aktion hatten die Ge¬ 
werkschafter auch die Unterstützung 
des Liedermachers Ernst Schwarz aus 
Frankfurt. Mit bei der Aktion waren 
neben den Gewerkschaftskollegen 
auch Mitglieder von SPD, Die Linke, 
DKP und Grünen. 

Klaus Seibert 


berücksichtigt werden und ob in die¬ 
sem Land die Kräfte gestärkt werden, 
die der gesellschaftlichen Entwicklung 
eine solidarische und demokratische 
Richtung geben wollen. 

Vertraut auf Eure eigene Kraft! Wehrt 
Euch! Bleibt entschlossen und ge¬ 
schlossen. In Eurem Kampf mit Eurer 
Gewerkschaft Verdi gegen diesen skru¬ 
pellosen Plan des arroganten Konzerns 
wünschen wir Euch viel Erfolg! Macht 
Eure Wut zum Widerstand!“ 

In Dortmund findet der Kampf der 
Beschäftigten große Aufmerksamkeit 
und stößt auf viel Sympathie, seitdem 
die Schließungsabsichten bekannt ge¬ 
worden sind. Die Kirchen, der Ober¬ 
bürgermeister, die politischen Parteien 
und soziale Organisationen haben ihre 
Solidarität erklärt und die kämpfende 
Belegschaft zu Gesprächen eingela¬ 
den. Das macht der Belegschaft Mut. 
Sie wird ihr Ziel - und das ist der Erhalt 
des Standorts in Dortmund - nicht auf¬ 
geben. Sie hat gemeinsam mit ihrer Ge¬ 
werkschaft ver.di Warnstreiks durchge¬ 
führt. Weitere Aktionen sind geplant, 
um den Mayr-Melnhof-Konzern zum 
Einlenken zu bewegen. 

Udo Stunz 


Über 340 000 suchen 
noch eine Lehrstelle 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
hat mit den Zahlen zum Ausbildungs¬ 
stellenmarkt für den Monat März 
2014 zum ersten Mal in diesem Jahr 
die aktuellen Ausbildungsdaten ver¬ 
öffentlicht. Dies nahm die DGB-Ju- 
gend zum Anlass, eine erste Tendenz 
abzulesen: Die bisher veröffentlichten 
Zahlen zeigen, dass die Situation auf 
dem Ausbildungsmarkt weiterhin an¬ 
gespannt bleibt. Deutschlandweit su¬ 
chen 340 565 junge Menschen einen 
Ausbildungsplatz. Dem gegenüber ste¬ 
hen 260 909 unbesetzte Ausbildungs¬ 
stellen. Die BA zählt 32 905 Bewer¬ 
berinnen als versorgt („Bewerber mit 
Alternative“), obwohl sie ausdrücklich 
weiterhin einen Ausbildungsplatz su¬ 
chen. Auch weitere 55 965 erfolglose 
Bewerberinnen („andere ehemalige 
Bewerber“) werden als versorgt ge¬ 
zählt, obwohl sie in einer Maßnahme 
oder einer anderen Alternative „ge¬ 
parkt“ wurden. Immer noch werden 
viele junge Menschen in Maßnahmen 
des sogenannten „Übergangssystems“ 
vermittelt - 257 600 im Jahr 2013 - ob¬ 
wohl die meisten von ihnen nur einen 
Ausbildungsplatz und keine Maßnah¬ 
men benötigen. Und noch immer ha¬ 
ben 1,4 Millionen junge Menschen 
zwischen 20 und 29 keinen qualifi¬ 
zierenden Berufsabschluss - das sind 
14 Prozent der Altersgruppe. 

Rente mit 67 abschaffen 

Der Präsident des Sozialverbandes 
SoVD, Adolf Bauer, erklärte: „Die 
Renten-Verbesserungen sind richtig, 
allerdings müssen nun im parlamen¬ 
tarischen Beratungsprozess Korrek¬ 
turen erfolgen. Die Enttäuschung ist 
enorm bei denen, die ein Leben lang 
hart gearbeitet haben und jetzt auf¬ 
grund der zu hohen Hürden bei der ab¬ 
schlagsfreien Rente mit 63 außen vor 
bleiben.“ (...) Würde die Rente mit 67 
abgeschafft, könnten mehr Arbeitneh¬ 
merinnen und Arbeitnehmer profitie¬ 
ren“. Bauer warnte davor, die überfäl¬ 
ligen Reformen in der Alterssicherung 
als einen Casus Belli der Generationen 
zu manipulieren. „Es geht bei der Fra¬ 
ge nicht um einen Generationenkon¬ 
flikt, sondern um einen gerechten und 
fairen Ausgleich:“ 

Grüne entdecken soziale Ader 

Die Grünen melden: Das von Bundes- 
arbeitsministerin Nahles angekündig¬ 
te Programm für Langzeitarbeitslose 
hat reinen Alibi-Charakter. Dem Heer 
der Abgehängten wird damit nicht ge¬ 
holfen. Allein von 2010 bis 2013 sind 
über 190 000 öffentlich geförderte Be¬ 
schäftigungsverhältnisse weggefallen - 
sechsmal mehr als Nahles neu schaffen 
will. Und der Trend 2014 zeigt weiter 
dramatisch nach unten. Bis Ende Sep¬ 
tember laufen rund 78 000 Arbeitsge¬ 
legenheiten aus und bis Ende des Jah¬ 
res verlieren 26 000 „Bürgerarbeiter“ 
ihre Beschäftigung. Angesichts die¬ 
ser dramatischen Entwicklung ist das 
Nahles-Projekt nur weiße Salbe. Wenn 
Nahles sich wirklich ehrlich gemacht 
hätte, dann hätte sie statt des x-ten 
Sonderprogramms endlich den ver¬ 
lässlichen Sozialen Arbeitsmarkt auf 
den Weg gebracht. Mehrere Hundert¬ 
tausend Menschen in Deutschland sind 
dringend darauf angewiesen. 

Bundesweite Mietpreis¬ 
bremse angemahnt 

Der Bundesdirektor des Deutschen 
Mieterbundes (DMB), Lukas Sieben¬ 
kotten erklärte: „Ich habe kein Ver¬ 
ständnis für die jetzt in der CDU/CSU 
laut werdende Kritik an der Mietpreis- 
bremsen-Regelung von Bundesjustiz¬ 
minister Heiko Maas. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und die Union haben 
im Bundestagswahlkampf die Miet¬ 
preisbremse angekündigt und ver¬ 
sprochen. Jetzt, wo es um deren Um¬ 
setzung geht, scheinen einige bei CDU 
und CSU kalte Füße zu bekommen“. 
Er kritisierte Unionsstimmen, die den 
Gesetzesantrag zur Mietpreisbremse 
als unausgewogen und investitions¬ 
feindlich bezeichnet hatten. „Die zö¬ 
gerliche Haltung der Bundesländer, 
von denen Zeitungsberichten zufolge 
nur fünf planen, die Mietpreisbrem¬ 
se vor Ort umzusetzen, zeigt, dass wir 
eine bundesweite Regelung brauchen“. 


Weitere Unterschriften zur Unterstützung 

mit folgendem Text nimmt der DGB in Maintal gerne an und bittet 
im Kollegenkreis und bei Veranstaltungen Listen mitzunehmen: 

„Ich/Wir protestiere/n gegen die Kündigung der Real-Betriebsratsvor¬ 
sitzenden Nina Skrijelj“. 

Die Unterschriften (auch Solidaritätsschreiben) können gesendet wer¬ 
den an: DGB-Ortsverband Maintal, p.A.: Klaus Seibert, Wilhelmsbader 
Straße 35,63477 Maintal. 


„Sie wollen uns loswerden, 
damit ihre Gewinne steigen!“ 

Beschäftigte der MM Graphia in Dortmund kämpfen für ihre Arbeitsplätze 
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Das Protestcamp am Berliner Oranienplatz ist geräumt 

... aber der Flüchtlingsprotest ist noch lange nicht Geschichte 



A m frühem Morgen des 8. Ap¬ 
ril kommt ein mit Hämmern, 
Beilen und Nageleisen bewaff¬ 
nete Vorhut von ca. acht Flüchtlin¬ 
gen, bis dato Bewohner des Camps, 
und beginnt die Hütten und Zelte der 
Flüchtlinge am Oranienplatz in Berlin 
Kreuzberg einzureißen. Ihnen folgt ein 
Trupp der Berliner Stadtreinigungsfir¬ 
ma BSR und schafft mit Radladern das 
Abrissgut weg. Zur gleichen Zeit ver¬ 
breitet die bürgerliche Presse, dass die 
Flüchtlinge freiwillig mit dem Abriss 
ihres Camps begonnen hätten, nach¬ 
dem sie mit dem Senat eine Einigung 
erzielt hätten. Sie würden in ein Haus 
an der Gürtelstraße ziehen, das Camp 
würde damit obsolet. Der Abriss wird 
von Presse und Politikern begleitet. Po¬ 
lizei ist weit und breit nicht zu sehen. 
Sie ist auch nicht notwendig, denn die 
mit nagelneuem Werkzeug und weißen 
Arbeitshandschuhen ausgerüsteten af¬ 
rikanischen Flüchtlinge verrichten die 
Polizeiarbeit viel besser. 

Niemand der Campbewohner wagt es, 
sich ihnen in den Weg zu stellen. Ei¬ 
nige sind starr vor Erstaunen, andere 
weinen vor Wut: „Ihr habt Euch kau¬ 
fen lassen und uns gleich mit verkauft“, 
rufen sie ihren ehemaligen Kampfge¬ 
fährten zu und: „Ihr macht für sie die 
Drecksarbeit.“ - „Wir haben keine 
Wahl“, ist die Antwort. Es ist ein trau¬ 


riges Bild. Es hat mal wieder geklappt: 
Die alte Schule des Kolonialismus hat, 
nach ihrem Credo „Teile und Herr¬ 
sche“ handelnd, abermals gesiegt. 
Nach kurzer Zeit ist der Oranienplatz 
komplett eingezäunt, der Boden bear¬ 
beitet und die Freude über die neue 
Raseneinsaat auf einem Schild fi¬ 
xiert. - Nach dem Motto „Endlich sind 
sie weg“. Aber es sind nicht alle weg. 
Einige der standhaften Flüchtlings¬ 
protestler, unter ihnen die Sprecherin 
des Flüchtlingsrates Napuli Paul Langa 
und einige Unterstützer aus dem So¬ 
lidaritätskomitee hatten die Situation 
erkannt und sich auf die Bäume ge¬ 
flüchtet, um dort auszuharren und den 
Protest fortzuführen. 

Nun ist der Moment gekommen, dass 
die Berliner Polizei auf den Plan tritt 
und den Zaun umstellt. Sie lässt nie¬ 
manden zu den Leuten auf den Bäu¬ 
men heran. Für den Rest des Tages und 
die folgende Nacht bleibt ihnen jede 
Versorgung untersagt. 

Wie kam es zu dieser Situation? 

Im Herbst 2012 liefen mehrere hun¬ 
dert Flüchtlinge aus verschiedenen 
Lagern, in denen sie nach dem Errei¬ 
chen der BRD untergebracht wurden, 
von Würzburg aus in einem mehr als 
650 km langen Protestmarsch nach 
Berlin. Dieser Marsch richtete sich ge¬ 
gen die menschenunwürdige Lagerun¬ 


terbringung für Geflüchtete und gegen 
das Verbot der freien Bewegung im 
Lande. Es ist ihnen nicht gestattet, in 
der BRD zu arbeiten oder sich selbst¬ 
ständig einen Wohnsitz zu besorgen. 
Es war eine politisch motivierte Ak¬ 
tion, die in der Errichtung eines Pro¬ 
testcamps auf dem Berliner Oranien¬ 
platz gipfelte, von wo aus dann diverse 
weitere Aktivitäten gestartet wurden. 
So wurde bereits nach kurzer Zeit die 
in der Nähe liegende ehemalige Ger- 
hart-Hauptmann-Schule besetzt, die 
jetzt vielen Geflüchteten als Unter¬ 
kunft dient. 

Die Flüchtlinge waren in die Haupt¬ 
stadt der Bundesrepublik gekommen, 
um ihren Forderungskatalog zu unter¬ 
breiten, weil hier die für ihre Misere 
verantwortliche Regierung ihren Sitz 
hat. Seit nunmehr eineinhalb Jahren 
kämpfen sie am Oranienplatz für die 
Abschaffung der Residenzpflicht, ge¬ 
gen Abschiebung und für ein Bleibe¬ 
recht, für Arbeitserlaubnis und Bewe¬ 
gungsfreiheit sowie Gleichbehandlung 
in allen gesellschaftlichen Fragen. 

Mit ihrem aktiven Protest gegen die 
menschenverachtende Flüchtlingspo¬ 
litik der Bundesregierung haben sie 
eine breite Solidaritätsbewegung mo¬ 
bilisiert. In einem öffentlich geführten, 
symbolischen Tribunal wurden 2013 
die Verantwortlichen für ihre misera¬ 
ble Situation angeklagt und entlarvt: 
Die Regierung der BRD, die zulässt, 
dass im Interesse der Profitmaximie¬ 
rung deutscher Konzerne sich die Le¬ 
bensgrundlagen der Menschen in Af¬ 
rika und dem Nahen Osten so ver¬ 
schlechtern, dass die Menschen dort 
keinen anderen Ausweg mehr sehen 
als ihre Heimat zu verlassen und un¬ 
ter Einsatz ihres Lebens den Weg in 
die zentraleuropäischen Metropolen 
suchen. 

Anstatt auf die Forderungen der 
Flüchtlinge einzugehen, oder sie zu¬ 
mindest anzuhören, haben Politik und 
Verwaltung immer versucht, die ganze 
Angelegenheit als einmaliges Ereignis 


darzustellen: Einige Flüchtlinge seien 
um die Verbesserung ihrer persönli¬ 
chen Situation bemüht und dafür gel¬ 
te es jetzt eine kurzfristige Lösung zu 
finden. Immer wieder haben aber die 
Flüchtlinge über ihren Flüchtlingsrat 
verkünden lassen, es gehe nicht um 
eine humanitäre Lösung ihrer eigenen 
momentanen Situation, sondern um 
eine grundlegende (notwendige) Ver¬ 
änderung in der Politik in Bezug auf 
jene Flüchtlinge, die das Gebiet der 
BRD erreichen. 

Während die im Bezirk Berlin-Kreuz- 
berg regierenden Grünen zunächst un¬ 
ter Bezirksbürgermeister Schulz und 
später Bezirksbürgermeisterin Moni¬ 
ka Herrmann immer den Anschein der 
Verhandlungsbereitschaft erweckten, 
fuhr die CDU im Berliner Senat unter 
Federführung des Innensenators Hen¬ 
kel von Anfang an die harte Linie und 
plädierte offen für eine polizeiliche Lö¬ 
sung. Sie orientierte auf eine gewaltsa¬ 
me Auflösung des nach ihrer Meinung 
illegalen Protestcamps auf dem Ora¬ 
nienplatz. 

Das Camp der Flüchtlinge am O-Platz 
machte Schlagzeilen und wurde euro¬ 
paweit bekannt. Im Laufe der Zeit ka¬ 
men viele andere hinzu, die nicht mit 
den ursprünglichen politischen Zielen 
der Protestbewegung vertraut waren. 
Ein großer Teil verfolgte primär die 
unmittelbare Verbesserung der eige¬ 
nen persönlichen Lage, was nur allzu 
verständlich ist. Das führte allerdings 
dazu, dass die klare politische Ausrich¬ 
tung des Protestcamps zunehmend in 
Gefahr geriet, zumal von Seiten der 
Politik materielle Zugeständnisse an- 
geboten wurden, um den Protest zu 
verwässern. 

Letztendlich gelang es der Verhand¬ 
lungsführerin des Berliner Senats, Di- 
lek Kolat (SPD), die Flüchtlinge in zwei 
Interessengruppen zu spalten und eine 
davon in ihrem Sinne zu instrumenta¬ 
lisieren. Nach einigen Wochen der in¬ 
ternen Auseinandersetzungen um die 
Einigungsangebote des Senats, welche 


keine einzige Antwort auf die politi¬ 
schen Forderungen aus dem Flücht¬ 
lingsmarschprogramm enthielt, Unter¬ 
zeichneten einige der Flüchtlinge ein 
Abkommen mit dem Senat, welches sie 
zum selbstständigen Abbau des Camps 
verpflichtete. Im Gegenzug dazu gab 
es für sie eine feste Unterkunft ein¬ 
schließlich 100 Euro Begrüßungsgeld 
und die Aussicht auf eine wohlwollen¬ 
de Überprüfung ihrer Asylverfahren. 
★ 

Die letzte Aktivistin jener, die in aus¬ 
wegloser Lage am Dienstagmorgen der 
vergangenen Woche auf die Bäume ge¬ 
klettert waren, Napuli Paul Langa, kam 
am Samstagabend um 23:00 Uhr über 
eine Leiter herunter, nachdem der O- 
Platz von Einheiten des SEK umstellt 
und die Bäume mit Scheinwerfern aus¬ 
geleuchtet wurden. Man hatte ihr sei¬ 
tens des Senats schriftlich zugesichert, 
dass zumindest das Infozelt und das als 
Zirkuszelt bekannte Versammlungs¬ 
zelt wieder auf dem Platz aufgestellt 
würden. Fünf Tage und vier Nächte 
hatte sie auf einer Platane ausgeharrt. 
Einige der gegen ihren Willen vertrie¬ 
benen Protestcampbewohner hatten in 
dieser Zeit auf der anderen Seite des 
Oranienplatzes einen Sitzhungerstreik 
begonnen, der zu Redaktionsschluss 
der UZ noch anhält. Ihre Forderun¬ 
gen sind: Bleiberecht für Alle, keine 
Räumung der von den Flüchtlingen 
besetzten Gerhart-Hauptmann-Schule 
und Duldung dieser als Flüchtlingszen¬ 
trum sowie die Rückkehr ihres Zeltes 
des Infopoints auf den Oranienplatz. 
Am Sonntag, 13.4., starteten die Be¬ 
wohner der Schule eine Solidaritäts¬ 
demonstration zu den Hungerstrei¬ 
kenden am Oranienplatz, die breite 
Unterstützung bei den Kreuzbergern 
fand. Von einigen hundert Demons¬ 
tranten zu Beginn, schwoll diese auf 
dem Weg zu den Streikenden schnell 
auf über tausend Teilnehmerinnen an. 
Der Flüchtlingsprotest auf dem Orani¬ 
enplatz ist noch lange nicht Geschich¬ 
te. Stefan Natke 


„Nazis, haut ab!“ 

Provokationen des „Freien Netz Süd“ in Oberfranken abgewehrt 


Bundesregierung „drückt... 
beide Augen zu‘ y 

„Die Bundesregierung hat mitgeholfen, 
die ukrainischen Faschisten salonfähig 
zu machen, und drückt nun beide Augen 
zu (...)“, kritisiert die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“ im 
Bundestag, Ulla Jelpke, die Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfra¬ 
ge der Fraktion über Rechtsextremisten 
in der Ukraine (18/1105) in einer Pres¬ 
seerklärung. 

Jelpke weiter: Die Bundesregierung 
gibt an, „keine Kenntnis“ von politi¬ 
scher Verfolgung von Antifaschisten, 
Aktivisten des LGBTI-Spektrums, von 
Borotba oder KPU-Mitgliedern zu ha¬ 
ben. 

Sie will auch nichts über drohende Straf¬ 
losigkeit für solche Verbrechen wissen, 
genauso wenig wie über Tätigkeiten 
der rechtsextremen Swoboda-Partei in 
Deutschland. 

Dabei würde zum Teil schon eine ein¬ 
fache Internetrecherche ausreichen, um 
zu erfahren, dass Swoboda zumindest in 
München aktiv ist, dass in der Westuk¬ 
raine die Polizei faktisch aufgelöst ist, 
selbsternannte Bürgerwehren durch 
Lwiw patrouillieren und Staatsanwälte, 
die dem Rechten Sektor nicht passen, 
körperlich angegriffen werden. 

Anstatt ihre Erkenntnisse über diese 
Vorgänge zu vertiefen, trägt die Bundes¬ 
regierung dazu bei, die Swoboda-Partei 
salonfähig zu machen. Ausdrücklich be¬ 
stätigt sie, dass die deutsche Botschaft in 
Kiew „auch populistische oder nationa¬ 
listische Parteien unterschiedlicher Aus¬ 
richtungen und Zielsetzung, so auch die 
jetzt an der Regierung beteiligte Partei 
,Swoboda 4 “, zu Gesprächen einlädt. Das 
geschehe „in Wahrnehmung ihrer Auf¬ 
gaben“. Ich kann allerdings nicht einse- 
hen, warum es die Aufgabe einer deut¬ 
schen Botschaft sein sollte, freundliche 
Kontakte zu einer Partei aufzubauen, 
die regelmäßig Paraden zu Ehren der 
Waffen-SS veranstaltet. (...) 


Binnen achtundvierzig Stunden gelang 
es am vergangenen Wochenende an 
drei Orten in Oberfranken, Blitz-Auf¬ 
märsche der Neonazis abzuwehren. 
Ein kleiner Haufen von ca. 20 Mit¬ 
gliedern der braunen Kameradschaft 
hatte sich nacheinander in Bayreuth, 
Münchberg und Helmbrechts aufge¬ 
baut. Doch ihr Versuch, dort Flugblät¬ 
ter zu verteilen und Kundgebungen 
abzuhalten, ging kläglich unter in Oh¬ 
ren betäubenden Pfeifkonzerten, lau¬ 
ter Musik, dem Dröhnen von Hupen 
und Glockengeläut. „Nazis, haut ab!“ 
wurde skandiert. 

DGB, IG Metall, Antifa-Bündnisse, 
die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes, VVN-BdA, die Kirchen, 
in Münchberg zudem die türkisch-isla¬ 
mische Gemeinde sowie die örtlichen 
Bürgermeister u.a. hatten gemein¬ 
schaftlich mobilisiert, darunter auch 
zahlreiche Schülerinnen und Schulen 
vom Verein „Die Gunga“. 
Hauptzweck der braunen Übung 
war, auf die „nationalrevolutionä¬ 
re Arbeiterkampfdemo“ am 1. Mai 
in Plauen „Arbeitsplätze zuerst für 
Deutsche!“aufmerksam zu machen. 
Auch in der sächsischen Stadt waren 
sie tags zuvor aufgetreten. 150 Gegen¬ 
demonstranten hatten sich ihnen ent¬ 
gegengestellt. Für den 1. Mai selbst hat 
ein breites Bündnis „Vogtland nazi¬ 
frei!“ ein umfassendes, einfallsreiches 
Programm vorbereitet, das um 12 Uhr 
auf demTheaterplatz in Plauen begin¬ 
nen soll. 

Dass die Nazis auch in Helmbrechts 
aufzumarschieren wagten, bezeich- 
nete Volker Seidel von der IG Me¬ 
tall Ostoberfranken als besonders wi¬ 
derwärtigen Zynismus. Denn am Tag 
nach dem 13.4.1945 wird dort traditi¬ 


onell des Todesmarsches der Frauen 
aus der früheren Außenstelle des KZ 
Flossenbürg gedacht. 

In dem kleinen Ort südwestlich von 
Hof versammelten sich deswegen auch 
am vergangenen Sonntag rund siebzig 
Menschen zu Ehren der zu Tode ge¬ 
schundenen Opfer des Naziregimes. 
In einem bewegenden Dokumentar¬ 
film von Ludwig Mertel kam eine der 
wenigen Überlebenden zu Wort; Do¬ 
kumentaraufnahmen gaben einen Ein¬ 
druck von dem Grauen der Situation. 
Insgesamt 1 175 weibliche, vor allem 


Wieder will diese sogenannte Partei 
den 1. Mai, den Kampf- und Feiertag 
der Gewerkschaften für ihre rassisti¬ 
sche und menschenverachtende Pro¬ 
paganda missbrauchen. Die Neonazis, 
jetzt unter der Tarnkappe der „Partei 
DIE RECHTE“ sind genauso gewerk¬ 
schaftsfeindlich wie es SA und NSDAP 
waren, die die Gewerkschaftshäuser 
stürmten, die Gewerkschaften verbo¬ 
ten und ihre Funktionäre in die Ge¬ 
fängnisse und KZs warfen. Der 1. Mai 
ist unser Tag, der Tag der Gewerkschaf¬ 
ter/innen, aller Demokrat/innen und 
Antifaschist/innen. Seine Botschaft 
für soziale Gerechtigkeit, für interna¬ 
tionale Solidarität und Frieden haben 
die Neonazis schon einmal auf ihre Art 
beantwortet - mit dem Überfall auf die 
DGB-Demonstration, mit Knüppeln, 
Steinen und Feuerwerkskörpern. 


jüdische Häftlinge mussten in den um¬ 
funktionierten Werkhallen des Textil¬ 
unternehmens Witt für die Kabel- und 
Metallwerke Neumeyer aus Nürnberg 
für die Rüstung Zwangsarbeit leisten. 
Kurz vor Kriegsende wurden Hunder¬ 
te Häftlinge evakuiert und auf einen 
mörderischen Todesmarsch bis zum 
tschechischen Volary getrieben. 
Gerade angesichts dieser Verbrechen 
drückten der Bürgermeister (SPD), 
die Vertreterin der örtlichen Initiati¬ 
ve gegen Ausländerfeindlichkeit bzw. 
der VVN-BdA sowie der Sprecher des 


Wir meinen darüber hinaus, dass es sich 
bei der „Partei DIE RECHTE“ um ei¬ 
nen Unterschlupf und eine Tarnorga¬ 
nisation der verbotenen kriminellen 
Kameradschaften handelt. In Dort¬ 
mund ist es der „Nationale Widerstand 
Dortmund“, dessen Spitzenfunktionä¬ 
re jetzt als Landesvorsitzender (Dennis 
Giemsch) und Kreisvorsitzender (Sieg¬ 
fried Borchert) „auferstehen“. Die ge¬ 
samte Führungsriege dieser obskuren 
Neugründung kann auf eine beträcht¬ 
liche Anzahl von Vorstrafen und Ge¬ 
fängnisaufenthalten zurückblicken. Es 
sind Wölfe im Schafspelz, die im Schutz 
des Parteienprivilegs ihr übles Treiben 
fortsetzen. 

Ihre ideologische Nähe zum Hitler¬ 
faschismus bekundeten sie bei ihrem 
Aufmarsch am 31. 8. 2013, in dem sie 
die NSDAP in ihren Reden verherr- 


Hofer antifaschistischen Bündnisses 
ihre Empörung darüber aus, dass Na¬ 
zis sich mehr denn je in der Region 
einzunisten versuchen, wie im nahe 
gelegenen Oberprex und Unterhart¬ 
mannsreuth. 

Denn bei aller Genugtuung darüber, 
dass sich das recht klägliche Nazi-Auf¬ 
gebot kein Gehör verschaffen konn¬ 
te - es bleibt doch zu fragen, warum 
diese sich unter immer neuen Namen 
formierenden Nazi-Organisationen 
nicht schon längst verboten wurden. 
Der Antrag auf Verbot des „FNS“ 
wurde bereits vor mehr als zwei Jah¬ 
ren im bayrischen Landtag verabschie¬ 
det, ganz zu schweigen vom Verbot der 
NPD. 


lichten und ihre Sehnsucht nach einem 
neuen „Dritten Reich“ bekundeten. 
Auch ihr sogenanntes 25 Punkte Pro¬ 
gramm, mit dem sie jetzt Wahlkampf 
machen, ist ein direkter Hinweis auf 
das der Hitlerfaschisten. 

„Wir meinen, braune Ideologie gepaart 
mit menschenverachtender Gewaltbe¬ 
reitschaft sollten stichhaltige Gründe 
für ein Verbot sein,“ so das Bündnis 
Dortmund gegen Rechts. 

Wir begrüßen das neue Bündnis Blo- 
ckaDO. Seit vielen Jahren engagieren 
sich Initiativen, Bündnisse und Verbän¬ 
de gegen das Treiben der Nazis in un¬ 
serer Stadt. „Dass es jetzt ein gemein¬ 
sames Dach gibt, um den Widerstand 
gegen die Naziaufmärsche zu bündeln, 
begrüßen wir sehr“ so Ula Richter vom 
BDgR, „wir treten BlockaDo bei!“ 
Dortmund, den 11.04.2014 


Eva Petermann 

Erklärung des Bündnisses Dortmund gegen Rechts 

Kein Naziaufmarsch am i. Mai! - 
Partei „Die Rechte“ verbieten! 
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Privatleben ist Gegenstand ständiger Überwachung 

EuGH: Offizielle Vorratsdatenspeicherung wurde zurückgepfiffen 



er Geheimdienstkoordinator im 
Bundeskanzleramt, Günter Heiß 
(CDU), hat die Präsidenten von 
Bundesnachrichtendienst (BND), Mili¬ 
tärischem Abschirmdienst (MAD) und 
Bundesamt für Verfassungsschutz“ 
(BfV) einbestellt. Heiß konfrontierte 
Gerhard Schindler (FDP), Ulrich Bir¬ 
kenheer und Dr. Hans-Georg Maaßen 
mit der Frage: „Meine Herren, kennen 
Sie den neuesten Witz aus Luxemburg? 
Der Europäische Gerichtshof hat die 
Vorratsdatenspeicherung verboten!“ 
Die drei Spitzenbeamten wurden mit 
dem Hinweis aus der Dienstbespre¬ 
chung entlassen, dass es sich bei der 
Gerichtsentscheidung lediglich um 
eine wirklichkeitsfremde Darstellung 
der Realität handele, von der die deut¬ 
schen Geheimdienste nicht betroffen 
seien. 

Politische und juristische Praxis 

Von „Neues aus der Anstalt“ im Kanz¬ 
leramt zurück zur politischen und juris¬ 
tischen Praxis. Die 2006 beschlossene 
EU-Richtlinie zur Datenspeicherung 
(Richtlinie 2006/24/EG) erlaubte die 
umfassende Beschnüffelung aller Bür¬ 
ger, auch ohne dass es irgendeinen An¬ 
fangsverdacht gegen sie gab. Der Rah¬ 
men für dieses Programm wurde tech¬ 
nisch durch das Abgreifen aller Daten 
von Telefon und Handy, aus dem Inter¬ 
net und von E-Mails ermöglicht. 2008 
wurde in Deutschland die Vorratsda¬ 
tenspeicherung auf der Grundlage der 
EU-Richtlinie eingeführt. Bedingung: 
Dauer von sechs Monaten und richter¬ 
liche Genehmigung. Ziel: Gefahrenab¬ 
wehr und Geheimdiensttauglichkeit. 
Der „Arbeitskreis Vorratsdatenspei¬ 
cherung“ und mehr als 30 000 Bürger 
legten Verfassungsbeschwerde ein. Das 
Bundesverfassungsgericht kassierte 
das deutsche Gesetz am 2. März 2010. 
Tenor: Kein grundsätzliches Verbot der 
Vorratsdatenspeicherung. Bedingung 
sei aber: mehr „Datensicherheit“ oder 
die Abwehr von schweren konkreten 
Bedrohungen. 


Z ehn Tage sind vergangen, da Par¬ 
teichef Sigmar Gabriel seine Mi¬ 
nisterriege für ihre Arbeit lobte. 
Die SPD habe schon nach wenigen Mo¬ 
naten bewiesen, dass sie „der Motor der 
Koalition ist? Es habe wohl noch keine 
Bundesregierung gegeben, „die mit ei¬ 
ner solchen Geschwindigkeit ihre Re¬ 
formprojekte angegangen ist? tönte es 
aus dem Willy-Brandt-Haus in Berlin. 
Gabriel & Co, die sich in einem Renn¬ 
wagen mit „höchster Geschwindigkeit“ 
wähnen, haben nicht bemerkt, dass der 
Bolide mehr Sprit frisst als eingeplant. 
Nun ist der Motor zunächst ins Stot¬ 
tern geraten. Denn führende Genos¬ 
sen aus den Bundesländern fürchten 
angesichts der Politik ihrer Minister 
und der Tatsache, dass ihre „Volkspar¬ 
tei“ SPD in Meinungsumfragen nach 
wie vor um die 25 Prozent hindümpelt, 
schon jetzt um den Wiedererkennungs¬ 
wert ihrer Partei bei kommenden Wah- 


Einschränkungen durch 
EU-Richtlinie werden 
nicht eingehalten 

Zurück zur EU-Richtlinie: Von jedem 
Bürger in der EU durften die Geheim¬ 
dienste erschnüffeln: Wer ist mit wem 
wann und wo und wie lange in Kontakt. 
Dadurch war auch möglich festzustel¬ 
len, wer sich wo zu jedem Zeitpunkt 
aufhält. Mit der Speicherung beauf¬ 
tragt wurden die Anbieter von Tele¬ 
kommunikation und Internet. Die Auf¬ 
bewahrungsdauer lag bei mindestens 
sechs Monaten und bei höchstens zwei 
Jahren. Offiziell verbot die Richtlinie, 
dass Kommunikationsinhalte, also al¬ 
les, was am Telefon gesprochen wird 
oder als E-Mail verschickt wird, ge¬ 
speichert werden. 

Dass diese „Einschränkung“ nicht ein¬ 
gehalten wird und die deutschen Ge¬ 
heimdienste meinen, gleichzeitig ihre 
Hände in Unschuld waschen zu kön¬ 
nen, offenbarte in der vergangenen 
Woche der in Berlin unerwünschte Ed¬ 
ward Snowden: Der US-Geheimdienst 
National Security Agency (NSA) 
macht den Zugriff auf die Inhalte und 


len. Natürlich arbeiten die SPD-Minis¬ 
ter fleißig - den Koalitionsvertrag ab. 
Aber die Wählerschaft hat ein Gespür 
dafür - Koalition hin, Koalition her -, 
dass das nicht dem entspricht, was Sozi¬ 
aldemokraten in ihrem Wahlprogramm 
versprochen haben. Es wird von kei¬ 
nem Minister deutlich gemacht, welch 
weitergehende Vorstellungen die SPD 
eigentlich aufgeschrieben hatte. Oder 
war das auch nur geplante Täuschung, 
wie wir vermuten? 

★ 

In der SPD vermissen derzeit viele ein 
klares Profil ihrer Partei. NRW-Wirt¬ 
schaftsminister Garreit Duin, dem 
rechten Seeheimer Kreis zuzurechnen, 
hat das SPD-Wahlprogramm schon 
weit hinter sich gelassen. „Wir müssen 
neue, frische Themen finden, um in Zu¬ 
kunft auch im Bund Wiederwahlen ge¬ 
winnen zu können“, sagte er dem „Spie¬ 
gel“. „Wenn man für seinen Wahlkampf 


tauscht sich mit den deutschen Diens¬ 
ten aus. 

Außerdem ist es Alltagserfahrung und 
kein Science-Fiction, dass sich nicht 
nur die Dienste, sondern auch die Kri¬ 
minalpolizei an die Inhalte machen. 
Geradezu unterhaltsam dargeboten 
wird diese Praxis in fast jedem „Poli¬ 
zeiruf 110“ oder von Freddy Schenk 
(Dietmar Bär) und Max Bailauf (Klaus 
J. Behrendt) im Kölner Tatort. Fast im¬ 
mer läuft alles im Rahmen der Geset¬ 
ze ... 

Urteil des Europäischen Ge¬ 
richtshofs 

Der Eingriff in die Privatsphäre über 
die EU-Richtlinie wurde nun vom 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
komplett kassiert, da er nach Auffas¬ 
sung der Richter einen „Eingriff von 
großem Ausmaß und von besonderer 
Schwere“ darstelle. Das Recht auf Ach¬ 
tung des Privatlebens sei verletzt. Das 
bedeutet aber nicht, dass die nationa¬ 
len Gesetze, die die Richtlinie umge¬ 
setzt haben, nun nicht mehr in Kraft 


bei einer Bundestagswahl 25 Prozent 
bekommt, braucht man sich nicht zu 
wundern, dass man auch bei 25 Prozent 
bleibt, wenn man die Themen dann in 
Regierungsverantwortung umsetzt.“ 
Der „linke“ Ralf Stegner, stellvertre¬ 
tender SPD-Vorsitzender, wird vom 
„Spiegel“ mit den Worten zitiert: „Wir 
müssen uns um unser Profil bemühen 
und an organisatorischen Schwächen 
arbeiten.“ Besonders Ostthemen neh¬ 
me die SPD nicht ernst genug. Den¬ 
noch behauptet er, dass die SPD zu 
„80 Prozent“ die Politik dieser Repu¬ 
blik bestimme. 

Der Berliner SPD-Landesvorsitzen- 
de Jan Stoß sieht die Lage kritischer. 
Auch er kommt im „Spiegel“ zu Wort: 
„Wir müssen stärker in den Fokus rü¬ 
cken, dass wir es sind, die soziale Ver¬ 
besserungen meist gegen den Wider¬ 
stand der Union durchgesetzt haben.“ 
Und außerdem: „Wir müssen aufpas¬ 
sen, dass wir uns inhaltlich nicht nur auf 
die Koalitionsverträge reduzieren las¬ 
sen, sondern immer wieder klarstellen, 
was die ,SPD-pur ist 4 .“ 

Doch das ist nicht das Ding des Partei¬ 
vorsitzenden. Der glaubt, dass die SPD 
nur dann erfolgreich ist, wenn sie sich 
als erfolgreiche Regierungspartei prä¬ 
sentiert. Über die Koalitionsvereinba¬ 
rung hinausgehende Forderungen, wie 
zum Beispiel mehr Geld für Investitio¬ 
nen, schmettert er ab: „Steuererhöhun¬ 
gen sind mit dieser Koalition nicht zu 
machen.“ 

★ 

Das Grummeln in der Partei, die For¬ 
derung nach einem Kurswechsel, ist 
längst flächendeckend, allen Schön- 
rednerinnen und -rednern aus der Par¬ 
teizentrale zum Trotz. Völlig unklar ist 


sind. 26 von 28 EU-Mitgliedern hatten 
diese Umsetzung bereits erledigt. 

Die Medien beruhigen: Die Westdeut¬ 
sche Zeitung etwa schreibt über die 
bundesrepublikanische Rechtswirk¬ 
lichkeit, dass es hier „weiter keine 
Vorratsdatenspeicherung“ gebe. Die 
sei 2010 durch das Verfassungsgericht 
gekippt. 

Ein neues Gesetz zur Vorratsdaten¬ 
speicherung wurde vom Bundestag 
(noch) nicht verabschiedet. Deutsch¬ 
land war von der EU-Kommission des¬ 
halb sogar verklagt worden, weil es die 
Richtlinie nicht umgesetzt habe. Diese 
Klage ist in sich zusammengebrochen, 
weil die EU-Richtlinie als Vorausset¬ 
zung für die Klage entfallen ist. 

Die GroKO wollte aber einen neuen 
Gesetzentwurf in Übereinstimmung 
mit der EU-Richtlinie vorlegen. Dieses 
Vorhaben ist einstweilen geplatzt, weil 
es keine Richtlinie mehr gibt. Aber: Sie 
kann dennoch ein neues Gesetz ein- 
bringen. Dabei müsste sie die Vorga¬ 
ben des Verfassungsgerichts von 2010 
allerdings berücksichtigen. Ob sie das 


allerdings, wohin die Reise mit dem 
Parteivorsitzenden Gabriel denn kon¬ 
kret gehen soll. Selbst der stellvertre¬ 
tenden SPD-Vorsitzenden Hannelore 
Kraft, NRW-Ministerpräsidentin ist ein 
Unwohlsein über die gegenwärtige Si¬ 
tuation anzumerken. Auf einer Wahl¬ 
kampfkundgebung in Sachsen-Anhalt 
äußerte sie jüngst, die „Art und Weise, 
wie in Berlin Politik gemacht wird, ist 
nicht so, wie ich gern Politik mache.“ Sie 
erinnerte auch daran: „Ich sage meine 
Meinung, so wie sie ist. Das hat in den 
Koalitionsverhandlungen auch nicht 
jedem gefallen.“ In einer internen Sit¬ 
zung hatte Kraft seinerzeit verkündet: 
„Ich werde nie, nie als Kanzlerkandi¬ 
datin antreten.“ Sie beklagte raue Sit¬ 
ten, intrigante Parteifreunde und böse 
Medien. 

Unter SPD-Politikern seien die Äuße¬ 
rungen Krafts, so heißt es in einer Ta¬ 
geszeitung, unerklärlich. „Wir stehen 
alle etwas ratlos da“, sagte einer von 
ihnen, der natürlich namentlich nicht 
genannt werden will. Von Befindlich¬ 
keiten und Rührseligkeiten ist da die 
Rede. Die Vermutung wird angestellt, 
dass sich Kraft mehr Geld des Bun¬ 
des für ihre finanziell klammen Kom¬ 
munen erhofft habe und nun zutiefst 
enttäuscht sei. Kraft hatte sich be¬ 
kanntlich nach dem Ausgang der Bun¬ 
destagswahlen heftig gegen eine Gro¬ 
ße Koalition gewehrt. Sie war in den 
Parteigremien Gabriel und Steinmei¬ 
er unterlegen. Möglicherweise hat sie 
das Dilemma, in das die SPD mit ihrem 
Eintritt in die GroKo geführt wurde, er¬ 
ahnt. Die Quittungen für diese Missge¬ 
burt zugunsten von Kapitalinteressen 
werden allen im Willy-Brandt-Haus, 
den Fraktionen in den Parlamenten 
sowie allen Parteigliederungen aus¬ 
gestellt werden. Frust, in genügendem 
Maße, bleibt für die sozialdemokrati¬ 
sche Wählerschaft übrig. 

Rolf Priemer 


aber kann, hängt vom Widerstand im 
Lande ab. 

★ 

Zu den neuen Optionen der Bundes¬ 
regierung sagt die Internationale Liga 
für Menschenrechte (ILMR): „Damit 
droht ein erneuter Angriff auf Daten¬ 
schutz, Datensicherheit, Privatsphä¬ 
re und informationeile Selbstbestim¬ 
mung. Denn trotz des NSA-Skandals, 
in dem die massenhafte Ausspähung, 
Speicherung und Auswertung von Te¬ 
lekommunikations-Metadaten (Ver¬ 
bindungsdaten) eine große Rolle 
spielt, plant die Große Koalition ein 
neues Vorratsdatengesetz - nachdem 
das Bundesverfassungsgericht das ers¬ 
te Gesetz bereits 2010 aufgrund von 
über 35.000 Verfassungsbeschwerden 
für verfassungswidrig erklärt und auf¬ 
gehoben hatte.“ 

Die Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte setzt sich daher zusam¬ 
men mit vielen anderen Bürgerrechts¬ 
und Datenschutzvereinigungen und 
Berufsverbänden dafür ein, dass die 
Vorratsdatenspeicherung weder auf 
EU-Ebene noch in der Bundesrepu¬ 
blik wiedereingeführt wird und dass 
die Bevölkerung endlich wirksam vor 
Massenüberwachung und Digitalspio¬ 
nage und weiteren verfassungswidri¬ 
gen Attacken geschützt wird. 

Dass die Vorratsdatenspeicherung 
nicht dazu dienen sollte, den braunen 
Sumpf in Deutschland zu kartogra- 
phieren, so DKP-Vorsitzender Patrik 
Köbele, hat sich im Prozess in Mün¬ 
chen und im Bundestag deutlich er¬ 
wiesen. „Wir müssen damit rechnen, 
dass es neue Anläufe geben wird, die 
Vorratsdatenspeicherung im demo¬ 
kratischen Mäntelchen 4 zu legalisie¬ 
ren. Unsere Geschichte zeigt, dass 
die Dienste noch nie dazu eingesetzt 
wurden, mehr Demokratie durchzu¬ 
setzen. 44 

Uwe Koopmann 


Bamberger Linke Liste (BaLi) 
zieht ins Rathaus ein 

(...) Erstmals in der neueren Geschich¬ 
te der Bamberger Lokalpolitik ist im 
Stadtrat eine linksgerichtete Gruppie¬ 
rung vertreten. Die Wähler haben den 
Zweitplatzierten der Liste, den partei¬ 
losen Diplom-Psychologen Heinrich 
Schwimmbeck, ins Rathaus befördert, 
mit insgesamt 3,26 Prozent der Stim¬ 
men für die BaLi. 

Mit diesem Ergebnis wurde der Einzug 
in das Gremium mit einem zweiten Ver¬ 
treter nur sehr knapp verfehlt. (...) 
BaLi und ihrem Stadtratsmitglied Hein¬ 
rich Schwimmbeck kommt nun, geht es 
nach dem Text auf seinem Wahlplakat, 
u. a. die Aufgabe zu dafür zu sorgen, dass 
man „draußen sieht, was da drinnen vor 
sich geht“. Da ist es gut und schon mal 
ein erster Transparenz-Fortschritt, dass 
die Besetzung der Senate und Ausschüs¬ 
se heutzutage nach Hare-Niemeyer er¬ 
folgt, was auch kleinen Fraktionen und 
„Einzelkämpfern“ Mitwirkungsmöglich¬ 
keiten eröffnet. 

Über weitere Strategien, wie die erklär¬ 
ten Wahlziele in der kommenden Wahl¬ 
periode im Stadtrat verfolgt werden, ist 
noch zu beraten. Das neue Stadtratsmit¬ 
glied Heinrich Schwimmbeck erklärte, 
dass ihm keine inhaltlichen Grundla¬ 
gen sichtbar seien, die zu einer inhaltli¬ 
chen Zusammenarbeit mit den übrigen 
kleinen Gruppierungen in Form einer 
Fraktionsgemeinschaft führen könnten. 
Anders verhalte es sich mit dem Zu¬ 
sammenschluss zu einer sogenannten 
Ausschussgemeinschaft, die den klei¬ 
nen Gruppierungen die Möglichkeit zur 
Besetzung von Senaten und Aufsichts¬ 
räten eröffnen. 

Die DKP gratuliert der Bamberger Lin¬ 
ken Liste zu diesem großartigen Erfolg 
und wird Heinrich Schwimmbeck im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bei seiner 
Arbeit als Stadtrat unterstützen. 

Rotes Echo - Zeitung der DKP Oberfranken 


Der Motor stottert 

ln der SPD nimmt die Unzufriedenheit zu 
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Ukraineberichterstattung: Macht kommt nicht nur aus den Gewehrläufen ... 


Finanzhilfe 

Die EU hat eine milliardenschwere „Fi¬ 
nanzhilfe“ für die Ukraine beschlossen. 
Die Außenminister der 28 EU-Staaten 
stimmten am Montag in Luxemburg 
auch einer Streichung fast sämtlicher 
Zölle für Waren aus der Ukraine zu. 
Damit soll die wirtschaftliche Lage des 
Landes „stabilisiert“ werden. Die „Fi¬ 
nanzhilfe“ von einer Milliarde Euro soll 
zusammen mit bereits früher beschlos¬ 
senen 610 Millionen Euro in den Haus¬ 
halt der Ukraine fließen. Voraussetzung 
dafür ist jedoch die Einleitung politi¬ 
scher und wirtschaftlicher „Reformen“. 
Zugleich berieten die Minister über 
eine Verschärfung der EU-Sanktionen 
gegen Russland. Tiefgreifende Wirt¬ 
schaftssanktionen müssten vorbereitet 
werden, plädierten einige, um mögli¬ 
cherweise rasch in Kraft zu treten. 

Die Staats- und Regierungschefs der 
EU werden möglicherweise in der kom¬ 
menden Woche bei einem Sondergipfel 
in Brüssel über neue EU-Sanktionen 
entscheiden. Dies sagte Frankreichs Au¬ 
ßenminister Laurent Fabius am Montag 
in Luxemburg nach dem Treffen der Au¬ 
ßenminister. Der Gipfel werde stattfin¬ 
den, „wenn das nötig ist“. Es gehe da¬ 
rum, dass die EU gegenüber Russland 
„sowohl Entschlossenheit als auch Be¬ 
reitschaft zu Dialog“ zeige. 

Zweierlei Maß 

Russland wies die Vorwürfe einer 
Aufheizung der Lage in der Ostukra¬ 
ine erneut zurück. „Es gibt dort kei¬ 
ne Agenten - weder vom (russischen 
Militärgeheimdienst) GRU noch vom 
(Inlandsgeheimdienst) FSB“ erklärte 
Außenminister Sergej Lawrow. Ukrai¬ 
nische Behörden hatten zuvor behaup¬ 
tet, russische Agenten festgenommen 
zu haben. „Wenn es Fakten gibt, dann 
doch nur keine Scheu, diese zu präsen¬ 
tieren“, forderte Lawrow. Dem Westen 
warf er vor, mit zweierlei Maß zu mes¬ 
sen: „Als es Gewalt auf dem Maidan in 
Kiew gab, die mit vielen Dutzenden To¬ 
ten endete, wurde das Demokratie ge¬ 
nannt. Aber die friedlichen Proteste im 
Süden und Osten werden jetzt Terroris¬ 
mus genannt.“ 

Fabius besuchte Kuba 

Zum ersten Mal seit mehr als 30 Jahren 
hat ein französischer Außenminister 
Kuba besucht. Frankreichs Chefdiplo¬ 
mat Laurent Fabius sagte am Samstag 
nach einem Treffen mit seinem kuba¬ 
nischen Kollegen Bruno Rodriguez in 
Havanna, Frankreich wolle seine Bezie¬ 
hungen zu allen lateinamerikanischen 
Ländern stärken, vor allem zu Kuba. In 
den Beziehungen zwischen beiden Staa¬ 
ten stecke „großes Potenzial“. Laurent 
Fabius legte am vergangenen Samstag 
am Denkmal für Jose Marti auf dem 
Platz der Revolution in Havanna einen 
Kranz nieder. 


A uch ohne Wolfgang Schäuble 
und Hillary Clinton; der aktuel¬ 
le Hitler heißt Wladimir Putin. 
Die psychologische Kriegsvorberei¬ 
tung beginnt mit der Dämonisierung 
des Gegners. 

Die russische Zivilgesellschaft ist seit 
längerem nicht mehr existent. „Russ¬ 
lands starker Mann“ (. Bild ), „hält die 
Zügel der Macht fest in der Hand“. Al¬ 
lenfalls, und auch das noch symbolisch 
aufgeladen, attackiert von „Femen“ 
und „Pussy Riot“. Der Spie¬ 
gel wittert an ihm den „Ge¬ 
stank des KGB“. Es wim¬ 
melt nur so von despotisch, 
verschlagen, brutal-zynisch 
dreinblickenden Photo- 
shop-Putins in den Gazet¬ 
ten. Die russische Politik ist 
zu einer Ausprägung per¬ 
sönlicher Ambitionen ge¬ 
worden: „Putin schluckt die 
Ukraine nach russischen 
Regeln“ (Welt) „Putin dreht 
den Gashahn zu. Zahlen wir 
jetzt für das Gas der Ukra¬ 
ine? (Express). Wir werden 
zum Spielball seiner per¬ 
sönlichen Großmachtambi¬ 
tionen - wenn wir uns nicht 
wehren, so die Botschaft 
Die politisch-ökonomische, 
die militärstrategische Ana¬ 
lyse gerät zu einer küchen¬ 
psychologischen Veran¬ 
staltung: „So wuchs Wladi¬ 
mir Putin auf der Straße auf. 

Als Kind jagte ich Ratten.“ 

(Bild). Und auch die sexu¬ 
elle Konnotation darf nicht 
fehlen: „Putin ist scharf 
auf Sharon Stone“ (Bild) 

Der „Machtmensch Pu¬ 
tin“ (ARD), ein „gelehri¬ 
ger Schüler Lenins“ (Spie¬ 
gel), gedrillt vom KGB, „der 
neue Zar (Focus), gesteuert 
von panslawistischen Refle¬ 
xen und „scharf“ auf unseren 
Wohlstand und „unsere 
Weiber“. Das neue Feind¬ 
bild hat den Vorteil, dass 
sich niemand groß umstel¬ 
len muss. Es ist das alte. Es 
ist seit mehr als 100 Jahren 
ebenso gleich geblieben, 
wie die damit verfochtene geostrate- 
gische Konzeption. 

Der „Drang nach Osten“ beherrsch¬ 
te spätestens seit der Reichsgrün¬ 
dung, 1871, die nationalistische Dis¬ 
kussion in Deutschland. In Friedrich 
Ratzels „Lebensraum“-Theorie fand 
er Anfang des 20. Jh. zu seiner biolo¬ 


gistischen Form. Es galt neuen „Le¬ 
bensraum“ für die „arische“ bzw. „ger¬ 
manische Rasse“ zu erobern. Das zu¬ 
gehörige propagandistische Feindbild 
war nicht sehr überraschend die „asi¬ 
atische“ oder „bolschewistische“, dann 
auch die „judäo-bolschewistische Ge¬ 
fahr aus dem Osten“, der man begeg¬ 
nen müsse. Notfalls eben auch militä¬ 
risch. Es gibt eben Situationen, da lässt 
einem der Feind keine Wahl. Das war 
1939 klar der Fall. (Ebenso wie 1998 in 


Jugoslawien oder 2001 in Afghanistan) 
Da sich der „Erfolg“ ab 1943 in Gren¬ 
zen hielt, musste der Biologismus als 
propagandistisches Kampfinstrument 
gewissermaßen die Seite wechseln, er 
wurde zum Negativbegriff, den man 
gern dem Gegner zuschreibt. Der Ex¬ 
pansionismus aber ist geblieben. Nun 


allerdings im Geiste der westlichen 
Wertegemeinschaft, sozusagen im 
Auftrag von Freedom and Democracy. 
Primär geheimdienstlich-operationell 
vorgetragen, finanzkapitalistisch abge¬ 
stützt und - wo es eben wieder einmal 
nicht anders geht - auch militärisch ab¬ 
gesichert. 

★ 

Der Erfolg dieser Strategie ist bis¬ 
lang beachtlich. EU und Nato konn¬ 
ten ihre Positionen weit in das Gebiet 
der ehemaligen Warschauer 
Vertrages-Staaten 
vorverlegen. Mit 
dem wirtschaftli¬ 
chen Chaos der 
„ursprünglichen 
Akkumulation“, der 
Reprivatisierung 
des sozialistischen 
Eigentums in der 
Ukraine schien auch 
dort das Protestpo¬ 
tential für eine breit 
orchestrierte Inte¬ 
gration der Ukrai¬ 
ne in die westliche 
Wertegemeinschaft 
vorhanden. Dass 
damit, angesichts 
des Griechenland- 
Desasters, keine Lö¬ 
sung der sozialen 
Problem zu erwar¬ 
ten ist, stört natür¬ 
lich niemanden. Es 
verengt allerdings 
den Zeitkorridor, 
in dem Fakten ge¬ 
schaffen werden 
müssen. Schlagen 
erst einmal die 
von den Heilsbrin¬ 
gern verordneten 
Austeritätspro- 
gramme und die 
Rücknahmen der 
russischen Subven¬ 
tionen voll durch, 
dürfte die Positi¬ 
on der Putschisten 
in Kiew trotz Rü¬ 
ckendeckung aus 
Washington nicht 
mehr sehr komfor¬ 
tabel sein. 

★ 

In dieser Lage sind die Qualitätsmedi¬ 
en nahezu geschlossen in den Kriegs¬ 
berichterstatter-Modus übergegangen. 
„Alarm“ (FAZ) „Russland führt Krieg 
gegen die Ukraine“. „Geheimes Nato- 
Papier enthüllt: Putin will die ganze 
Ukraine besetzen.“ (Focus). „Explo¬ 


diert jetzt das Pulverfass Ost Ukrai¬ 
ne?“ (Bild) 

Bejubelte die Presse vor kurzem noch 
die brutalen Schlägertrupps auf dem 
Maidan „Mit archaischen Waffen be¬ 
siegten die Regimegegner den Despo¬ 
ten Janukowitsch“ (Bild) „Basketball¬ 
schläger“, „Macheten“, „Äxte“, „Häm¬ 
mer“, „Nagelkeulen“... alles was der 
prowestliche Demonstrant so zur frei¬ 
en Meinungsäußerung braucht, wur¬ 
de andächtig bestaunt, wenn damit 
nur die richtigen Schädel eingeschla¬ 
gen wurden. In der Ostukraine hei¬ 
ßen jene, die sich für diesen prowest¬ 
lich Putsch nicht begeistern mögen, 
nun „Putins Masken-Krieger“ (Bild). 
(Der antirussische Faschismus an die 
Macht, und die EU-Troika vor der Tür, 
es lassen sich verlockendere Szenari¬ 
en zeichnen.) Die heiß entflammte Be¬ 
geisterung der Springerpresse für den 
Barrikadenkampf, die sehnsuchtsvolle 
Revolutionsromantik auf allen Kanä¬ 
len hat nun ihr jähes Ende gefunden, 
als plötzlich die Falschen die Kalasch¬ 
nikows in den Händen hielten. 

„Nun herrscht Krieg in der Ostukrai¬ 
ne“, meldet sich die Süddeutsche von 
der Front, „Moskau rollt die Ukrai¬ 
ne von Osten her auf.“ Und die Put¬ 
schisten? Knieweich, offensichtlich. 
„Warum ließ der Innenminister das 
48-Stunden-Ultimatum, das er am 
Dienstag über die Besetzer von Do¬ 
nezk und Lugansk verhängte, verstrei¬ 
chen? Wo war in den vergangenen Ta¬ 
gen und Wochen die Armee, wo die 
Miliz? (...) Jetzt, viel zu spät, ist ein 
Anti-Terror-Einsatz befohlen worden, 
der mehr Chaos produziert als Ergeb¬ 
nisse.“ Ein Scheißkrieg also, zu spät, zu 
wenig Blut, zu wenig Tote. Eine echte 
Spitzenleistung der „liberalen“ Qua¬ 
litätspresse. 

★ 

Wie bei der Durchsetzung des neoli¬ 
beralen Casinokapitalismus kämpfen 
die Frontleute der Meinungsindustrie 
auch in der psychologischen Kriegs¬ 
vorbereitung mit unerschütterlichem 
Sendungsbewusstsein und beeindru¬ 
ckender Geschlossenheit. Der deut¬ 
sche Journalismus gleichgeschaltet 
im Heißen und kampferprobt im Kal¬ 
ten Krieg hat ein Heer von Überzeu¬ 
gungstätern hervorgebracht, das Ab¬ 
weichung ebenso wenig duldet wie der 
Orden der Gegenreformation: „Ich 
werde glauben, dass Weiß Schwarz ist, 
wenn es die Kirche so definiert.“ (Igna¬ 
tius von Loyola). 

Klaus Wagener 
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Schreibtischtäter - nicht nur wenn es um die Berichterstattung zur Ukra¬ 
ine geht:„Bild" und „BZ“ „beschwören“ in diesem Zusammenhang die 
Gefahr aus dem Osten und möchten mit Hilfe einer Petition erreichen, 
dass die Panzer im sowjetischen Ehrenmal im Tiergarten verschwinden, 
Das Ehrenmal erinnert wie andere in der Stadt an die Befreier vom 
Faschismus (Ausriss aus der Berliner„BZ“ siehe auch Seite i). 


Fortsetzung von Seite 1 

Wie es in dem siebenseitigen vertrau¬ 
lichen NATO-Dokument („Nato Re- 
stricted“) heißt, über das der „Spiegel“ 
berichtete, soll durch mehr gemeinsa¬ 
me Manöver in den osteuropäischen 
Staaten die „Interoperabilität“ der 
Armeen dieser Staaten mit denen der 


restlichen NATO und besonders der 
NATO-Hauptmächte gesteigert wer¬ 
den - also ihre Fähigkeit zur gemein¬ 
samen Kriegsführung. Gleichzeitig sol¬ 
len die osteuropäischen Staaten damit 
„ermuntert“ werden, sich am „Smart- 
Defence-Projekt“ der NATO zu betei¬ 
ligen, bei dem es laut „Spiegel“ um die 


„Beschaffung von Rüstungsgütern und 
die Zusammenlegung und Spezialisie¬ 
rung militärischer Fähigkeiten“ geht - 
also um koordinierte und zielgenaue 
weitere Aufrüstung und Modernisie¬ 
rung des Militärs. 

Zu der von der NATO-Führung mit 
diesen Maßnahmen und Plänen voran¬ 
getriebenen Eskalation der Spannun¬ 
gen, die von Russland nur als Provoka¬ 
tion verstanden werden können, gehört 
auch die demonstrative Unterstützung 
der NATO für die von den nationa¬ 
listischen und faschistischen Kräften 
dominierte Kiewer Regierung. Diese 
„Regierung“ hat in den letzten Tagen 
mit der Androhung der gewaltsamen 
Unterdrückung von Protestaktionen in 
der Ostukraine und dem Einsatz ent¬ 
sprechender Spezialeinheiten das Ri¬ 
siko einer Ausweitung des Konflikts 
in einen offenen Bürgerkrieg vergrö¬ 
ßert. Doch je mehr die USA und die 
übrigen westlichen NATO-Staaten im 
Verein mit der EU die Putschregierung 
in Kiew mit „Solidaritätserklärungen“ 
und milliardenschweren Finanzhilfen 
zu solchem Vorgehen ermutigen, umso 
mehr wächst in der russischsprachigen 
Bevölkerung in der Ostukraine die 
Angst vor einer ukrainisch-nationalis¬ 
tischen und faschistischen Diktatur in 
Kiew und die Forderung nach staatli¬ 
cher Eigenständigkeit bis hin zur Ab¬ 


spaltung. Schuld daran ist vor allem 
die mit NATO-Unterstützung erfol¬ 
gende Weigerung der Kiewer Regie¬ 
rung, einen föderativen Staatsaufbau 
mit weitgehenden Autonomierechten 
für die verschiedenen Landesteile zu 
akzeptieren und die russische Sprache 
als offizielle zweite Amtssprache anzu¬ 
erkennen. 

Entgegen allen Versicherungen von 
Merkel und Steinmeier, dass sie eine 
„Spirale militärischer Eskalation“ ver¬ 
meiden und eine friedliche Regelung 
suchen wollen, ist die Bundesregierung 
aktiv an den spannungsverschärfenden 
Maßnahmen der NATO beteiligt. Sie 
hat ihre Bereitschaft erklärt, deutsche 
Kampfflugzeuge zur Ausweitung der 
NATO-Überwachungsflüge im Balti¬ 
kum zur Verfügung zu stellen. Stein¬ 
meier hat zwar Vorbehalte gegen eine 
sofortige Aufnahme der Ukraine in die 
NATO geäußert, aber zugleich eine 
„engere Kooperation“ in der NATO- 
Ukraine-Kommission befürwortet, die 
sicher auch die militärische „Koopera¬ 
tion“ einschließt. Wenn die Bundesre¬ 
gierung, Merkel und Steinmeier es mit 
einer „Deeskalation“ ernst meinen 
würden, müssten sie in den NATO- und 
EU-Gremien eine völlig andere Hal¬ 
tung einnehmen. 

Angesichts des in den Medien ge¬ 
schürten Kriegsgeschreis muss eisern 


daran festgehalten werden: Es darf un¬ 
ter keinen Umständen einen militäri¬ 
schen Schlagabtausch mit Russland ge¬ 
ben. Krieg zwischen Russland und der 
NATO muss undenkbar bleiben. Denn 
er wäre eine grauenhafte Katastrophe 
nicht nur hinsichtlich der unmittelba¬ 
ren Opfer, Zerstörungen und Umwelt¬ 
schäden, sondern auch für die gan¬ 
ze weitere Zukunft des europäischen 
Kontinents. Abgesehen davon, dass ein 
solcher Krieg für die NATO nicht ge¬ 
winnbar wäre. 

Mehr denn je gilt: Es gibt keine militä¬ 
rische Lösung des Konflikts. Es kann 
nur eine Regelung durch friedliche 
Verhandlungen geben. Das setzt vor¬ 
aus, dass Berlin, Paris, London und Wa¬ 
shington alles vermeiden, was zur wei¬ 
teren Zuspitzung beiträgt. Und dass sie 
ihre Parteigänger im Baltikum und in 
Polen, aber vor allem in Kiew zu einem 
Kurs des Realismus und der Vernunft 
zwingen. 

Die Mehrheitsmeinung der Deutschen, 
dass es absolut nichts gibt, was ein mi¬ 
litärischen Eingreifen der NATO in 
Osteuropa und einen militärischen 
Konflikt mit Russland rechtfertigen 
könnte, muss gefestigt und verstärkt 
werden. Machen wir die Ostermärsche 
2014 zu einem wichtigen Beitrag in die¬ 
sem Sinn! Georg Polikeit 


Gemeinsame Erklärung zu den Angriffen auf 
ukrainische Kommunisten 

Die Partei der Arbeit Belgiens (PTB), die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), 
die Kommunistische Partei Luxemburgs (KPL) und die Neue Kommunistische 
Partei der Niederlande (NCPN) verurteilen auf das Schärfste die jüngsten Angrif¬ 
fe durch offen faschistische Kräfte auf die Kommunistische Partei der Ukraine. 
Die Besetzung des Gebäudes des ZK der KPU, die Plünderung des Eigentums 
der Partei und die Brandstiftung im Gebäude durch Mitglieder von „Swoboda“ 
und „Rechter Sektor“ sind klare Anzeichen für die Gefahr, die der Ukraine durch 
den Faschismus droht. Immer wenn die Faschisten mit der Errichtung ihrer Herr¬ 
schaft begannen, waren Kommunisten und andere linke,demokratische Kräfte 
ihre ersten Ziele und Opfer. 

Wir erklären unsere feste Solidarität mit der Kommunistischen Partei der 
Ukraine und mit allen demokratischen Kräften, die sich bemühen, die aktuel¬ 
len Probleme der Ukraine auf friedlichem Wege und im Interesse der Mehrheit 
des ukrainischen Volkes zu lösen. Wir fordern von den Regierungen Belgiens, 
Deutschlands, Luxemburgs und der Niederlande,einen eindeutigen Standpunkt 
gegen diese faschistischen Attacken in der Ukraine einzunehmen. 

Wir unterstützen die Position von Pjotr Simonenko, Erster Sekretär der KPU, der 
feststellte, dass die wichtigste Aufgabe heute die gleiche ist wie vor 70 Jahren: 
die Befreiung des Landes vom Faschismus. 

PTB, DKP, KPL, NCPN, 11. April 2014 
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Finanzlobby dominiert 
EU-Entscheidungen 

120 Millionen Euro pro Jahr zur Beeinflussung der EU-Politik 
im Sinn der Großbanken und Finanzkonzerne 





„Hollande, jetzt reicht’s 


„Die Finanzindustrie gibt mehr als 
120 Millionen pro Jahr für Lobby-Tä¬ 
tigkeit in Brüssel aus und beschäftigt 
mehr als 1700 Lobbyisten, um die EU- 
Politik zu beeinflussen“. 

So steht es in einer am 9. April ver¬ 
öffentlichten Studie des „Corporate 
Europe Observatory“ (CEO), einer 
in Brüssel tätigen Non-Profit-Vereini¬ 
gung von etwa einem Dutzend eu-weit 
vernetzten Forschern. Ihr Ziel ist es, 
mehr Transparenz über die Lobbys in 
der EU herzustellen und auf die sich 
daraus ergebenden Gefahren auf¬ 
merksam zu machen. 

Die rund 20 Seiten umfassende Stu¬ 
die mit dem Titel „The Fire Power of 
the Financial Lobby - A Survey of the 
Size of the Financial Lobby at the EU 
level“ („Die Feuerkraft der Finanzlob¬ 
by - ein Überblick über das Ausmaß 
der Finanzlobby auf EU-Ebene“) wur¬ 
de in Zusammenarbeit mit dem Eu¬ 
ropabüro des Österreichischen Ge¬ 
werkschaftsbundes (ÖGB) und der 
AK EUROPE, dem Brüsseler Büro 
der österreichischen Arbeitskammer 
veröffentlicht. 

Die Autoren belegen die oben ge¬ 
nannten Angaben durch eine detail¬ 
lierte Untersuchung des in Brüssel 
bei der EU geführten Lobby-Regis¬ 
ters und die Auswertung weiterer In¬ 
formationen über rund 700 dort täti¬ 
ge Organisationen und Einrichtungen 


mit privilegierten Zugängen zu EU- 
Entscheidungsgremien. In der Stu¬ 
die wird dargestellt, dass die Lobby 
der Finanzindustrie bei weitem die 
stärkste Lobbygruppe im Vergleich 
zu den Lobbygruppen aller anderen 
Wirtschaftszweige ist. Von 906 unter¬ 
suchten Organisationen kamen mehr 
als 55 Prozent von der Finanzindust¬ 
rie und rund 12 Prozent von anderen 
Wirtschaftszweigen. 

Die genannten Angaben bedeuten, 
dass Großbanken und Finanzkonzer¬ 
ne faktisch ca. 337 000 Euro pro Tag 
(!) ausgeben, um durch persönliche 
Kontakte zu EU-Abgeordneten und 
Mitarbeitern der Brüsseler EU-Kom- 
mission, durch „Beratungsgespräche“, 
„Expertenstudien“ und schriftliche 
„Entscheidungshilfen“ die Gesetzge¬ 
bung der EU und andere EU-Ent- 
scheidungen zu beeinflussen. 

In Wirklichkeit erfassen diese Zahlen 
allerdings nur einen Teil aller in Brüs¬ 
sel tätigen Banken- und Finanzlob¬ 
byisten und des ihnen zur Verfügung 
stehenden Geldes. Denn die Registrie¬ 
rung in dem 2008 bei der EU einge¬ 
führten Lobby-Register ist freiwillig. 
Wer sich registrieren lässt, bekommt 
bevorzugten Zugang zu EU-Einrich- 
tungen, darunter einen ständigen Aus¬ 
weis für das EU-Parlament. Experten 
schätzen, dass mindestens ein Drittel 
der Unternehmenslobbys nicht regis¬ 


triert sind. Aus den Reihen des EU- 
Parlaments wurde seit langem gefor¬ 
dert, diese Registrierung obligatorisch 
zu machen. Doch die EU-Kommission 
hat dies stets abgelehnt. 

In der Studie wird ein Vergleich zu den 
in Brüssel tätigen zivilgesellschaftli¬ 
chen Organisationen angestellt. Dem¬ 
nach unterhält die Finanzwirtschaft 
dort mindestens fünfmal so viele Ein¬ 
richtungen und Büros wie etwa Ge¬ 
werkschaften, Verbraucherverbände 
und andere zivilgesellschaftliche Or¬ 
ganisationen. Das Ungleichgewicht 
wird aber noch größer, wenn man die 
Zahl der Beschäftigten und die Lobby- 
Ausgaben vergleicht. In der Summe 
übertrifft die Finanzlobby die übrigen 
„Akteure“ um mehr als das Dreißig¬ 
fache. 

Die Folgen fasste Kenneth Haar von 
CEO u.a. so zusammen: „Die Krise 
enthüllte eine klare Notwendigkeit 
für strengere Regeln auf den Finanz¬ 
märkten. Aber eine Reform hat sich 
als schwierig erwiesen, und die ge¬ 
nannten Zahlen sind ein wichtiger Teil 
der Erklärung dafür. Die Feuerkraft 
der Finanzlobby, um Reformen Wider¬ 
stand zu leisten, ist in allen bedeuten¬ 
den Auseinandersetzungen über die 
Finanzregulierung seit dem Kollaps 
von Lehman Brothers offensichtlich 
geworden“. 

G. Polikeit 


Mehr als 100 000 Menschen beteiligten 
sich am vergangenen Samstag 12. Ap¬ 
ril) unter dieser Losung an einer De¬ 
monstration der französischen Lin¬ 
ken in Paris unter dem Motto „Gegen 
Sparzwang, für Gleichheit und Teilung 
der Reichtümer“. Es war die erste große 
Demonstration nach der schweren Nie¬ 
derlage der regierenden „Sozialisten“ 
bei den Kommunalwahlen und der Bil¬ 
dung einer neuen Regierung unter Ma¬ 
nuel Valls. Dazu aufgerufen hatten die 
Parteien und Vereinigungen der fran¬ 
zösischen Linksfront, Kommunisten, 
Linkssozialisten und andere Linksfor¬ 
mationen, zusammen mit mehr als 100 
Persönlichkeiten aus Gewerkschaften 
und aus Wissenschaft und Kultur. Die 
Polizeiführung, die für ihre regelmäßig 
untertriebenen Zahlen bei Gewerk¬ 
schafts- und Linksdemos in Paris be¬ 
kannt ist, kam bei ihrer Schätzung nur 
auf 25 000 Teilnehmer. 

Als Besonderheit wurde vermerkt, dass 
bei dieser Demo neben den Repräsen¬ 
tanten der „traditionellen“ Linken 
in den ersten Reihen auch bekannte 
Persönlichkeiten zu finden waren, die 
nicht zum Spektrum der „Linksfront“ 
gehören. Neben dem Nationalsekre¬ 
tär der Französischen Kommunisti¬ 
schen Partei (PCF), Pierre Laurent, 
und dem Ko-Präsidenten der franzö¬ 
sischen „Linkspartei“ (PG), Jean-Luc 
Melenchon, waren der Anführer der als 
„linksradikal“ bezeichneten „Neue An¬ 
tikapitalistische Partei“ (NPA), Olivier 


Besancenot, aber auch ein Mitglied des 
Nationalbüros von Hollandes „Sozialis¬ 
tischer Partei“ (PS) nebeneinander in 
der ersten Reihe zu sehen, nämlich der 
zum linken Parteiflügel gehörende EU- 
Abgeordnete Liem Hoang Ngoc. Eben¬ 
so Mitglieder der grünen Partei EELV, 
obwohl die Parteiführung der Grünen, 
die nach der Ernennung von Valls zum 
neuen Regierungschef aus der Regie¬ 
rung ausgeschieden ist, die Einladung 
zur offiziellen Beteiligung abgelehnt 
hatte. Auch der Vorsitzende der griechi¬ 
schen Linkspartei Syriza, Alexis Tsipras, 
der zum Spitzenkandidaten der „Euro¬ 
päischen Linkspartei“ (ELP) zu den 
EU-Wahlen gewählt worden ist und 
am Vorabend auf einer Kundgebung 
der französischen Linksfront zum Auf¬ 
takt ihres EU-Wahlkampfs in der Stadt 
Saint-Denis gesprochen hatte, mar¬ 
schierte mit an der Spitze. Die Teilneh¬ 
merinnen zogen in dichten Reihen mit 
vielen bunten Transparenten, Fahnen, 
großen Luftballons und Schautafeln auf 
großen Trageschildern von der Place de 
la Republique durch das Stadtzentrum 
zur Place de la Nation. „Ich gehöre kei¬ 
ner Partei an, aber es ist nötig, dass sie 
begreifen, dass es genug ist. Wir haben 
doch nicht gewählt, um Sarkozy von der 
Macht zu verjagen, damit wir jetzt die 
gleiche Politik weiter haben. Es braucht 
eine Wende nach links, Hollande schul¬ 
det das denen, die ihn gewählt haben“, 
sagte eine teilnehmende junge Frau ei¬ 
nem Journalisten. P. P. 



Mitteleuropäische Solidarität mit Kuba 

Die Österreichisch-Kubanische Gesellschaft wurde 45 Jahre alt 


Z um ersten „Mitteleuropatreffen 
der Kuba-Solidaritätsgruppen“ 
lud am vergangenen Wochenen¬ 
de die Österreichisch-Kubanische Ge¬ 
sellschaft (ÖKG) nach Wien ein. Äuße¬ 
rer Anlass war dazu auch die Feier zum 
45-jährigen Bestehen der ÖKG. 


Insgesamt waren gut drei Dutzend Ver¬ 
treter/innen aus Belgien, Bulgarien, 
Deutschland, Italien, Malta, Österreich, 
der Schweiz, Serbien, der Slowakei und 
Tschechien anwesend, also aus zehn 
mitteleuropäischen Ländern. Aus Kuba 
waren die Europadirektorin des Insti¬ 


tuts für Völkerfreundschaft (ICAP), 
Gladys Ayllön, und der Verantwortliche 
für Mitteleuropa, Roberto Rodriguez, 
angereist. Auch der Botschafter Juan 
Carlos Marsän nahm teil. 

Die Veranstalter hatten jeweils lan¬ 
desweit agierende Solidaritätsorgani¬ 
sationen eingeladen - aus Deutschland 
waren daher neben zwei Vorstandsmit¬ 
gliedern des Netzwerks Cuba die bei¬ 
den Mitgliedsgruppen „Cuba Sf“ sowie 
die Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba durch deren Vorständler Werner 
Ströhlein und Günter Pohl vertreten. 
In zwei Arbeitsgruppen wurden po¬ 
litische Projekte wie die Arbeit zur 
Freilassung der Miami 5 oder gegen 
die Blockade, Medien- und Kulturar¬ 
beit sowie Solidaritätsprojekte bera¬ 
ten. Dabei zeigten sich weitgehende 
Übereinstimmungen bei den Proble¬ 
men der Kuba-Solidaritätsarbeit in 
den verschiedenen Ländern. Die Lage 


in den ehemals sozialistischen Staaten 
Europas ist durchaus unterschiedlich: 
Die Vertreter aus Bulgarien berich¬ 
teten von guten Möglichkeiten einer 
Kuba-Kulturarbeit, während in der 
Slowakei oder Tschechien der Anti¬ 
kommunismus zuweilen ein Problem 
darstellt. Der Direktor der Universität 
von Havanna, Gustavo Cobreiro, stell¬ 
te in einem Vortrag mit anschließender 
Debatte den Stand der Aktualisierun¬ 
gen des kubanischen Wirtschaftssys¬ 
tems vor. 

Die Teilnehmer/innen verabschiedeten 
anschließend eine Erklärung, in der sie 
die aggressive Politik der USA verurtei¬ 
len und von der EU die Beendigung des 
so genannten „Gemeinsamen Stand¬ 
punkts“ gegen Kuba verlangen. Kubas 
Rolle in Amerika wird darin gewürdigt, 
gezeigt auch durch die Vermittlung der 
Friedensgespräche für Kolumbien in 
Havanna. Die Erklärung verurteilt den 
Putschversuch in Venezuela. 

Bevor am Samstagabend die Geburts¬ 
tagsfeier der ÖKG in einem übervollen 
Saal eines Gebäudes der niederöster¬ 
reichischen Landesregierung begann, 


kam es zu einer Kranzniederlegung am 
Ehrenmal für Che Guevara, im Donau¬ 
park. Dabei war auch Camilo Gueva¬ 
ra, einer der Söhne des Che, zugegen. 
Am Abend feierte sich die ÖKG, die 
am 2. April 1969 gegründet worden 
war, vor mehr als zweihundert Anwe¬ 
senden, darunter auch eine ehemalige 
Botschafterin Österreichs in Havanna. 
Vorsitzender Michael Wögerer erinner¬ 
te an die Geschichte der ÖKG, die bis 
1990 die einzige Kubafreundschaftsge¬ 
sellschaft des Landes gewesen war, be¬ 
vor die Weltlage sich auch in der Soli¬ 
daritätsbewegung niederschlug. Aber 
anders als in Deutschland, wo die FG 
BRD-Kuba - bis heute die mitglieder¬ 
stärkste deutsche Solidaritätsorgani¬ 
sation - ebenso bis 1990 eine Allein¬ 
stellung hatte, gibt es in Österreich nur 
ganz wenige weitere Gruppen. 

Für das deutsche Netzwerk Cuba, 
dem gut 40 Mitgliedsgruppen angehö¬ 
ren, richtete dessen Vorsitzender Har¬ 
ri Grünberg die Grüße der deutschen 
Kubabewegung aus. Auch Cuba Sf und 
die FG BRD-Kuba richteten ein Gruß¬ 
wort an die ÖKG. G.P. 
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unsere zeit m 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Mehr als ein Fehltritt 


„Prinzipiell lehne ich Auslandseinsätze 

der Bundeswehr ab“ 

Interview mit Andrej Hunko (MdB/“Die Linke“) 


Fünf Abgeordnete der Partei „Die 
Linke“, die für einen Auslandseinsatz 
der Bundeswehr stimmten, 18, die sich 
enthielten, das ist leider mehr als ein 
Fehltritt. Das wird schon an der inner¬ 
parteilichen Vorbereitung deutlich. 
Ein Brief des Bundesgeschäftsführers 
der Partei an alle Abgeordneten der 
Druck machte. Mehrere Sitzungen, 
bei denen der Fraktionsvorsitzende 
Gysi in Richtung einer geschlossenen 
Enthaltung drängte, macht deutlich, 
das war weit mehr als eine individu¬ 
elle Gewissensentscheidung einzelner 
Abgeordneter. Letzteres hätte es nicht 
besser gemacht. 

Auch die Bundestagsdebatte selbst 
sprach Bände. Eine SPD/Grüne Ko¬ 
alition redete vor allem auf die Ab¬ 
geordneten der Partei „Die Linke“ 
ein. Stimmt zu, es ist doch ein Mili¬ 
täreinsatz für Abrüstung. Zeigt doch, 
dass ihr verlässlich seid. Lasst doch die 
Fundamentalopposition, werdet Rea¬ 
los, so tönte es durch den Reichstag. 
Und so ist diese Debatte in der Links¬ 
partei durchaus nicht so weit weg von 
den Debatten, die in der Sozialdemo¬ 
kratie im Vorfeld der Zustimmung zu 
den Kriegskrediten vor 100 Jahren ge¬ 
führt wurden. Es geht um die Frage, 
will man im Imperialismus vaterlands¬ 
loser Geselle/Gesellin sein oder nicht. 
Eine Verwandlung geht einfacher, in 
dem man den Bezug ändert. Da wird 
ein Waffengang humanitär oder dient 
der Abrüstung und der deutsche Im¬ 
perialismus wird ja auch täglich netter. 


Wenn man sich so manchen Leser¬ 
brief in einschlägigen linken Gazet¬ 
ten oder Blogs ansieht, könnte man 
meinen, da sei wieder einmal eine 
Partei, die einst für Frieden und An¬ 
timilitarismus angetreten ist, den 
Weg der GRÜNEN gegangen. Das 
Verhalten der Linksfraktion bei der 
Abstimmung im Bundestag über den 
Bundeswehreinsatz zur Begleitung 
der Chemieaffenvernichtung im Mit¬ 
telmeer sei ein „Dammbruch“ gewe¬ 
sen. Technisch betrachtet wird bei ei¬ 
nem Dammbruch ein Damm (oder 
ein Deich) derart beschädigt, dass 
die undicht gewordene Stelle sich ra¬ 
sant vergrößert, immer mehr Wasser 
über den Damm strömt und ihn wei¬ 
ter zerstört. Betrachten wir nun das 
Malheur der Linksfraktion, so muss 
nüchtern festgestellt werden, dass 35 
Abgeordnete gegen den Ausland¬ 
seinsatz stimmten, 18 sich der Stim¬ 
me enthielten und fünf für den An¬ 
trag der Bundesregierung die Hand 
hoben. Fest steht, dass dies das erste 
Mal ist, wo es Stimmen aus dem La¬ 
ger der Linken gab, einen Bundes¬ 
wehreinsatz gutzuheißen. Enthaltun¬ 
gen hatte es dagegen schon einmal 
gegeben. Das war im Jahr 2007, als es 
um einen Unterstützungseinsatz für 
die Überwachungsmission der Afri¬ 
kanischen Union in Darfur (Sudan) 
ging. Neu sind also die Ja-Stimmen. 
Es sind zwar „nur“ fünf, aber im Sin¬ 
ne der unwiderlegbaren Lebensweis¬ 
heit „Wehret den Anfängen“ können 
die schon ein Alarmsignal aussenden. 
Für die friedenspolitische Debatte 
plädiere ich dennoch dafür, den Ball 
flach zu halten. Betrachten wir das 
Abstimmungsergebnis einmal von ei¬ 
ner anderen Seite. Der Fraktionsvor¬ 
sitzende Gysi und sein Stellvertreter 
van Aken haben versucht, die Frakti¬ 
on auf eine Enthaltung einzuschwö¬ 
ren. Die Argumentation lautete: Die 
Vernichtung der syrischen Chemie¬ 
waffen ist ganz eindeutig ein Abrüs¬ 
tungsschritt, dem sich die Friedens¬ 
partei „Die Linke“ nicht verschlie¬ 
ßen dürfe. Also: Ja! Andererseits sei 
die Antikriegspartei grundsätzlich 
gegen Auslandseinsätze. Also: Nein! 
Wenn sich nun das Ja und das Nein 


Das Tor wurde von 23 Ja-Stimmen und 
Enthaltungen aufgestoßen, es gehört 
keine Hellseherei dazu, es wird sich 
nicht mehr schließen lassen. Trotzdem 
gilt der Dank den Abgeordneten, die 



dem Druck widerstanden haben - ihr 
seid konsequent. Der Parteiapparat 
und die Fraktion insgesamt haben 
aber endgültig den Weg der Anpas¬ 
sung an die Interessen des deutschen 
Imperialismus begonnen. 

Natürlich darf man die Fraktion der 
Linkspartei deshalb nicht aufgeben. 
Es muss Druck auf sie entwickelt 
werden. Der Aufschrei der Friedens¬ 
bewegung und auch innerhalb der 
Partei „Die Linke“ ist gut und wich¬ 
tig. Spätestens ab jetzt ist dies aber ein 
Abwehrkampf. 

Den kann man auch am 25. Mai füh¬ 
ren -jede Stimme für die DKP zählt. 


gleichberechtigt gegenüberstehen, sei 
die Enthaltung eine logische und ele¬ 
gante Lösung. Dass der ganze Einsatz 
von der Sache her überflüssig war wie 
ein Kropf, hätte Gysi eigentlich auch 
wissen müssen. Wollte er die Enthal¬ 
tung, damit die Fraktion die Rolle des 
ewigen Nein-Sagers abstreift und sich 
„realpolitischen“ Optionen öffnet? Es 
spricht nicht nur für den Eigensinn, 
sondern auch für die gefestigte mili¬ 
tärkritische Überzeugung des Groß¬ 
teils der linken Abgeordneten, dass 
sie sich auf die Logik der Fraktions¬ 
führung nicht eingelassen haben und 
in der Fraktion die Freigabe der Ab¬ 
stimmung erzwangen. Jan van Aken 
hatte die undankbare Aufgabe, in der 
Bundestagsdebatte für die Enthal¬ 
tung zu plädieren und bei der Abstim¬ 
mung feststellen zu müssen, dass ihm 
die Mehrheit der Fraktion die Gefolg¬ 
schaft versagte. Dass darunter nicht 
nur die ausgewiesenen Friedenspoli¬ 
tiker/innen waren, sondern auch die 
Parteivorsitzende Katja Kipping, und 
dass sich der Co-Vorsitzende Bernd 
Riexinger, selbst nicht im Parlament, 
ebenfalls zu dem Nein der Mehrheit 
bekannte, deutet auf eine stabile An¬ 
tikriegsposition in Fraktion und Par¬ 
tei hin. 

Dies umso mehr, als das Trommelfeu¬ 
er von Seiten der politischen Klasse 
und der Medienmacht dieses Mal ge¬ 
waltig war. Und die fünf Ja-Sager (un¬ 
ter ihnen Stefan Liebich und Dietmar 
Bartsch) gehören doch schon länger 
zu den üblichen Verdächtigen, wenn 
es um die außen- und sicherheits¬ 
politische Annäherung an SPD und 
GRÜNE geht, um dereinst regie¬ 
rungsfähig zu werden. Aus friedens¬ 
politischer Sicht - und nur die möch¬ 
te ich hier anlegen - ist ein solcher 
Realo-Kurs kein Ruhmesblatt für die 
Linkspartei. 

Zurück zum Dammbruch. Innerhalb 
einer Woche hat der Bundestag sage 
und schreibe drei Auslandseinsätze 
durchgewinkt. Da ging es ein paar 
Tage vor dem Chemiewaffeneinsatz 
um die Ausbildungsmission in So¬ 
malia und - einen Tag danach - um 
den Unterstützungseinsatz in der 
Zentralafrikanischen Republik. In 


UZ: Der Bundestag hat am 9. April 
mit großer Mehrheit einem Antrag 
der Bundesregierung mit dem sper¬ 
rigen Titel „Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte am maritimen 
Begleitschutz bei der Hydrolyse sy¬ 
rischer Chemiewaffen an Bord der 
CAPE RAY im Rahmen der gemein¬ 
samen VN/OVCW-Mission zur Ver¬ 
nichtung der syrischen Chemiewaffen “ 
zugestimmt. Sie haben dagegen votiert. 
Was haben Sie gegen die Vernichtung 
der syrischen Chemiewaffen? 

Andrej Hunko: Die gesamte Frak¬ 
tion hat immer wieder deutlich ge¬ 
macht, dass sie selbstverständlich für 
die Vernichtung der Chemiewaffen ist. 
Die von den Medien und politischen 
Gegnern der Linkspartei gern aufge¬ 
nommene Unterstellung, mit der Ab¬ 
lehnung eines Auslandseinsatzes der 
Bundeswehr würden wir unsere ab¬ 
rüstungspolitische Glaubwürdigkeit 
untergraben, muss man deutlich zu¬ 
rückweisen. Das fängt schon damit 
an, dass es im hochmilitarisierten und 
kontrollierten Mittelmeer keinen 
Grund gibt, die USA und ihre Koa¬ 
lition der Willigen mit einer militäri¬ 
schen Komponente der Bundeswehr 
zu unterstützen. Die Anfrage ist vor 
allem symbolisch - und hat nichts mit 
der Vernichtung der Chemiewaffen zu 
tun, die ja von einem bundeswehreige¬ 
nen Unternehmen in Münster unter¬ 
stützt werden wird. 

UZ: Welche Gründe haben Sie ansons¬ 
ten dazu bewogen, gegen diesen neu¬ 
erlichen Einsatz der Bundeswehr im 
Ausland zu stimmen? 

Andrej Hunko: Das waren prinzipi¬ 
elle Gründe, aber auch ganz konkrete 
Punkte am Mandat und dem Einsatz: 
Prinzipiell lehne ich Auslandseinsätze 
der Bundeswehr ab. Darüber hinaus 
ist vor dem politischen Hintergrund 
der Beendigung der militärischen 
NATO-Russland-Kooperation, und 
einer möglichen Vorbereitung eines 
Angriffskriegs gegen Syrien äußers¬ 
te Vorsicht geboten. Und das Mandat 
umfasst eben nicht nur das Mittel¬ 
meer, sondern auch den Nordatlantik 
und dessen angrenzende Seegebiete, 
also praktisch die halbe Welt. Unklar 
ist auch wie viele Kriegsschiffe einge¬ 
setzt werden sollen und welche Aufga¬ 
ben sie haben. Die Unterstützung der 
Bundeswehr könnte auch Kapazitäten 
der US-Marine für eine weitere Es¬ 
kalationspolitik gegenüber Russland 
freisetzen. Nicht zuletzt ist mein Nein 
auch eine Antwort auf die politische 
Kampagne der Troika Gauck, von der 
Leyen und Steinmeier, die die deut¬ 
sche Öffentlichkeit an die Normalität 
von Auslandseinsätzen gewöhnen soll. 

UZ: Fünf Mitglieder Ihrer Fraktion, 
namentlich Dietmar Bartsch, Roland 
Claus, Katrin Kunert, Michael Leutert 
und Stefan Liebich, haben für den Aus¬ 
landseinsatz votiert. Mehr als ein Dut¬ 
zend Linken-Ab geordnete haben sich 
enthalten. 

Wurde mit dieser Frage nicht ein Para¬ 
digmenwechsel Ihrer Fraktion in Sa¬ 
chen Friedenspolitik eingeleitet? 

Andrej Hunko: Naja, es war bestimmt 
der Versuch einen Paradigmenwech¬ 
sel einzuleiten. Tatsächlich war es 
eine Premiere, dass Abgeordnete der 
Linken einem Bundeswehreinsatz im 
Ausland zustimmten. Aber es waren 
lediglich 18 die sich enthalten haben 


beiden Fällen hat die Linksfraktion 
geschlossen mit Nein gestimmt. Wäre 
die Abstimmung am Mittwoch ein 
„Dammbruch“ gewesen, dann hätte 
am Donnerstag die Nein-Front weiter 
aufgeweicht werden müssen. Tat sie 
nicht. Wer also die Linkspartei schon 



Andrej Hunko ist Bundestagsabge¬ 
ordneter der Fraktion der Partei „Die 
Linke“ 


und die Mehrheit der Fraktion hat 
mit 35 Mitgliedern erfreulich deut¬ 
lich gegen den Einsatz gestimmt. Dass 
5 Mitglieder in direktem Widerspruch 
zu unseren Versprechen im Bundes¬ 
tagswahlprogramm einen Paradig¬ 
menwechsel einleiten können, wage 
ich zu bezweifeln. Aber die Versuche 
laufen ja auch auf der Partei- und an¬ 
deren Ebenen - in einem Prozess den 
die „Berliner Zeitung“ als „Abnut¬ 
zungskampf um den außenpolitischen 
Kurs“ gut beschrieben hat. 

UZ: Viele Kulturschaffende, Mitglie¬ 
der und Sympathisanten Ihrer Partei, 
wie etwa der Liedermacher Konstantin 
Wecker, oder auch der Bundesvorsit¬ 
zende der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schisten (VVN-BdA) Heinrich Fink, 
haben Ihre Fraktion im Vorfeld der 
Abstimmung aufgerufen, den Bundes¬ 
wehreinsatz abzulehnen. War es nicht- 
zumindest ein strategischer - Fehler, 
derlei mahnende Worte ausgerechnet 
im Vorfeld der Ostermärsche und der 
EU-Wahlen so ungehört verhallen zu 
lassen? 

Andrej Hunko: Das kommt doch ganz 
auf das strategische Ziel an: Das Si¬ 
gnal der außenpolitischen Beweg¬ 
lichkeit für Rot-Grün-Rot ist eini¬ 
gen anscheinend mehr wert als die 
Glaubwürdigkeit der Partei und der 
mögliche Einfluss auf die Wahlen. Mit 
so einer Zustimmung kann man natür¬ 
lich die Bewertungskriterien verschie¬ 
ben - bisher war bereits eine Enthal¬ 
tung zu einem Auslandseinsatz, wie 
die von Paul Schäfer zum UNMISS- 
Mandat, ein Politikum. 

UZ: Die Koalitionsfähigkeit Ihrer Par¬ 
tei wird von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen maßgeblich an der außenpoli¬ 
tischen Positionierung der Partei „Die 
Linke “festgemacht. 

Erwarten Sie vor dem Hintergrund, 
dass einige in Ihrer Partei nicht schnell 
genug ein „ rot-rot-grünes“ Bündnis 
schmieden können, weitere Attacken 
des sogenannten Reformerflügels in 
der Friedensfrage? 

Andrej Hunko: Selbstverständlich er¬ 
warte ich in den kommenden Jahren 
weitere Vorstöße: Stefan Liebich hatte 
ja angekündigt, als Obmann die Positi¬ 
on der Fraktion zu vertreten. Und da 
stellt sich doch die Frage, warum die 
Fraktion keine Position zu diesem be¬ 
antragten Bundeswehrmandat einge¬ 
nommen hat, obwohl eine so deutlich 
Mehrheit für eine Ablehnung war. Und 


auf der Rutschbahn in den militär- und 
interventionsfreundlichen Konsens der 
Herrschenden wähnt, tut weder den an¬ 
timilitaristischen Kräften dieser Partei 
noch der Friedensbewegung einen gu¬ 
ten Dienst. Beide dürften künftig noch 
mehr aufeinander angewiesen sein - 


Stefan Liebich hat ja auch angekündigt, 
sich jeden Fall ganz genau anzuschau¬ 
en. Da die Bundesregierung kaum eine 
Gelegenheit auslässt, weiter Bundes¬ 
wehr in alle Welt zu schicken, wird es 
hier wohl noch einige Gelegenheiten 
zur Einzelfallprüfung geben. 

Spannend ist aber die Frage, ob die 
demokratischen Prinzipien respek¬ 
tiert werden und der Kampf um die 
Bundeswehreinsätze auch mal trans¬ 
parent in den zuständigen Gremien 
geführt wird. Also nicht im Fraktions¬ 
vorstand, sondern im Parteivorstand 
und auf dem Parteitag. Da wurden 
solche Vorschläge in der Vergangen¬ 
heit deutlich abgelehnt wie auf dem 
Erfurter Parteitag, oder aber zurück¬ 
gezogen beziehungsweise nicht einge¬ 
bracht, wie zur Europawahl. 

UZ: In der Debatte um die Ausein¬ 
andersetzungen in der Ukraine fallen 
wieder einmal vor allem die Grünen 
als Kriegstreiber auf. Diese legen zu¬ 
dem eine erstaunliche Toleranz be¬ 
züglich der Faschisten in der dortigen 
„Regierung“an den Tag. Stellt sich hier 
nicht vielmehr die Frage nach der Koa¬ 
litionsfähigkeit der Grünen? 

Andrej Hunko: Es ist schon erschre¬ 
ckend, wie radikal antirussisch die 
Spitzen der Grünen sich verhalten 
haben, und wie sehr sie in einer, auch 
militärischen Eskalationslogik verhar¬ 
ren. Damit haben sie in der Ukraine- 
Krise die CSU und CDU noch über¬ 
holt. Während in der SPD und CDU 
schnell prominente, skeptische Stim¬ 
men laut wurden, hat das bei den Grü¬ 
nen doch lange gedauert, obwohl es 
an der Basis auch Versuche gab, eine 
kritischere Position zu organisieren. In 
anderen Fragen allerdings stellt sich 
die Frage der Koalitionsfähigkeit eher 
bei der SPD. 

UZ: Wie erklären Sie sich diesen zu¬ 
nehmenden Menschenrechtsimperia¬ 
lismus von Bündnis 90/Die Grünen? 

Andrej Hunko: Schon im Jugoslawi¬ 
enkrieg 1999 hatten sich die Grünen 
für die Rolle des aggressiven Scharf¬ 
machers entschieden. Und das nicht 
nur aus einer Laune der Führung he¬ 
raus: Denn nach den Umfragen wa¬ 
ren die Anhänger der Grünen auch 
die Gruppe mit der höchsten Zustim¬ 
mungsquote zum Angriffskrieg. Letzt¬ 
lich ist es wohl gelungen, positive, lin¬ 
ke Ideen wie internationale Solida¬ 
rität und Menschenrechte zu einem 
Instrument der NATO-Außenpolitik 
zu machen. Die aktuelle Diskussion 
um eine „Responsibility to Protect“ 
(R2P) im Rahmen der UNO läuft auf 
dieselbe Problematik hinaus. Selbst¬ 
verständlich hat die UNO eine Ver¬ 
pflichtung zum Schutz von Menschen¬ 
rechten, falls einzelne Staaten ihren 
Schutzpflichten nicht nachkommen. 
Aber die möglichen zivilen Maßnah¬ 
men zum Schutz von Menschenrech¬ 
ten werden wohlwissend unterlassen. 
Stattdessen sollen mit Menschen¬ 
rechtsverletzungen willkürlich militä¬ 
rische Einsätze legitimiert werden, die 
gegen das Völkerrecht verstoßen. Die¬ 
se gefährliche Mischung läuft immer 
wieder darauf hinaus, linke Ideen zu 
diskreditieren und die Außenpolitik 
zu militarisieren. 

Interview: Markus Bernhardt 
www.andrej-hunko.de 


auch um es nicht zu einem Dammbruch 
kommen zu lassen. 

Peter Strutynski, Kassel, ist Sprecher 
des Bundesausschusses Friedensrat¬ 
schlag 


Kein Dammbruch - aber 
auch kein Ruhmesblatt 

Von Peter Strutynski 










Kampfdrohnen - 
Waffe der Zukunft 


S eit vielen Jahren setzen Geheim¬ 
dienste und Armeen auf unbe¬ 
mannte und ferngesteuerte un- 
bewaffnete wie bewaffnete Drohnen. 
Die USA nutzen sie bereits heute für 
den sogenannten Antiterrorkrieg welt¬ 
weit - auch ohne regulären Krieg. 

Was sind eigentlich Drohnen? 

Begriffe wie „Kampfdrohnen“ oder 
„Killerdrohnen“ sind in den Kund- 


Verwendungszwecke und 
Typen von Drohnen 

Es gibt eine scheinbar unbegrenzte Pa¬ 
lette von Verwendungsmöglichkeiten 
für unbemannte Luftfahrzeuge - ent¬ 
sprechend unterscheiden sich auch die 
Bauweisen: Flugzeugähnlich, Mini-Hub¬ 
schrauber, Quadrokopter (Hubschrau¬ 
ber mit vier Rotoren) etc. 

Dabei ist es wichtig zu beachten, dass es 
neben den militärischen auch eine Viel- 


Drohnen in der Bundeswehr 

Auch die Bundeswehr soll mit Kampf¬ 
drohnen - am liebsten aus deutscher 
Produktion - hochgerüstet werden. 
Schon heute verfügt sie über ein brei¬ 
tes Arsenal unbemannter Luftfahr¬ 
zeuge: 43 Drohnen des Typs KZO 
(Kleinfluggerät Zielortung) mit ei¬ 
nem Gewicht von 168 kg; 84 Droh¬ 
nen des Typs LUNA (Luftgestützte 
Unbemannte Nahaufklärungs-Aus- 



Foto: Wir. Dienen. Deutschland./flickr.com/(CC BY-ND 2.0) 


Soldaten des Start/Landestrupps des UNA-Zuges lassen die LUNA in einem Netz landen, da sie dadurch keinen Schaden lei¬ 
det. Im Anschluss an die Landung wird sie am Landeplatz demontiert und verpackt. 




Bild ganz oben rechts: Antikriegsproteste vor dem St. Regis Hotel in Washington, 
in dem sich Präsident Obama mit wohlhabenden Spendern traf (13. März 2013) 


Bild ganz oben links: Ein vollbestückter MO-g Reaper auf dem Weg zum Einsatz 
(Afghanistan) 

Bilder oben: Ein MO-g Reaper wird mit Hellfire-Raketen bestückt / Predator- 
Kontrolle im Irak. Viele US-Drohneneinsätze werden von Deutschland aus 
gesteuert. Eine wichtige Rolle spielt die US-Airbase Ramstein in Rheinland-Pfalz. 
Von dort werden Steuerungssignale an die weltweit operierende Drohnenflotte 
übermittelt, Livebilder der Drohneneinsätze analysiert und mit geheimdienst¬ 
lichen Erkenntnissen abgeglichen. In NRW steht seit Sommer 2013 in Kalkar/ 
Uedem ein riesiges NATO-Luftkommando bereit, um weltweit Kriegseinsätze 
auch mit Kampfdrohnen zu führen. Ohne Deutschland wäre der Drohnenkrieg 
des US-Militärs kaum möglich. 


gebungen und Veranstaltungen der 
Friedensbewegung mittlerweile nicht 
mehr wegzudenken. Aber was ver¬ 
birgt sich eigentlich hinter dem Be¬ 
griff „Drohne“? 

Als „Drohnen“ werden in der Regel 
unbemannte Fluggeräte bezeichnet. 
Diese werden entweder vom Boden 
aus über eine Fernsteuerung bedient 
oder sie fliegen vollkommen selbst¬ 
ständig - gesteuert von Bordcompu¬ 
tern. 

Der Begriff „Drohne“ stammt ur¬ 
sprünglich aus der Bienenkunde und 
bezeichnet die männlichen Bienen, 
deren einziger Lebenszweck ein Paa¬ 
rungsflug im Sommer ist. Danach (und 
auch davor) besitzen sie keinen Nut¬ 
zen für das Bienenvolk. Genauer als 
der Begriff „Drohne“, als Bezeichnung 
für unbemannte Fluggeräte, ist die Ab¬ 
kürzung UAV (englisch: unmanned 
aerial vehicle, deutsch: unbemanntes 
Luftfahrzeug). 


zahl von nützlichen zivilen Einsatzmög¬ 
lichkeiten gibt. Beispiele sind etwa Ein¬ 
sätze für Vermessungsarbeiten, Einsätze 
in der Klimaforschung oder Einsätze in 
Gefahrengebieten (Feuerbekämpfung, 
Chemieunfälle). 

Heutzutage ist allerdings der Hauptan¬ 
wendungsbereich für Drohnen militä¬ 
rischer Art. Hier werden die Fluggerä¬ 
te nicht nur für Aufklärungsmissionen 
eingesetzt - wie das gerne behauptet 
wird. Allen voran die USA setzen in 
ihrer aktuellen Militärstrategie auf ge¬ 
zielte Tötungen durch Kampfdrohnen. 
Ende 2013 legte Ben Emmerson, UN- 
Sonderberichterstatter zu Menschen¬ 
rechten, einen Bericht vor, der belegt, 
dass allein in Pakistan in dem Zeitraum 
von Anfang 2004 bis März 2013 mindes¬ 
tens 2 200 Menschen getötet und 600 
schwer verletzt worden seien. Wie viele 
Menschen bislang insgesamt Drohnen¬ 
angriffen zum Opfer gefallen sind, ist 
nicht bekannt. 


stattung), Gewicht: 40 kg; 290 Droh¬ 
nen des Typs ALADIN (Abbildende 
luftgestützte Aufklärungsdrohne im 
Nächstbereich), Gewicht: 3,5 kg; so¬ 
wie 164 Drohnen des Typs MIKADO 
(Mikroaufklärungsdrohne), Gewicht: 
1,35 kg. Hinzu kommt ein Prototyp 
vom Typ Euro Hawk mit einem Ge¬ 
wicht von 14 500 kg, sowie drei israeli¬ 
sche Kampfdrohnen des Typs „Heron 
1“ mit einem Gewicht von je 1 150kg 
(Stand 7. März 2014 - bundeswehr.de). 
Eingesetzt hat sie Aufklärungs- oder 
besser Spionagedrohnen beispielswei¬ 
se im NATO-Krieg gegen Jugoslawien 
und setzt sie noch heute in Afghanis¬ 
tan ein. 

Damit geben sich Bundeswehr wie 
Politiker aber keineswegs zufrieden, 
es fehlen ihnen schwere bewaffnete 
Kampfdrohnen, die ganz im Stile der 
USA für gezielte Tötungen eingesetzt 
werden können. Weitere Ankäufe sind 
also zu erwarten. 


Bild unten: Warum nicht Drohnen bei der Post nutzen? Doch es gibt weitaus 
mehr zivile Einsatzmöglichkeiten ... 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Die Außen- und Sicherheitspolitik 
der europäischen Rechtsparteien 

Leseprobe aus einem Beitrag von Phillip Becher für die Marxistischen Blätter, Heft 3/2014* 


N ach dem Zweiten Weltkrieg ging ein Ruf 
durch die Welt, der den Slogan der Anti¬ 
militaristen und Pazifisten der Zwischen¬ 
kriegszeit mit dem einzig möglichen Schluss aller 
Antifaschisten verband: „Nie wieder Krieg! Nie 
wieder Faschismus!“ 

Inzwischen führen Deutschland und andere euro¬ 
päische Staaten wieder Krieg, ohne dass der Fa¬ 
schismus erneut an der Macht wäre. In der Bun¬ 
desrepublik sind seine Adepten noch nicht einmal 
im Bundestag vertreten. Dies könnte - auch ein¬ 
gedenk der Tatsache, dass sich beispielsweise die 
NPD in den vergangenen Jahren einer sich „an¬ 
tiimperialistisch“ gerierenden Friedensdemago¬ 
gie bedient hat - dazu verleiten, den Zusammen¬ 
hang zwischen politischen Rechtstendenzen und 
Kriegspolitik zu vergessen. Es ist jedoch nach wie 
vor unabdingbar, sich mit den außen- und sicher¬ 
heitspolitischen Positionen der organisierten und 
intellektuellen Proponenten solcher Rechtsten¬ 
denzen auseinanderzusetzen, um einerseits deren 
(vor allem im neofaschistischen Fall vorliegenden) 
Demagogie analysieren zu können und anderer¬ 
seits ihre (zuvorderst von rechtspopulistischen 
Strömungen ausgehenden) Vorschläge zu kennen, 
die sich - angesichts der Bedeutung zahlreicher 
Rechtsparteien in Europa und deren regelmäßi¬ 
ger Beteiligung an Regierungen - unmittelbar in 
staatliche Politik umzusetzen drohen. (...) 

(...) Christina Schori Liang fasst in einem Sam¬ 
melband 1 zur Außen- und Sicherheitspolitik der 
europäischen Rechtspopulisten das Panorama 
der militärpolitischen Positionen dieser Parteien 
folgendermaßen zusammen: Während des Kalten 
Krieges unterstützten Rechtspopulisten im Gro¬ 
ßen und Ganzen die NATO als antisozialistisches 
Bollwerk. Dies änderte sich zum Teil nach dem 
Ende der Systemkonkurrenz. Die französische 
Front National, die italienische Lega Nord und die 
FPÖ beispielsweise sind Gegner der NATO und 
plädieren für den Aufbau europäischer militäri¬ 
scher Einheiten (...). Andreas Mölzer, der für die 
FPÖ im Europa-Parlament sitzt, bezeichnete die 
NATO kürzlich als „militärische [n] Arm der Verei¬ 
nigten Staaten und damit des US-amerikanischen 
Weltbeherrschungsstrebens“ 2 . In der Vergangen¬ 
heit hatte allerdings insbesondere der langjähri¬ 
ge FPÖ-Chef Jörg Haider ein positives Bild der 
NATO verbreitet. 3 Andere sehen die NATO als 
eine Art Übergangslösung, bis tatsächlich die ge¬ 
wünschten europäischen Streitkräfte parat stehen. 
Eine dritte Gruppe, für die Schori Liang Samuel 
P. Huntingtons These vom „Kampf der Kulturen“ 
als einflussreich benennt, sieht hingegen die USA 
als Garanten im „Krieg gegen den Terror“. Zu die¬ 
ser Gruppe gehören die Dänische Volkspartei, der 
belgische Vlaams Belang und die inzwischen von 
der Partei von Geert Wilders abgelöste Liste von 
Pim Fortuyn in den Niederlanden. (...) Diese Ori¬ 
entierung entspricht auf der Seite einiger NATO- 
Strategen dem Bestreben, der bereits in den 1990er 
Jahren formulierten These des damaligen General¬ 
sekretärs des westlichen Militärbündnisses, Wil¬ 
ly Claes, der den Islam zur neuen Bedrohung der 
Allianz erklärte 4 , zum Durchbruch zu verhelfen. 
Ganz auf dieser Linie formulierte auch der ehe¬ 
malige „internationale Sekretär“ der deutschen 
„pro“-Parteien, der deutsch-schwedische Unter¬ 
nehmer Patrik Brinkmann, in Übereinstimmung 
mit dem „Schwedendemokraten“ Kent Ekeroth 
Anfang 2011: „Was wir brauchen, das ist eine Art 
politischer NATO. Während die NATO im Kalten 
Krieg der Garant für die Verteidigung der Frei¬ 
heitsrechte gegen den Sozialismus war, müssen wir 
heute mit einer politischen NATO für die Vertei¬ 
digung der Freiheitsrechte gegen den Islam einste¬ 
hen. Dieses Engagement ist durch die Altparteien 
in ganz Europa nicht gewährleistet. Diese haben 
sich längst einem neuen EU-Sozialismus verschrie¬ 
ben und tragen also keinen Freiheitsimpuls mehr 
in sich.“ 5 Brinkmanns Forderung nach einer „po¬ 
litischen NATO“ wird bemerkenswerterweise als 
Gegensatz zur derzeitigen Verfasstheit der Euro¬ 
päischen Union betrachtet. Die vom bereits als 
Publizist der Neuen Rechten erwähnten Manfred 
Rouhs geführte Formation „pro Deutschland“, 
die zwar ebenfalls zur „pro“-Bewegung zählt, al¬ 
lerdings in einem konflikthaften Konkurrenzver¬ 
hältnis zu anderen Gruppen wie „pro NRW“ steht, 
setzt hingegen einen anderen (...) Schwerpunkt, 
der an Formulierungen aus „Europa vorn“ erin¬ 
nert, wie sich an einem Beitrag von Andreas Kud- 
jer auf der „pro Deutschland“-Homepage zeigt. 
Anlässlich des 20. Jahrestages des Falls der Berli¬ 
ner Mauer schrieb er für „pro Deutschland“: „Ob¬ 
wohl kaum jemand ernsthaft befürchtet, Deutsch¬ 
land könnte auf die nationalsozialistische Politik 
zurückfallen, wird es immer fester an die alten 


westlichen Nachkriegsorganisationen gebunden, 
die ja ursprünglich nicht zuletzt für diesen Zweck 
geschaffen wurden. Was NATO und WEU und 
demnächst auch UNO für den außenpolitischen 
und militärischen Bereich bedeuten, ist die Euro¬ 
päische Union für die Ökonomie und die Finan¬ 
zen. Absurderweise sieht die politische Elite in 
der Erfüllung der ausländischen Wünsche den In¬ 
begriff ihrer vermeintlich souveränen Politik und 
glaubt wohl tatsächlich, so den nationalen Inter¬ 
essen zu dienen.“ 6 

Auch die im Allgemeinen vorwiegend als „euro¬ 
kritisch“ perzipierte „Alternative für Deutsch¬ 


land“ (AfD), der nach ihrem nur knapp verpass¬ 
ten Einzug in den Deutschen Bundestag im ver¬ 
gangenen Herbst nun durchaus der Einzug in das 
Europäische Parlament zugetraut wird, hat au¬ 
ßen- und sicherheitspolitische Vorstellungen for¬ 
muliert. Die vom AfD-Vorständler und hessischen 
Staatssekretär a.D. Alexander Gauland formulier¬ 
ten „Thesen zur Außenpolitik“ 7 scheinen den Ver¬ 
such darzustellen, unterschiedliche Konzeptionen 
auf der politischen Rechten zusammenzuführen. 
So wird sich dort ebenso für die Beibehaltung der 
,,westliche[n] Sicherheitsarchitektur“ mit den USA 
als „entscheidende[m] Anker dieser Architektur“ 
ausgesprochen wie auch „ein Einsatz der Bundes¬ 
wehr in Konflikten außerhalb des NATO-Gebietes 
und losgelöst von den vitalen deutschen und euro¬ 
päischen Interessen“ kritisiert. Aber auch die For¬ 
derung nach einer diplomatischen Verständigung 
mit Russland ist enthalten und wird von Gauland 
mit dem Vorbild der „Bismarckschen Rückversi¬ 
cherungspolitik“ verbunden. Für den Rechtspo¬ 
pulismus, als dessen deutsche Variante sich die 
AfD anzudienen scheint, ungewöhnlich, hat sich 
Gauland (allerdings vor seiner Zeit als AfD-Pro- 
tagonist) mit Äußerungen hervorgetan, (...) in 
expliziter Art und Weise hauptsächlich vom Neo¬ 
faschismus zu vernehmen ist. Im „Tagesspiegel“ 
vom 23. Juli 2012 schrieb er über einen ,,diffuse[n] 
Ganzkörperpazifismus“, den er der Bevölkerung 
in Deutschland attestierte. An gleicher Stelle plä¬ 
dierte er für die Reaktivierung des Bismarckschen 
Credos, wonach „die großen Fragen der Zeit“ nicht 
„durch Reden und Majoritätsbeschlüsse“, sondern 
durch „Eisen und Blut“ zu bewältigen wären. Dies 
hinderte Gauland jedoch nicht daran, im vergan¬ 
genen Jahr vokal gegen einen möglichen militäri¬ 
schen Angriff auf Syrien aufzutreten. 

Der trotz durchsichtiger Friedensdemagogie wie 
im Falle der AfD bestehende Widerspruch zwi¬ 
schen den Interessen der Friedenskräfte einerseits 
und der Stärke der populistischen Rechten ande¬ 
rerseits lässt sich an Fällen wie Dänemark exem¬ 
plifizieren: Die parlamentarische Präsenz der Dä¬ 
nischen Volkspartei, deren Verständnis einer „un¬ 
abhängigen und freien Nation“ die Mitgliedschaft 
in der NATO und „notwendige Beiträge“ zu einer 
solchen seitens des eigenen Landes beinhaltet 8 , 
war beispielsweise bei der Frage eines möglichen 


Eintritts des Landes in den Irak-Krieg 2003 von 
entscheidender Bedeutung. Ohne die Stimmen der 
Volkspartei im Kopenhagener Folketing wäre ein 
dänischer Waffengang unmöglich gewesen. Ob¬ 
wohl von Schori Liang ähnlich wie die dänischen 
Rechtspopulisten eingruppiert, hat die sich selbst 
„Partei für die Freiheit“ apostrophierende nieder¬ 
ländische Formation von Geert Wilders in der Ver¬ 
gangenheit teilweise auch kritisch zur Gestaltung 
von NATO-Einsätzen geäußert, ohne das Bündnis 
an sich in Frage zu stellen. So verlieh Wilders im 
Sommer 2013 seiner Auffassung Ausdruck, dass 
das vermeintliche Verdienst der Friedenssicherung 


in Europa, welches der EU in einer vielfach kri¬ 
tisierten Entscheidung sogar den Friedensnobel¬ 
preis 2012 zuteil werden ließ, eigentlich der NATO 
zukäme 9 ’ in Bezug auf die niederländische Betei¬ 
ligung an der NATO-geführten ISAF-Mission in 
Afghanistan kam hingegen eine eher ambivalente 
Position zum Tragen. So stimmte die Fraktion der 
Wilders-Partei in der Vergangenheit im Parlament 
gegen die Verlängerung der Mission. Dies dürfte 
zum einen demagogischen Zweckmotiven entspre¬ 
chen, zum anderen aber auch auf einer Linie mit 
Wilders‘ Bekundung liegen, wonach es „höchste 
Zeit [sei], dass auch andere Nationen Verantwor¬ 
tung übernehmen und zur NATO beitragen“. 10 Die 
favorisierte Position 3 wird im niederländischen 
Fall also um eine Dimension ergänzt, die eine Neu¬ 
verteilung der Aufgabenlast im Rahmen des Pak¬ 
tes anvisiert. 

Im Unterschied zur neofaschistischen BNP äußert 
sich die UK Independence Party (UKIP), die in 
den Medien hierzulande einstweilen als ein briti¬ 
sches Pendant zur AfD dargestellt wird, allerdings 
bereits auf eine zwanzigjährige Parteigeschichte 
zurückblicken kann, in ihren Dokumenten zur 
2010er Unterhauswahl 11 weit weniger kritisch ge¬ 
genüber der NATO-Bindung Großbritanniens. 
Auch die UKIP bringt EU und NATO rhetorisch 
gegeneinander in Stellung, betrachtet sie die Uni¬ 
onsmitgliedschaft des eigenen Landes doch als Un¬ 
terhöhlung „unserer Grundsteinallianzen mit der 
NATO und den USA sowie als Bruch mit „Com¬ 
monwealth-Bünden“. Daher sieht die UKIP es als 
im nationalen Interesse Großbritanniens liegend 
an, die NATO-Allianz und die Unterstützung „tra¬ 
ditioneller Partner“ aufrecht zu erhalten. Damit 
einhergehen sollen höhere Rüstungsausgaben und 
eine personelle Aufstockung von Armee, Marine 
und Luftwaffe. Ähnlich wie die BNP spricht sich 
auch die UKIP für einen Truppenabzug aus dem 
Irak aus, führt jedoch keine prinzipiellen Beden¬ 
ken, sondern eine Art gradueller Erkenntnis über 
das Scheitern des Einsatzes als Argument ins Feld. 
Auch die Ausgestaltung des Afghanistan-Einsat¬ 
zes muss aus Sicht der Partei, die leitmotivisch 
das Währungssymbol des Pfund Sterling zu ihrem 
Logo erkoren hat, neu verhandelt werden. Als Auf¬ 
gaben der Streitkräfte sieht UKIP unter anderem 
die Verteidigung der überseeischen Territorien des 


Königreichs sowie der Fischerei, der Handelsflot¬ 
te, des Überseehandels und der Energiezufuhr. 
Bedrohungen dieses von der Partei ausgemach¬ 
ten nationalen Interesses sieht die UKIP im in¬ 
ternationalen Terrorismus, der vom Nahen Osten 
ausgehe. Daher spricht sie sich, trotz ihrer Kritik 
beispielsweise am Irak-Krieg, dafür aus, dass die 
Fähigkeit zu militärischen Operationen im Nahen 
Osten gegeben sein muss. Weiterhin werden nicht 
näher spezifizierte „Schurkenstaaten“ sowie Russ¬ 
land und China als Bedrohungen genannt. (...) 
Anders als die Neofaschisten des Landes sehen 
die ungarischen Rechtspopulisten des seit 2010 


es aber als im nationalen Interesse Großbritanni- 

regierenden und formal zur christdemokratischen 
beziehungsweise konservativen Parteienfamilie in 
Europa gehörenden Bürgerbundes Fidesz das Heil 
der für ihre Ideologie zentralen Nation in NATO- 
Mitgliedschaft und Westorientierung 12 . Diese (...) 
Stellungnahme verträgt sich gut mit der Rolle von 
Ungarns größtem Auslandsinvestor und Handels¬ 
partner Deutschland und dessen Position in der 
NATO. 

(Vorabdruck, mit freundlicher Genehmigung, * 
Auslieferung ab 19. Kalenderwoche) 
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Die UKIP (hier ihr Parteivorsitzender Nigel Farage) fordert unter anderem den Austritt aus der EU, sieht 
ens liegend an, die NATO-Allianz und die Unterstützung „traditioneller Partner“ aufrecht zu erhalten. 
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Filmkomponist und New School-Dozent Eisler 

Eisler-Tage 2014 in Leipzig, Teil 2: Die ersten Film-Notenbände der Gesamtausgabe 


I nnerhalb der laufenden Hanns Eisler- 
Gesamtausgabe - HEGA, im Musik¬ 
verlag Breitkopf & Härtel - werden 
in Serie VI die ersten rekonstruierten 
Filmmusik-Partituren allgemein zu¬ 
gänglich. Forscher aus der Internationa¬ 
len Hanns-Eisler-Gesellschaft (IHEG) 
arbeiten systematisch an Urtextquellen. 
Zugehörige Kritische Berichte ermög¬ 
lichen gegebenenfalls die Verifizierung 
und Einordnung von neueren Funden. 
Ergänzend dazu geben bisher zwei Bän¬ 
de mit Briefen Aufschluß über Hanns 
Eislers persönliche Lebensumstände 
(1907-1943,1944-1951; herausgegeben 
von Maren Köster und Jürgen Schebe- 
ra). 

Auschwitz-Dokumentarfilm 
„Nacht und Nebel“ 

Unmittelbar vor der drucktechnischen 
Fertigstellung ist der von Oliver Da¬ 
hin begonnene und von Knud Brey- 
er überarbeitete Notenband mit Mu¬ 
sik- und Filmausschnitten zu Alain 
Resnais 4 „Nuit et brouillard“ (Nacht 
und Nebel, 1955). Der „intellektuellste 
und experimentellste unter den großen 
französischen Regisseuren im Umfeld 
der Nouvelle Vage“ starb 91jährig am 
1. März 2014. Hanns Eisler schätzte die 
Einladung durch den damals noch jun¬ 
gen Regisseur sehr, ein Jahrzehnt nach 
der Befreiung der ehemaligen Konzen¬ 
trationslager Auschwitz-Birkenau und 
Majdanek an einem Dokumentarfilm- 
Auftrag der französischen Kommission 
zur Geschichte der Deportation mitzu¬ 
wirken. Er betrachtete das auch als eine 
Ehre für einen Komponisten aus der 
DDR. Innerhalb kürzester Zeit schrieb 
er am Pariser Produktionsort die Musik 
für den 35-Minuten-Film, die als beste 
in der Kategorie Dokumentarfilm an¬ 
erkannt wurde. Am 30. Januar 1956 ging 
zudem der Prix Jean Vigo in der Kate¬ 
gorie Dokfilm an Resnais und an Eisler. 
Auf einen umgehenden und stattgege¬ 
benen Einspruch der Bundesregierung 


wurde „Nuit et brouillard“ jedoch als 
bereits zugelassener Festival-Beitrag 
wieder von der Vorschlagsliste der In¬ 
ternationalen Filmfestspiele in Cannes 
gestrichen. Daraufhin hagelte es im In- 
und Ausland nicht nur Opfer-Proteste 
gegen den Versuch, die Verbrechen des 
deutschen Faschismus zu verstecken. 
Auch aufgrund einer heftigen Bundes¬ 
tagsdebatte konnte eine Aufführung 
noch während der laufenden Festspie¬ 
le im April 1956 in Cannes durchgesetzt 
werden. Schon ein Jahr später erreich¬ 
te der Film im ARD-Abendprogramm 
ein breites Publikum; ab 
1958 stand er für den Ge¬ 
schichtsunterricht zur 
Verfügung. Resnais 4 und 
Eislers kontrapunkti- 
scher Bild-Ton-Montage, 
die Aussage-Dopplungen 
vermeidet, verdankt sich 
bis heute die stärkste und 
dichteste künstlerische 
Darstellung zum Thema. 

Das schwarz-weiße, grau¬ 
enerregende Dokumen- 
tarmaterial der Massen¬ 
vernichtungsmaschinerie 
alterniert „in sehr harten, 
kurzen Schnitten ... mit 
den eher in Bewegung flie¬ 
ßenden, fast nonchalanten 
farbigen Aufnahmen der 
Gegenwart“, so Alain Res¬ 
nais 1973 im Gespräch mit IHEG-Mit- 
begründer Albrecht Betz. Paul Celan 
schuf die eindringliche deutsche Nach¬ 
dichtung, der DDR-Schriftsteller Hen¬ 
ryk Keisch suchte bei seiner Übertra¬ 
gung im DEFA-Studio für Synchronisa¬ 
tion näher am Original zu bleiben. Nach 
kleineren Studiovorführungen lief der 
Film erst 1974 im Fernsehen der DDR. 
Bei der Band-Vorstellung konnte der 
Editionsleiter Noten der Hanns Eisler- 
Gesamtausgabe, Prof. Thomas Phleps 
(Justus-Liebig-Universität Gießen) 
nicht umhin, kritisch auf kriegspropa¬ 


gandistische Verdrehungen in deutsch¬ 
sprachigen Medien-Nachrichten vom 
2. März 2014 hinzuweisen. Das für den 
Krim-Konflikt verwendete Stereotyp 
„Nacht und Nebel“ kollidierte mit dem 
tagesaktuell vermeldeten Tod von Alain 
Resnais, als es hieß, US-Präsident Ba¬ 
rack Obama habe 90 Minuten mit Pu¬ 
tin telefoniert, um „sein Militäraben¬ 
teuer auf der Krim zu stoppen und die 
in Nacht-und-Nebel-Aktionen gelande¬ 
ten russischen Truppen wieder heimzu¬ 
holen“. Zudem habe Bundeskanzlerin 
Merkel von einer Annexion gesprochen, 


die man Russland nicht durchgehen 
lassen könne. Die historische Namens- 
Anleihe geht aber auf Hitlers Vorschlag 
für einen „Nacht-und-Nebel-Erlass“ 
des OKW vom Dezember 1941 zurück. 
Das waren geheime Richtlinien für das 
heimliche „Verschwindenlassen“ von 
rund 7000 des Widerstands verdächtig¬ 
ter Personen aus den besetzten Ländern 
Westeuropas im faschistischen Deutsch¬ 
land. In mindestens 340 Fällen folgte der 
Justizmord, während quer durch Euro¬ 
pa die Massendeportation in die östli¬ 
chen Vernichtungslager anlief. Thomas 


Phleps: Kein Dokumentär- und kein 
Spielfilm ist jemals eindringlicher als 
Resnais‘/Eislers „Nacht und Nebel“ an 
dieses Thema herangekommen. Jegliche 
mißbräuchliche Etikettierung verbietet 
sich. 

Unveröffentlichte Filmmusiken 

Den ersten Notenband der HEGA- 
Serie VI, der nach den 2010 und 2011 
revidierten Editionsrichtlinien erstellt 
wurde, hat Breitkopf & Härtel bereits 
ausgeliefert: Hanns Eisler in Holly¬ 
wood. Filmmusik zu The Grapes of 
Wrath (Früchte des Zorns, 
1941/43 nach John Stein¬ 
becks Roman) und Hang¬ 
men Also Die (Auch Hen¬ 
ker sterben, 1942/47, Regie 
Fritz Lang). Bandbear¬ 
beiter Johannes C. Gail, 
der aufgrund intensiver 
Archiv-Recherchen zum 
größeren Themenkom¬ 
plex „Komposition für 
den Film“, das Rockefeller- 
Filmmusik-Projekt und die 
Musik zu „Hangmen Also 
Die“ promoviert wurde, 
zeigte Gemeinsamkeiten, 
Unterschiede und auch ab¬ 
hängige Bezüge zwischen 
den beiden kurz nach¬ 
einander geschriebenen 
Kompositionen auf. Als 
Ergebnis einer Reihe neu zu entwickeln¬ 
der und zu erprobender Konzepte in ei¬ 
nem zusammenfassenden Band wurde 
der mutige Versuch einer klingenden 
Rekonstruktion anhand von Trauermu¬ 
sik-Sequenzen demonstriert. Er illust¬ 
riert Eislers filmmusikalisches Laborex¬ 
periment „Komposition für den Film“. 
Gail erläuterte dazu, eine der Grund¬ 
ideen dieses Projekts habe 1940-42 da¬ 
rin bestanden, Filmmusik-Experimente 
allein nach sachlichen Gesichtspunk¬ 
ten zu ermöglichen, also ohne Rück¬ 
sicht auf kommerzielle Auswertung, 


und somit nicht zuletzt Gegenmodelle 
zur etablierten Praxis aufzuzeigen. 2002 
war es ihm bei eigenen Nachforschun¬ 
gen in den USA gelungen, zu Eislers 
Alternativvertonung einiger bereits ver¬ 
wendeter Sequenzen die Partitur „The 
Grapes of Wrath“ zu identifizieren, die 
als verschollen galt. In Lion Feuchtwan- 
gers Domizil in Pacific Palisades tauch¬ 
te eine Schallplatte aus beschichtetem 
Glas auf, die u.a. Takes zu einer von 
Eisler stolz erwähnten Trauermusik der 
zweiten Sequenz enthält. Ein vom For¬ 
scher selbst „gebastelter“ Zusammen¬ 
schnitt dieser Takes mit je verschiede¬ 
nen Lösungen wurde nun den Tagungs¬ 
teilnehmern zum Nachvollzug anhand 
des edierten Notentextes vorgeführt. 
Wo die Filmhandlung von Ausweg aus 
dem Elend statt von Erlösung im Jen¬ 
seits spricht, ließ Eisler das Motiv sei¬ 
nes „Lob des Kommunismus“ dominie¬ 
ren und anschließend seine Melodie des 
Komintern-Lieds anklingen. Der Wert 
des Bandes dürfte auch darin bestehen, 
dass frühere Fehlidentifikationen durch 
Funde von 1998 und 2002 richtiggestellt 
werden konnten. Die Identifikation von 
zwei weiteren „Grapes“-Partituren ge¬ 
lang erst im Jahr 2009. 

„Hangmen Also Die“, ein heroischer 
Film über die Folgen des Attentats 
auf den Henker von Prag - Heyd- 
rich - vom 4. Juni 1942, war hinge¬ 
gen die erste von acht kommerziellen 
Hollywood-Produktionen, zu der Eis¬ 
ler im Dezember 1942 hinzugezogen 
wurde. Nun gezwungen, sich den Er¬ 
wartungen des Filmbetriebs zu stellen 
und Konzessionen zu machen, nahm er 
doch heimlich im punktuellen Rück¬ 
griff auch Teile der experimentellen 
„Grapes“-Musik und als musikali¬ 
sches Eigenzitat das Kampflied von 
1937 „Marcha del 5° Regimiento“ in 
die umfangreiche Orchesterpartitur. 
Diese Filmmusik wurde sogar für ei¬ 
nen Oscar nominiert. 

Hilmar Franz 


CO/MPO SING 
FOR 


Titelblatt zu Eisler/Adornos gemeinsamem Buch „Komposition für 
den Film“ 


Das Trio QUIJOTE aus Karl-Cherrmitz-Stadt kommt aufs UZ-Pressefest 

Und warum? -Diese Frage bekamen die Musiker gestellt und gaben ganz unterschiedliche Antworten: 


Sabine Kühnrich 

Für mich ist das UZ-Pressefest das 
größte Treffen aller in unserem Land, 
die sich der linken Bewegung zugehö¬ 
rig fühlen. Spätestens beim Besuch die¬ 
ses Fest wird jedem klar: Links sein ist 
keine Frage des Parteibuches. Schon 
eher eine Frage des Bücherschranks, 


■j? 



an dessen Befüllung sich ja meist eine 
Lebenshaltung ablesen läßt. Sollte der 
Schrank wertvoller sein als sein Inhalt, 
liegt es in der Regel nicht am Möbel¬ 
stück. Genau für diesen Inhalt kann 
man auf dem Pressefest eine ganze 
Menge tun. Ein riesiger Bücherbereich 
in der Eislaufhalle birgt viele Schätze. 
Es gilt nur, sie zu entdecken. Der An¬ 
tiquar deines Vertrauens ist dabei gern 
behilflich. 

Ludwig Streng 

Auf das Fest Eurer Zeitung kommen 
die Leute von Nah und Fern. Das ist 
immer ein Hallo, wenn wir dort nach 
Monaten oder Jahren Freunde, Be¬ 
kannte, Kumpels und Kumpelinen tref¬ 


fen. Da sind auch eine Menge Musiker- 
Kollegen dabei, denen man mal wieder 
auf die Saiten schauen kann. Man sitzt 
dann bei einer Tasse Bier am Nieder¬ 
sachsen-Zelt oder schlürft ein Wein- 
chen aus der Toscana und diskutiert 
bis spät in die Nacht manches politi¬ 
sche oder philosophische Problem. Da¬ 
bei erfährst Du eine Menge über die 
Probleme und Erfolge der Friedensbe¬ 
wegung, der Umweltaktivisten, der lin¬ 
ken Kommunalpolitiker und Zeitungs¬ 
redakteure... 

Und nach jedem Pressefest kennt man 
wieder ein paar Leute mehr und fühlt 
sich rundrum gut informiert. 

Wolfram Hennig-Ruitz 

Wir waren nun schon etliche Male auf 
diesem Fest. Immer haben wir uns vor¬ 
genommen, als krönenden Abschluss 
gewissermaßen, Schwäbische Maul¬ 
taschen und Spätzle am Baden-Würt- 
temberg-Zelt zu essen. Wenn wir das 
dann Sonntagnachmittag in die Tat 



umsetzen wollten, waren die heiß be¬ 
gehrten Spezialitäten ausverkauft und 
wir mussten es auf das nächste Pres¬ 
sefest vertagen. Also werden wir in 
diesem Jahr den kulinarischen Höhe¬ 
punkt auf den Freitag legen, damit da 
nichts anbrennt. 

Ach das hätte ich doch fast vergessen: 
wir kommen auch zum Musizieren. 4 
Konzerte stehen diesmal an: 

Am Freitag 27.6.2014, 

abends, Junge-Welt-Zelt 

„Ich singe, also bin ich“ - ein Gerhard- 

Gundermann-Abend 

Ein Projekt mit internationaler Beset¬ 
zung: 

Johan Meijer & Jos Koning (NL) & 
Michail Iwanow (RU) 
und QUIJOTE (Chemnitz) 

Samstag, 28.6.2014, voraus¬ 
sichtlich 17.30 Uhr, Eislaufhalle 
CANTO GENERAL - DER GROSSE GE¬ 
SANG (Text: Pablo Neruda/Musik: Mi- 
kis Theodorakis), in deutscher Sprache 
und musikalischer Bearbeitung für 
3 Stimmen 

Das Projekt auf die Bühne zu bringen 
war ein großes Stück Arbeit. Und wir 
freuen uns, damit bei Euch zu Gast zu 
sein. 

Samstag, 28.6.2014, irgend¬ 
wann am späten Abend, an 
einem stillen Plätzchen 
Konzert für das Hilfsprojekt „Syner- 
gasia“ auf Kreta. 

SYNERGASIA bedeutet Zusammenar¬ 
beit. Es geht dabei um die Zusammen¬ 
arbeit zwischen erwerbslosen jungen 
Griechen und ihren deutschen Kun¬ 
den. Die Griechen haben die Oliven¬ 
haine ihrer Vorfahren wieder zum Le¬ 


ben erweckt. Der Verkauf des dort ge¬ 
wonnenen Olivenöls zu fairen Preisen 
in Deutschland soll Lebensinhalt und 
-unterhalt bieten. Und die deutschen 
Käufer sind eingeladen, das Projekt auf 
Kreta zu besuchen. 

Sonntag, 29.6.2014, nach¬ 
mittags, Casa Cuba 
OUIJOTE-Konzert mit Ausschnitten aus 
verschiedenen Programmen 





Kunst und Wismut 

Die DKP Gruppe Köln Innenstadt zeigt Abbildungen aus 
der Kunstsammlung der SDAG Wismut 

Dienstag, den 22. April, 19.30 Uhr 
Freidenkerzentrum, Bayenstraße 11,50 678 Köln. 

Dass der Kalte Krieg Ende der vierziger Jahre, Anfang der fünfziger Jahre nicht 
in den heißen umschlug, ist einer weltweiten Friedensbewegung zu verdan¬ 
ken. Allerdings war sie abgesichert durch die Brechung des US-amerikanischen 
Atomwaffenmonopols. Der Reale Sozialismus behielt seine Chance. 

Aus dem Pariser Weltfriedenskongress vom April 1949 ist der Weltfriedens¬ 
rat hervorgegangen. Für ihn entwarf Picasso seine berühmte Friedenstaube 
als Symbol der Friedens- und Anti-Atom-Bewegung. Gründungspräsident war 
Frederic Joliot-Curie, Vizepräsident llja Ehrenburg. Der Weltfriedensrat forder¬ 
te die Ächtung der Atomwaffen. Weltweit wurden Unterschriften unter den 
Stockholmer Appell gesammelt. 

Aber es war auch die Entwicklung der sowjetischen Atombombe, vor allem 
nach Hiroshima und Nagasaki, vorangetrieben worden. Die wissenschaftlichen 
Kenntnisse, die der deutsche Physiker Klaus Fuchs als Kundschafter lieferte, wa¬ 
ren dafür entscheidend. Mit der ersten Zündung einer Kernwaffe am 29. August 
1949 wurde das US-amerikanische Atomwaffenmonopol durchbrochen. 

Die Rohstoffbasis für die sowjetische Atomindustrie bildete das Uran, das die 
Wismut zwischen 1946 und 1990 in Ostthüringen und im westlichen Sachsen 
förderte. Beispielswiese in Ronneburg bei Gera. Die Wismut war Teil der sow¬ 
jetischen Verteidigungsindustrie und beschäftigte in der DDR zehntausende 
Bergleute. Diese Industrie stellte einen eigenen Kosmos dar, entfaltete rege 
kulturelle Tätigkeit und sorgte für entsprechende Aktivitäten ihrer Belegschaft. 
Ergebnis ist neben anderem eine Sammlung von 4200 Kunstwerken, die selten 
aus den Depots geraten. 

Noch bis zum 21. April werden 120 Exponate in der Orangerie in Gera ausgestellt. 
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Kommunalwahlen in NRW 


unsere zeit m 


Zwischen „neuen“ Ideen und Altpapier 

Kommunalwahlkampf für die DKP in Gerresheim und Köln 


Bei der Kommunalwahl am 25. Mai 
kandidiert die DKP unter der roten 
Fahne in Düsseldorf-Gerresheim und 
in den Kölner Stadtbezirken Kalk und 
Stadtmitte. Bei weiteren Kandidaturen 
im DKP-Bezirk Rheinland-Westfalen 
treten Genossinnen und Genossen auf 
Bündnislisten, etwa in Köln-Mülheim, 
oder auf Listen der Linkspartei wie in 
Aachen an. 

Die Eigenkandidatur der DKP bei der 
Kommunalwahl ist eingebettet in die 
generelle strategische Debatte über 
Form und Inhalt der Wahl - und Er- 


Die DKP kandidiert für die Bezirksvertre¬ 
tungen Köln Innenstadt und Köln Kalk. 
Mittwochs kommen die Plakate an. Don¬ 
nerstags machen wir die Plakatständer 
parat. Ein Teil hat aus Düsseldorf den 
Weg nach Köln gefunden, ein anderer 
stammt aus einer Porzer Garage. Letz¬ 
tere hätte unter Denkmalschutz gestellt 
werden müssen. Die Ständer sind noch 
mit Plakaten behaftet, die aus der Per- 


gebnis von ganz praktischen Überle¬ 
gungen. 

In Gerresheim zum Beispiel hat die 
Kommunalpolitik eine Verankerung, 
die bis in die Gründungszeit der DKP 
reicht. Dazu gehören sogar weitere 
Quellen aus der Zeit bis vor 1933. Die¬ 
ser historische Hintergrund fehlt der 
Linkspartei. Sie schöpft nur aus dem 
Hier und Jetzt. Ein weiterer Unter¬ 
schied ist die Verbindung von außer¬ 
parlamentarischem Engagement und 
der Umsetzung im Rathaus. Die DKP 
hatte über vier Legislaturperioden, also 


shing-ll-Zeit datieren, von 1984. Noch 
ältere Schätzchen werden fotografisch 
dokumentiert, bevor sie abgezogen wer¬ 
den und im irdischen Müllsack landen. 
Die aktuellen Plakate kleben schließlich 
und trocknen, während wir uns befeuch¬ 
ten. Freitags werden diese sehr altmo¬ 
dischen,aber handwerklich soliden und 
formschönen Werbemittel in der Stadt 
platziert. Es gibt viel Zuspruch. 


über 20 Jahre, ein Mandat in der Ger- 
resheimer Bezirks Vertretung inne, bis 
der Sitz mit einer „feindlichen Über¬ 
nahme“ an die Linkspartei ging. Da¬ 
bei hatten die Linkspartei-Genossen in 
Gerresheim sogar gefordert, dass ihre 
Partei mangels kommunalpolitischer 
Kompetenz und fehlender Verankerung 
auf die Kandidatur ihrer Partei verzich¬ 
ten sollte. Besser sei es, die DKP zu un¬ 
terstützen. Diese Beschlusslage wurde 
allerdings auf höherer Ebene adminis¬ 
trativ gekippt. 

Mit Blick auf die bevorstehende Wahl 
hat sich die DKP erneut um die Stär¬ 
kung linker Positionen bemüht. Dazu 
gehörte zunächst eine Bilanz der letz¬ 
ten fünf Jahre. Welche außerparlamen¬ 
tarischen Aktivitäten der Linkspartei 
gab es im Stadtbezirk? Welche Anträ¬ 
ge und Anfragen wurden im Gerres- 
heimer Rathaus eingebracht? Ergebnis: 
Der Anspruch, bessere Kommunalpoli¬ 
tik als die DKP zu machen, wurde nicht 
eingelöst. In den relevanten Initiativen 
ist die Linkspartei nicht vertreten. Im 
Rathaus fällt sie mit antikapitalistisch 
intendierten Aktivitäten nicht auf. Es 
waren fünf dürftige Jahre. Gemessen an 
den Wahlversprechen gab es auch das 
Urteil „Verrat an den Wählern“. 
Dennoch lud die DKP dazu ein, den 
Vorrat an Gemeinsamkeiten zu klären. 
Auch da gab es kein Ergebnis, denn 
zum letzten gemeinsam vereinbarten 
Treffen kam die „Verhandlungsdele¬ 
gation“ der Linkspartei schon gar nicht 
mehr. Durch ihre Beschlusslage war das 
Treffen obsolet geworden. 

Erst deutlich danach hat die DKP zu 
ihrer Wahlversammlung eingeladen, 
um ihre drei Kandidatinnen für die 
Bezirks Vertretung zu nominieren. Mit 
dem Wahlprotokoll ging es zum Wahl¬ 
amt zur Überprüfung der Angaben. 
Nächster Schritt: Pro 1 000 Bürger 
eine Unterschrift sammeln. Das sind 
in Gerresheim 37. Diese Unterschriften 
kamen zügig und zugleich zeitaufwen¬ 
dig zusammen. Das Problem war nicht, 
die Angesprochenen in langen Gesprä¬ 
chen überzeugen zu müssen, dass sie 
mit ihrer Unterschrift die DKP-Kan- 
didatur ermöglichen würden. Das ging 
ganz schnell. Das Zeitvolumen für diese 
Gespräche war dennoch ganz erheblich. 
Auf eine Formel gebracht: Fingen die 
Diskussionsthemen in der Gegenwart 
an, dauerte das Gespräch eine Stunde. 
War der Start bei 1945, waren es andert¬ 
halb Stunden. Und für die Zeit vor 1945 
mussten zwei Stunden und vielleicht ein 
erneuter Besuch kalkuliert werden. 
Auch in Köln sind diese Phasen abge¬ 
schlossen. Inzwischen sind die Plakate 
da. Plakatständer werden aufgearbeitet. 
Ein Teil hat aus Düsseldorf, wo „Easy- 


Plates“ gehängt werden, den Weg nach 
Köln gefunden, ein anderer stammt 
aus einer Porzer Garage. Letztere hät¬ 
te unter Denkmalschutz gestellt wer¬ 
den müssen. Die Ständer sind noch mit 
Plakaten behaftet, die aus der Pershing- 
II-Zeit datieren, von 1984. Noch ältere 
Schätzchen werden fotografisch doku¬ 
mentiert, bevor sie abgezogen werden 
und im irdischen Müllsack landen. Die 
aktuellen Plakate kleben schließlich 
und trocknen, während die Aktivisten 
sich befeuchten. Am 25. April werden 
diese sehr altmodischen, aber hand¬ 
werklich soliden und formschönen Wer¬ 
bemittel in der Stadt platziert. Es gibt 
viel Zuspruch. 

In der Gruppe Köln-Kalk war klar, 
dass die Genossinnen und Genossen 
zur Bezirksvertretung unter der Fah¬ 
ne der DKP antreten. Reinhold Ages, 
einer der Aktivisten: „Aus Teilen der 
Linkspartei ist uns der Antikommunis¬ 
mus entgegengeschlagen. Dann das spe¬ 
zielle Verhältnis (Kölsch: Klüngel) zur 
Sozialdemokratie. Und nun auch noch 
die Stimmen für den Militäreinsatz im 
Mittelmeer ...“ Da gab es in der Mit¬ 
gliederversammlung ein deutliches Vo¬ 
tum für die Eigenkandidatur. 

Die DKP in Kalk steht offensichtlich 
auch nicht für die scheinbar klassenlo¬ 
se kölsche Unverbindlichkeit: „Et kütt 
wie et kütt!“ (Es kommt wie es kommt. 
Du kannst nichts ändern.) Sie will ver¬ 
ändern. Die proletarische Geschichte 
von Kalk, die umfassende Vernichtung 
von Arbeitsplätzen, die „Umwidmung“ 
der Industriebrachen sind Herausforde¬ 
rungen, denen sich die Gruppe offensiv 
stellt. Die Kleinzeitung „Kalk konkret“ 
ist ihr dafür ein wichtiges Sprachrohr. 


Die DKP hat inhaltlich einen ganz ei¬ 
genständigen Zugang in der Kommu¬ 
nalpolitik: Es geht ihr nicht darum, die 
Verhältnisse nur „etwas besser“, „etwas 
gerechter“, „etwas bürgerfreundlicher“ 
zu machen. Es geht vielmehr darum, die 
Ursachen für die Defizite und Verwer¬ 
fungen in der Kommune aufzuzeigen. 
Zuerst werden zunächst die Kapital¬ 
interessen analysiert: Welche Mono¬ 
pole bestimmen in welcher Form die 
Politikentwicklung? Ihre Strategien 
bestimmen die Vorgaben von den Be¬ 
bauungsplänen bis zur Aufstellung der 
Altpapier-Container. Es ist Aufgabe der 
DKP, die kapitalistische Systematik hin¬ 
ter dem Glanz der Politik-Fassaden auf¬ 
zudecken. Und: Wie Macht- und Kapi¬ 
talzusammenballung gleichzeitig Ver¬ 
drängung, Abwertung, Verarmung und 
Verelendung produzieren. 

Aber: Es geht auch darum, Gegen¬ 
wehr zu organisieren. Durch Aufklä¬ 
rung und Aktion. Ein Beispiel aus der 
Abteilung „Teewasser-Politik“: Am 
Pilgerweg in Gerresheim verdreckt 
der Stellplatz für Altpapier-Contai¬ 
ner. Die DKP setzt einen zusätzlichen 
Container durch. Der reicht nicht aus. 
Die Frequenz der Leerung muss opti¬ 
miert werden. Die DKP erweist sich 
auch dafür als „Freund und Helfer“ 
der Bürger. Das reicht nicht, denn es 
steht die Frage: Warum ist das so? Und 
schon ist man bei den kapitalistischen 
Regulierungsmechanismen, basierend 
auf Kapitalüberakkumulation, priva¬ 
ter Reichtumsanhäufung und Verelen¬ 
dung der öffentlichen Hand. Der Wi¬ 
derstand muss gemeinsam organisiert 
werden. Das geht. Auch und gerade in 
der Kommunalpolitik. 


Uwe Koopmann 



Der Kampf um den Papiercontainer ist ein Teil des Kampfes gegen den 
Kapitalismus. 


Köln plakatiert 



Links - wo das Herz schlägt 

Solingen: „Die Linke“ öffnet ihre Liste, auch DKP-Mitglieder sind dabei 


Walter Herbster (DKP) äußert sich in 
der DKP-Stadtzeitung „Klingenstadt“. 

Klingenstadt: Walter, du kandidierst auf 
der Liste der Partei „Die Linke “ in So¬ 
lingen für den Rat und die Bezirksver¬ 
tretung Wald. Wie kam es? 

Walter Herbster: „Gemeinsam sind wir 
stärker!“ - diese alte Losung, die aus der 
Arbeiterbewegung kommt, hat ange¬ 
regt, über die Öffnung der Liste der 
Linkspartei zu den Kommunalwahlen 
nachzudenken und es dann auch zu tun. 
So wurde auch ich auf die Liste gewählt. 
Klingenstadt: Welches ist dein konkre¬ 
tes Ziel? 

Walter Herbster: Ich bin schon lange an 
den Dingen unserer Stadt interessiert. 
Mich bedrückt die schier ausweglose fi¬ 
nanzielle Lage, in die Solingen, wie die 
meisten anderen Städte in NRW, gekom¬ 
men ist. Fast 1 Milliarde Schulden. Und 
da ist kein Ende in Sicht. Der OB hat 
in seiner Rede zum jetzigen Haushalt 
gesagt, da rauszukommen sei eine gene- 
rationsübergreifende Aufgabe. Das De¬ 
saster wird also andauern. Und der jet¬ 
zige „Sparhaushalt“ wird nicht der letz¬ 
te gewesen sein. Die Folgen tragen wir. 


Einrichtungen schließen, für die Bür¬ 
ger wichtige Dinge werden eingespart, 
Schulen nicht mehr repariert und viel, 
viel mehr. Und das alles sei alternativlos, 
wird gesagt. Das ist aber nicht so: Man 
hat über Jahrzehnte hinweg durch eine 
Steuerpolitik Konzerne und Reiche be¬ 
günstigt. Das Geld fehlt unten, bei den 
Bürgern, den Städten und Gemeinden. 
Dann wurden für Banken unvorstellbare 
Milliardenbeträge locker gemacht mit¬ 
tels „Rettungsschirmen“. Und jetzt wird 
gesagt, es sei kein Geld da. Unsinn! Wir 
sind ein reiches Land. Das Geld ist nur 
falsch verteilt. Dieses Themas werde ich 
mich annehmen, unter anderen. 
Klingenstadt: Das ST schrieb: „DKP 
flirtet mit der Linkspartei “ Wir fragen, 
ist eine Vermählung zu erwarten - bei 
so viel Nähe? 

Walter Herbster: Oh, das ist kein The¬ 
ma. Die Gemeinsamkeiten zwischen 
unseren Parteien sind groß: Gegen 
Auslandseinsätze der Bundeswehr, für 
Reichtum- und Steuerumverteilung, für 
Beschneidung der Macht der Konzer¬ 
ne und Banken, für 100 % sozial!, für 
konsequente Energiewende, für mehr 
Demokratie usw. Solche Ideen liegen 



Kandidatinnen und Kandidaten der Partei „Die Linke“ zum Solinger Stadtrat, 
in der Mitte Walter Herbster. 


auch dem Wahl¬ 
programm der Par¬ 
tei „Die Linke“ für 
Solingen zugrunde. 

Die DKP meint al¬ 
lerdings, im Gegen¬ 
satz zu manchen 
Mitgliedern der 
Partei „Die Linke“, 
es muss einen ra¬ 
dikalen Bruch mit 
dem Kapitalismus 
geben. Dieses Sys¬ 
tem ist nicht gesund 
zu modellieren. Da¬ 
her werben wir für 
eine andere Gesell¬ 
schaft, den Sozialis¬ 
mus. Anschaulich 
gesagt: 500 Multi¬ 
konzerne beherr¬ 
schen die Weltwirt¬ 
schaft, die Hälfte 
des Weltreichtums liegt in den Händen 
von 85 Menschen! Da wird die Musik ge¬ 
macht. Diese Macht muss aufgebrochen 
werden. Dann erst wird der Mensch in 
den Mittelpunkt kommen. Aber Sozia¬ 
lismus hin oder her, das dauert, ist für 


die meisten noch unvorstellbar; aber so 
lange kann nicht gewartet werden. Hier 
und heute müssen Menschen für ihr gu¬ 
tes Leben in Wohlstand und Sicherheit 
kämpfen. Das geht nur gemeinsam, mit 
den vielen, die diese Diktatur des Welt¬ 


reichtums wie wir als eine Plage emp¬ 
fingen. Es geht also um Widerstand, um 
Aktionen, Bewegungen, die diesen Wi¬ 
derstand voranbringen. Das wollen wir 
mit anderen gemeinsam tun. Man muss 
mit uns rechnen. 
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Jeden Samstag: Infotisch und Spaß dabei 


Die DKP in Oldenburg hat sich für den EU-Wahlkampf eine Menge vorgenommen 


Die UZ sprach mit Marc Galwas über 
den EU-Wahlkampf der DKP Olden¬ 
burg. EU-Wahlkampf 

UZ: Glückwunsch! In Oldenburg hin¬ 
gen die DKP-Plakate zum EU-Wahl¬ 
kampf als erstes. Wieviel habt Ihr auf¬ 
gehängt und was habt ihr Euch sonst 
vor genommen? 

Marc Galwas: Oldenburg hat 160 000 
Einwohner, darunter sind 12 000 Stu¬ 
dentinnen an der Carl-von-Ossietsky- 
Universität. Oldenburg ist eine Flä¬ 
chenstadt, mit einer Unmenge von 
Einfamilienhäusern. Das stellt einen 
erst einmal vor Problemen, wie man 
mit vergleichsweise wenig Aufwand - 
finanziell und personell - flächende¬ 
ckend wahrgenommen wird. Ich denke, 
uns ist das einigermaßen gelungen. Mit 
150 Wahlkampfpappen sind wir an al¬ 
len wichtigen Verkehrsadern der Stadt 
präsent. Ein Ziel ist es, dass die Partei 
im Straßenbild auftaucht und wir wahr¬ 
genommen werden. 

Begonnen haben wir schon im Dezem¬ 
ber mit der Unterschriftensammlung 
an Infotischen. Dies haben wir dann 
weitergeführt und konnten schließlich 
viermal soviel Unterstützungsunter¬ 
schriften sammeln wie wir Mitglieder 
haben. Und das ist das zweite Ziel, raus 
auf die Straße zu gehen, möglichst alle 
Genossinnen mitzunehmen und auch 
Spaß bei der Sache zu haben. Ich den¬ 
ke, den haben wir. Wir haben ein Wahl¬ 
kampfplan, der recht ambitioniert ist: 
Jetzt kommt der Ostermarsch, der 1. 
Mai, Steckaktionen in Wohngebieten 
und Studentinnenwohnheimen, jeden 
Samstag ein Infotisch, eine Wahlkampf¬ 
veranstaltung mit einem Vertreter der 
KKE und zum Abschluss, um unsere 
getane Arbeit zu feiern, eine Wahl¬ 
kampfparty. 

UZ: Wie sind die Reaktionen der Olden- 
burgerinnen und Oldenburger? 

Marc Galwas: Ich will das mal am Bei¬ 
spiel vom letzten Samstag aufdröseln: 
Wir hatten einen Infotisch in Ostern¬ 
burg. Das ist ein Stadtteil, wo wir schon 
seit längerem den „Pulverturm“; unse¬ 
re DKP-Stadtzeitung, in die Briefkäs¬ 
ten stecken. Hier ist das „Alhambra“, 


ein Autonomenzentrum, es ist ein al¬ 
tes Arbeiterviertel, die KPD hatte hier 
mal eine Hochburg. Einen Infotisch der 
DKP gab es hier schon seit Jahren nicht 
mehr. Wie unsere Zeitung bei den Ein¬ 
wohnern ankommt, entzieht sich bis¬ 
her unserer Kenntnis. Wir hatten den 
Stand noch gar nicht richtig aufgebaut, 


da wurden wir gefragt, wo wir uns denn 
treffen und ob man mitmachen könne. 
Der Fragende war lange bei den „Lin¬ 
ken“, aber das ginge angesichts der 
jüngsten Ereignisse ja nun gar nicht 
mehr. Die Menschen sind überwiegend 
aufgeschlossen und man hat ein positi¬ 
ves Feeling bei der Sache. Unser Thema 
war heute „Solidarität mit den verfolg¬ 
ten und bedrohten Antifaschistenlnnen 
und Kommunistinnen in der Ukraine.“ 
Dazu hatten wir ein Flugblatt und sind 
offensiv an die Passanten herangegan¬ 
gen. Klar gehen viele an einem vorbei 
und wollen nichts wissen. Aber andere 


drehen sich um, kommen noch mal ran 
und finden es gut, was wir da machen. 
Auch und gerade Mitglieder oder Sym¬ 
pathisanten von der Linkspartei, von 
der Kommunistischen Plattform, aber 
auch aus dem Vorstand reden mit uns 
und sehen uns gar nicht als unliebsame 
Konkurrenz oder gar Spalter. 


UZ: Habt ihr einen besonderen inhaltli¬ 
chen oder auch regionalen Schwerpunkt 
gesetzt? 

Marc Galwas: Ein regionaler Schwer¬ 
punkt ist Osternburg, darüber haben 
wir schon gesprochen. Wir wollen da 
an unsere Arbeit mit der Kleinzeitung 
anknüpfen. Kreyenbrück haben wir 
uns als zweiten Stadtteil rausgesucht. 
Erstens um einen drauf zu setzen und 
nicht nur dort zu agitieren, wo wir ja 
eh schon arbeiten. Zum zweiten, weil in 
Kreyenbrück Menschen leben, denen 
es nicht gut geht. Hier gibt es den größ¬ 
ten Anteil von Beziehern von Transfer¬ 


leistungen, hier ist das Durchschnitts¬ 
einkommen am geringsten, es ist ein 
Arbeiter- und Migrantenstadtteil. Was 
aber entscheidend für unsere Wahl 
war: Für diesen Stadtteil liegt ein Sa¬ 
nierungskonzept vor. Hier wird es eine 
Aufwertung geben mit allen bekann¬ 
ten Folgen. Oldenburg ist eine Stadt 


mit mehr als angespannter Wohnungs¬ 
frage. Das ist ein Thema, an dem wir 
arbeiten und uns qualifizieren wollen. 
UZ: Was ist für Euch das Wichtige an 
diesem EU-Wahkampf? 

Marc Galwas: Inhaltlich geht es uns 
darum, den Charakter der EU offen¬ 
zulegen als aggressives Bündnis der 
Monopole in EU-Europa zur Ver¬ 
schärfung der Ausbeutung - nach in¬ 
nen wie nach außen. Wir wollen klar 
als Systemopposition auftreten und 
den Hauptfeind, den deutschen Im¬ 
perialismus anprangern. Wir wollen 
Bewusstsein in der Arbeiterklasse 


schaffen, wer Nutznießer ist und wo¬ 
gegen sich Widerstand richten muss. 
Organisatorisch geht es für uns dar¬ 
um, unsere Partei hier vor Ort wieder 
auf die Beine zu bringen, gemeinsam 
eine Kampagne durchzuziehen, zu ler¬ 
nen wie man effektiv arbeitet, auch in 
unserem Gruppenvorstand. Und vor 
allem geht es natürlich darum neue 
Mitstreiter zu gewinnen. Da sind zum 
Beispiel ehemalige Mitglieder, die zu 
unserer Auftaktveranstaltung mit Pa- 
trik Köbele am 20. März kamen. Die 
finden das gut, wie sich die Partei seit 
dem 19. und 20. Parteitag entwickelt. 
Da ist eine Genossin, die gerade aus 
der Linkspartei ausgetreten ist und 
uns nun im Wahlkampf hilft; und da 
ist ein Genosse aus dem Umland, der 
sich nun einbringt. 

UZ: Hier und da wird uns gesagt, das 
eine Prozent sei nach dem Fall der Drei- 
Prozent-Hürde doch zu knacken. Wie 
schätzt Du unsere Chancen ein? 

Marc Galwas: Deshalb sind wir nicht 
auf der Straße. Wahlen sind nicht mehr 
als ein Fieberthermometer des Be¬ 
wusstseinstandes der Arbeiterklasse. 
Und den kennen wir jetzt schon. Sozi¬ 
alpartnerschaft auf der einen, Resigna¬ 
tion auf der anderen Seite dominieren. 
Wir meinen, unsere Chance ist es, mit 
und durch unsere Kampagnen, durch 
den Wahlkampf und das Pressefest, 
die Partei auf die Straße zu bringen, zu 
lernen, gemeinsame Zielvorgaben zu 
stecken und zu erreichen. Wir müssen 
wieder größer werden, um unsere Auf¬ 
gabe, die Interessen der Arbeiterlasse 
zu vertreten, überhaupt gerecht werden 
zu können. 

UZ: Welche Rolle spielen aus Eurer 
Sicht der Hamburger Parteitag der 
„ Linken“ und die Ja-Stimmen von Ab¬ 
geordneten der Linkspartei zur Ent¬ 
sendung eines Kriegsschiffes ins Mit¬ 
telmeer? 

Marc Galwas: Um so wichtiger ist es, 
dass wir uns nicht mehr verstecken. 
Jetzt sollte doch allen klar sein, wie 
richtig die Entscheidung war anzutre¬ 
ten. 100 Prozent Antikriegspartei, das 
sind nur die Kommunistinnen. 

Die Fragen stellte Wera Richter 



Marc Galwas (links) ist Vorsitzender der DKP Oldenburg 


ioo Prozent Antikriegspartei 

Die DKP tritt mit klaren Positionen zur EU-Wahl an 


„Die Linke braucht Druck von links“, 
das sagen wir schon lange. Dass die¬ 
ser Druck auch mit Blick auf die Frie¬ 
denspositionen der Partei nötig wird, 
war angesichts des Drängens der SPD 
auf eine veränderte Außenpolitik der 
Linkspartei als Bedingung für künftiges 
Mitregieren im Bund, zu befürchten. 
Nun ist diese Befürchtung eingetroffen. 
Die Partei „Die Linke“ war auf ihrem 
Hamburger Parteitag zur Verabschie¬ 
dung des EU-Wahlprogramms nicht in 
der Lage die EU als das zu bezeichnen, 
was sie ist: „neoliberal, militaristisch 
und weithin undemokratisch“. Wochen 
später folgte das erste Ja von Bundes¬ 
tagsabgeordneten der Linken zu einem 
Auslandseinsatz der Bundeswehr, näm¬ 
lich zu Entsendung eines Kriegsschiffes 
ins Mittelmeer. Es soll die Vernichtung 
syrischer Chemiewaffen absichern - ein 
Unterfangen das von Friedensforschern 
und Experten unisono als unnötig ein¬ 
geschätzt wird. In dieser Situation ist es 
gut, dass die DKP im EU-Wahlkampf 
mit klarer Position als konsequente 
Antikriegspartei auftritt. In ihrem EU- 
Wahlprogramm heißt es: 

„Nein zur dieser EU! Nein zu Krieg 
und Militarismus! Ja zu einer Welt 
des Friedens, der Solidarität und der 
Gleichberechtigung! Nach der Nie¬ 
derlage des Sozialismus wurden die 
Einflusssphären durch die imperialis¬ 
tischen Staaten neu abgesteckt. Die 
Sicherung des Zugangs zu Rohstoffen 
und Märkten stand dabei im Mittel¬ 
punkt ihres Interesses. 

Die Krise hat den Wettlauf noch ver¬ 
schärft. Und schon lange reicht ökono¬ 
mischer Druck allein nicht mehr aus, 


um jene Staaten gefügig zu machen, 
die ihren nationalen Reichtum, ihre 
Industrie und ihre Rohstoffe nicht den 
großen Konzernen zur Ausplünderung 
überlassen wollen. Dabei schreckt die 
EU selbst gegen im Prinzip beitrittswil¬ 
lige Staaten wie der Ukraine nicht vor 
massiver innenpolitischer Einmischung 
zurück, sobald diese die Bedingungen 
für den Beitritt gemäß Diktat aus Brüs¬ 
sel nicht widerspruchslos akzeptieren. 
Im Fall der Ukraine hat das sogar die 
politische und logistische Ausrüstung 
von faschistischen Kräften und Terro¬ 
risten eingeschlossen. 

Im März 2013 erklärte der damalige 
luxemburgische Premierminister Jean- 
Claude Juncker öffentlich: ,Wer glaubt, 
dass sich die ewige Frage von Krieg 
und Frieden in Europa nie mehr stellt, 
könnte sich gewaltig irren. Die Dämo¬ 
nen sind nicht weg, sie schlafen nur. 4 
Militäreinsätze und Krieg für die 
Durchsetzung der eigenen Interessen, 
um Ressourcen, Einflusssphären und 
gesicherte Transportwege sind für die 
führenden Staaten der EU zur Norma¬ 
lität geworden. Und Deutschland ist - 
spätestens seit der NATO-Aggression 
1999 gegen Jugoslawien - dabei. 

Um militärisch handlungsfähig zu wer¬ 
den, hat die EU begonnen, eigene Mi¬ 
litärstrukturen aufzubauen. Deutsch¬ 
land war und ist dabei treibende Kraft. 
Im EU-Reformvertrag von Lissabon 
(2007) wurde die Militarisierung der 
EU und der Mitgliedstaaten festgelegt. 
De facto bedeutet das für die Mitglied¬ 
staaten die Pflicht zur Aufrüstung. 

Ziel der Militärpolitik ist unter ande¬ 
rem der Aufbau einer Europäischen 


Armee für weltweite Militäreinsät¬ 
ze. Noch gibt es eine solche Armee 
nicht, noch agieren multinationale Mi¬ 
litärverbände der Europäischen Uni¬ 
on im Rahmen der Gemeinsamen Si- 
cherheits- und Verteidigungspolitik 
(GSVP) nur zeitlich befristet. 

Im EU-Vertrag von Lissabon findet 
sich auch die militärische ,Solidaritäts¬ 
klausel 4 des gescheiterten EU-Verfas¬ 
sungsentwurfes. Festgeschrieben wer¬ 
den soll damit, dass die EU ,alle ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel, ein¬ 
schließlich der ihr von den Mitglied¬ 
staaten bereitgestellten militärischen 
Mittel 4 mobilisiert, um terroristische 
Bedrohungen im Hoheitsgebiet von 
Mitgliedstaaten abzuwenden 4 Das ist 
auch auf Situationen ausdehnbar, die 
durch soziale und politische Proteste in 
den EU-Ländern entstehen. 
Militärische Einsätze der Europäischen 
Grenzschutzagentur Frontex dienen 
seit Jahren der Abschottung der Fes¬ 
tung Europa. 4 “ 

Die DKP ist Teil der Friedensbewegung 
und tritt der Kriegshetze entgegen, die 
häufig mit dem angeblichen Eintreten 
für Menschenrechte und Demokratie 
begründet wird. Sie kämpft gegen jeg¬ 
liche Kriegseinsätze der Bundeswehr 
und gegen den Einsatz der Armee im 
Innern. Wir treten ein für ein Europa 
ohne NATO, EU-Armee und EU-Batt- 
legroups (EU-Kampfgruppen). Kein 
Einsatz des Militärs im Inneren! Für 
ein Europa, in dem die Wurzeln von 
Militarismus und Krieg, die kapitalis¬ 
tischen Besitz- und Machtverhältnisse 
überwunden werden! 

Wera Richter 


DKP-Materialien 
für den EU-Wahlkampf 

Faltblätter A 4 lang 

* Gemeinsam gegen das Europa der Banken und Konzerne 

* Gegen Rassismus: Nieder mit der Festung Europa 

* Gegen Krieg: Truppen raus aus Afrika 

Zum i. Mai liegt der vierte Flyer gegen Lohndumping und Sozialabbau vor. 

Wahlprogramme (A 5 ) 

A2-Plakate 

* Gegen das Europa der Banken und Konzerne 

A1-Plakate 

* Gegen das Europa der Banken und Konzerne 

* Nieder mit der Festung Europa 

* Truppen raus aus Afrika 

* Hände weg von der Ukraine 

Die Aufkleber sind bis auf kleine Reste leider vergriffen und werden nicht nach¬ 
gedruckt. 

Kosten 

Kleinere Mengen sind für die Grundorganisationen kostenlos. Wir berechnen: 

1000 Flyer: 35 Euro 

A2-Plakate: 0,10 Cent 

Ai-Plakat: 0,20 Cent 

Wahlprogramm: 0,50 Cent 

Eine Pauschale für das Porto. 

Transparente 

Transparente mit dem Slogan „Gemeinsam gegen das Europa der Banken und 
Konzerne“ im Format 350 cm Breite x 100 cm Höhe können für 50 Euro bestellt 
werden. Wer dasTransparent am 1. Mai einsetzen will, sollte die Bestellung am 
21. April 2014 abgeben: oeffentlichkeitsarbeit@dkp.de. Bitte gebt bei der Bestel¬ 
lung auch Eure Lieferadresse an. 

UZ-Extra 

Die Auflage der UZ-Extra zur EU-Wahl liegt inzwischen bei 175.000 Exemplaren. 
Der Verlag hat nachgedruckt. Die Ausgabe kann also weiterhin bestellt werden: 
vertrieb@unsere-zeit.de oder bei Gustl Ballin 0911 8 019991 
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DKP-Parteivorstand: 

Einladung gewerkschaftspolitisches Forum 

Sonnabend/Sonntag, den 3./4. Mai 2014 

Karl-Liebknecht-Schule: Am Stadtpark 68 in 51373 Leverkusen 
Beginn am 3. Mai 2014 um 11.00 Uhr 
Ende am 4. Mai 2014 um 13.00 Uhr 

Als Ablauf ist vorgesehen: 

1. Tag, 3. Mai 2014 

Impulsreferat: Tarifpolitische Positionen der DKP 
Aktuelle Tarifrunden 
Vernetzung aktuell/zukünftig 

2. Tag, 4. Mai 2014 
BuG-Arbeit in der Partei 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Mai-Veranstaltung der DKP Gießen 

Samstag, 26. April, 19 Uhr, Cafe Amelie, DGB-Haus 

Begrüßung: Helmut Appel, Aktuelles: Michael Beltz, 

Maiansprache: Andreas Goerke, Gewerkschaftssekretär 
Arbeiterlieder von und mit 

Achim Bigus 

Außerdem; Büchertisch, Infos zur EU-Wahl u.a.m. 
Eintritt frei, Unkostenbeitrag erwünscht 


UZ Linkes Zentrum 

Knapper Straße 69, Lüdenscheid 

Der 1. Mai IST ROT - Internationales Fest 

Mittwoch, 30. April 2014,19 Uhr 

Musik, Lesung, Ausstellung u.a. 
mit Deep Orange und Rüdiger Drallmeyer 
Speisen u. Getränke 


Sie sagen Freihandelsabkommen 
und planen einen totalen Freibrief für grenzenlose Konzernwillkür 

Stoppt das TTIP! 

Das Profitsteigerungs-Monster zwischen EU und USA 

Veranstaltung der DKP Stuttgart und Baden-Württemberg 
zur Europawahl 

mit Olaf Harms, 

Mitglied des Sekretariats des Parteivorstands 

am Dienstag, 29.April um 19.00 Uhr 
im Linken Zentrum Lilo Herrmann 
Böblinger Straße 105 in Stuttgart Süd 


UZ-Extra zur EU-Wahl - 

116120 geschafft! 

Wir haben noch 30 000 
zum Nachbestellen! 

Weitere Bestellungen 
sind noch möglich. 

Stückzahl Preis 

70 10.-€ 

140 15.-€ 

200 20.- € 

300 25.- € 

400 30.- € 

500 35,- € 

Bestellungen an: 

vertrieb@unsere-zeit.de 
oder Gustl Ballin, 

Tel.: 0911 8019991 


UZ zum 1. Mai! 

Die Gruppen und Kreise der 

DKP können die reguläre UZ 
zum 1. Mai (Ausgabe 25.04.) 

kOStdllOS* bestellen. 

Da sie schon in der Vorwoche 
zur Verfügung steht, kann sie 
auch gut zur Mobilisierung 
zum 1. Mai genutzt werden. 
Bestellungen bis spätestens 

20. April an: 

vertrieb@unsere-zeit.de, 

Tel.: 0201/177889-23 oder 

Gustl Ballin 0911/8019991 

* Wir bitten, uns nach Möglichkeit 
die Versandkosten zu erstatten 
(ein Paket hat 140 Exemplare und 
kostet 8.- €) 

★ 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 

200 m zum Meer 

HiltrautWurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 


Ferienhaus - Cöte cTAzur - mit Meerblick! Noch frei: 
17.5. - 24.5., 7.6. - 14.6., 9.8. - 16.8.2014. elke.mehner@gmx.de 



Entschleu nigung: 

Ruhe & Natur satt Im Müritz- 
NBEÜEkaipajic. 2 FeWb je 2-3 Fcr-a. 
ganzjährig in Krat^cbiiig-GransLn. 
Havd & Havclscen, Boot & Rad. 

I www.trtnofga.de 

T<a,: 0331/870796 [AB] 


Toskana, nah am Meer 

rtWV.lDlfcll-l b'öhoLdt H U 


Ökcihof irn Olivenhainj 
weiter B!kk r Stille; 
grafW helle Zimmer, 
viele gut« BikheL 
Haus oder Häuschen; 
KinderparedkS- 


gii 


Internationalistische Maifeier 

der DKP und der SDAJ Berlin 



Am 26. April 2014 von 14 bis 20 Uhr 

im Innenhof des ND-Gebäudes ★ Franz-Mehring-Platz 1 
Reden und politische Gespräche ★ Internationale Gäste 

Kultur mit La Mula Santa (Chile) ★ Elke Querbeet (Liedermacherin) 

Getränke und Speisen 



* ladnll 

M.rJrrnr.un 


Peperoni—Freizeiten 2014 
Pfingstcamp 7.—10. Jurti 
Ferienlager 2.—16. «August 
www. rotepeperoni .de 


UZ-PRESSEFEST Ä 

VOLKSFEST DER DKP 

Revierpark Wischlingen Dortmund 27. - 29. Juni 2014 


Jetzt PfieAtefeAt-ffiuttanA Bestellen! 



SONNTAG 

27 . 04.14 

ab 16:00 Uhr 
Sportzentrum 
Münster-Kinderhaus 


40 JAHRESTAO DER 

NELKEN 

t REVOLUTION 


Y PORTUGALS 1974 “ 14 



Informationsveranstaltung 

mit Nina Hager (stellv. Vorsitzende der DKP) 
& Francisco Velho (PCP) 

Kultur (Fado) 

DKPäPCP 

MÜNSTER 


Neuerscheinung bei JUMP UP 
Günter Gail mit Konstantin VassNiev: 

SÖLDATEN-LEBEN 

Lieder von Krieg und Frieden aus fünf Jahrhunderten 
EUR 15,00 

Günter GäJf legt ein e.rgr*if fcnrfes Doku¬ 
ment zu 500 Jahren Krieg & Frieden in 
Europa vör mit V-ertönungen u.o von 
Erich Kästner und Mascho Kcrf-ekG, sowie 
Seiten gehörten TradrtiorwJs. Ein "must“ 
nicht nur zur 100. Wiede/fceh t des ers¬ 
ten Weltkrieges. 



www.jump-up.de // info@jumpup.de 


Scholl platferwersand Matthias Henk PF 11 04 47 r 262Q7 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 


Unsere Freundschaft, lieber Bernhard, begann im Jahr 1996 auf Hid¬ 
densee, wo sich viele Anhänger des Dichters Gerhart Hauptmann zum 
Gedenken an dessen 50. Todestag versammelt hatten. Wir beide, ge¬ 
bürtige Breslauer, fühlten uns dem Dichter unserer Heimatregion auf 
unterschiedliche Art verbunden; du hattest über Hauptmann bei dem 
Leipziger Germanisten Claus Träger promoviert, ich ein kleines Buch 
über ihn geschrieben, was im Görlitzer Viadukt-Verlag erschienen 
war. Wir wollten gelegentlich einen Brief zwischen Eisenach und Ber¬ 
lin austauschen; geworden ist daraus ein seit Jahren andauerndes 
Gespräch über Literatur, Gesellschaft, Politik und Familie. Einbezogen 
darin waren unsere Freunde Rüdiger Bernhardt, Gerhard Branstner, 
Manfred Hocke und deren Frauen. 

Bernhard Igel, 

der Leserschaft der UZ durch seine Rezensionen vorwiegend über lite¬ 
rarische Neuerscheinungen bekannt, feiert am 22. April 2014 seinen 

85. Geburtstag. 

Der Jubilar blickt zurück auf ein Leben, das durch seine Tätigkeit als 
Lehrer und Lehrerbildner in der DDR, wie durch jahrelange Tätigkeit 
als Germanist an Unversitäten in Vietnam und Indien, für kürzere Zeit 
auch in der SU, geprägt ist, wobei ihm seine Frau Lucia in eigener 
wissenschaftlicher Arbeit eine liebevolle und tapfere Begleiterin war 
und bis zu heutigen Tag auch geblieben ist. 

Wir wünschen beiden Mut, Kraft und Humor sowie eine weitgehende 
Stabilisierung ihrer Gesundheit. Und wir danken Bernhard Igel für sei¬ 
ne Tätigkeit als Wissenschaftler und Lehrer, für Hilfe, die er und seine 
Frau auch Freunden in Kuba und anderen Ländern zuteil werden läßt, 
für seine menschliche Lauterkeit und unwandelbare Treue zum Sozi¬ 
alismus, für seine parteiliche Haltung in den Kämpfen der Zeit gegen 
Faschismus und Krieg und einer Politik, die unter dem Deckmantel 
der Humanität und Verkündung von Menschenrechten der Barbarei in 
aller Welt Vorschub leistet. 

Wir grüßen ihn und seine Frau Lucia herzlich: 

Armin und Christa Stolper, Rosi Hocke, Barbara Heinze und 

Annemarie Branstner 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadt park 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www. karl-liebknecht-schute.org 

Wochenendseminar Sa./So. 26 .Z 27 . April 2014 

Die imperialistische Struktur der 
Europäischen Union 

Referent: Andreas Wehr 

Das Seminar für alle EU-WahIkämpfer/innen 

Am Samstag wollen wir zusammen mit Andreas Wehr, 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter der Konföderalen 
Fraktion der Vereinten Europäischen Linken/Nordische 
Grüne Linke des Europäischen Parlaments über die 
Einschätzung der Europäischen Union sprechen: 

• Entstehung und Geschichte der Europäischen Union 

• Eine demokratische, soziale und friedliche Union oder 
ein Bündnis imperialistischer Staaten? 

• Zur Perspektive der EU 

Am Sonntag werden wir uns dann mit den Aufgaben 
beschäftigen, die sich auf Grundlage unserer zuvor 
erarbeiteten Einschätzung für unsere Arbeit im EU- 
Wahlkampf ergeben. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn 
Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonnlag gegen 14 Uhr, 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab 
Freitag 3Q€. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 


Anzeigen bitte an: info@unsere-zeit.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V_ ) 

s -\ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 
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Pressefest / Termine / Impressum 


Das Känguru-Manifest 
und vieles mehr 

Die Naturfreundejugend erstmals mit 
einem Beitrag auf dem UZ-Pressefest vertreten 


termine@unsere-zeit.de 


E rstmalig wird in diesem Jahr auch 
der Landesverband der Natur¬ 
freundejugend NRW (NFJ) im 
Jugendbereich auf dem UZ Pressefest 
mit einem Zelt vertreten sein. Dort 
soll ein attraktives und buntes Pro¬ 
gramm das kulturelle Leben des Fes¬ 
tes unterstützen und gleichzeitig die 
Vielfältigkeit des Verbandes darstel¬ 
len. „Von vielen wird die Naturfreun¬ 
dejugend entweder gar nicht wahrge¬ 
nommen oder als Bäume umarmende 
Öko-Ultras eingeordnet“ berichtet die 
Landes Vorsitzende Lina Najib und 
ergänzt „Dass unsere Wurzeln in der 
Arbeiterjugend liegen, ist zu wenigen 
bekannt, ebenso wie unser breit gefä¬ 
chertes Angebot.“ 

Das spiegelt sich bereits in den Vorbe¬ 
reitungen wider. Der Jugendverband 
plant einen Mix aus kulturellen sowie 
politischen Beiträgen und will in ver¬ 
schiedenen Workshops zeigen, was auf 
den Freizeiten und Seminaren mitein¬ 
ander auf die Beine gestellt wird. 

So hat die NFJ für den Freitagabend 
die Dortmunder Band „Outer Space 
Association“ gebucht, die mit Party- 
Ska für gute Laune sorgen und die 
Tanzbeine in Bewegung bringen. Am 
Samstag wird „George Surreal“ in die 


Bewertungskriterien 
kommen zu kurz 

Betr.: Tarifrunde im öffentlichen 
Dienstag, UZ Nr. 15 , S. 2 

In den Einschätzungen zum Ergebnis 
der Tarifrunde im öffentlichen Dienst 
in der letzten Ausgabe der UZ kommen 
mir bei den unterschiedlichen Beiträ¬ 
gen von Wilhelm und Olaf die Bewer¬ 
tungskriterien zu kurz. 

Wenn das Kriterium unserer Einschät¬ 
zung des Ergebnisses die in den letzten 
Jahren oder anderen Branchen erreich¬ 
ten Abschlüsse sind, kann ich der positi¬ 
ven Einschätzung von Wilhelm folgen, 
dass vor allem die Durchsetzung einer 
sozialen Komponente ein Erfolg ist. 
Wenn ich als Kriterium die Forderun¬ 
gen ansetze, wird es schon nicht mehr so 
positiv. 100 Euro plus 3,5 Prozent wären 
für die niedrigste Stufe 160 Euro mehr 
gewesen, geworden sind es 90 Euro. Das 
ist nicht schlecht, aber auch nicht wirk¬ 
lich gut. Da sind wir dann bei dem The¬ 
ma. Die Gewerkschaft fordert was und 
irgendwo trifft man sich bei der Hälfte 
und das soll dann der verteilungsneut¬ 
rale Bereich sein. 

Als Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten muss für uns doch aber noch 
ein weiteres Kriterium gelten, näm¬ 
lich der gesellschaftliche Fortschritt 
und die Stärkung der Arbeiterbewe- 


Saiten greifen und den Gästen des Fes¬ 
tes mit seiner Musik ein Stück französi¬ 
scher Lebensfreude in Ohren und Her¬ 
zen tragen. Abgerundet wird der kultu¬ 
relle Beitrag unter anderem durch die 
Lesung eines „Best of Känguru“ des 
Kleinkünstlers Marc Uwe Kling, der 
sich in den Reihen der jungen Natur¬ 
freunde ausgesprochen großer Beliebt¬ 
heit erfreut. Da der Autor selbst wahr¬ 
scheinlich nicht zu buchen sein wird, 
liest ersatzweise das Beuteltier selbst 
die Lieblingskapitel des NFJ-Teams 
aus der Trilogie rund um das „Kängu¬ 
ru Manifest“ vor. 

Über den Samstag verteilt bietet der 
Jugendverband kreative Workshops 
an, die zum Mit- und Selbermachen 
anregen sollen, beispielsweise Stencil- 
Kunst mit Sprühschablonen auf Lein¬ 
wänden oder Guerilla Gardening zur 
Verschönerung urbaner Betonwüsten. 
Für den Samstag Abend wird es Feuer¬ 
zauber und -jonglage der Gruppe „Evil 
Flames“ geben, welche sich mittlerwei¬ 
le überregional einen Namen gemacht 
hat und eine echte Attraktion darstellt. 
Auch die politische Seite kommt nicht 
zu kurz, so wird es eine Diskussions¬ 
runde und Infos zum anti-militaristi¬ 
schen Schwerpunkt der NFJ „Krieg ist 


gung. Dann ist das Ergebnis doch ma¬ 
ger. Wenn man sieht, zu welchen Zuge¬ 
ständnissen Kommunen und Bund, bei 
nur zwei Streiktagen waren, muss man 
sich doch fragen, was wäre zu erkämp¬ 
fen gewesen. Zumindest in Stuttgart 
war diese Kampfbereitschaft vorhan¬ 
den, die neben der Gewerkschaft auch 
die Arbeiterbewegung insgesamt hät¬ 
te stärken können. Denn dieser Streik 
hätte schnell den Charakter eines poli¬ 
tischen Streiks annehmen müssen, da 
es um die Verteilung des Reichtums in 
diesem Land geht. Und das in Wahl¬ 
kampfzeiten. 

Natürlich braucht es für solche Ausein¬ 
andersetzungen eine andere Vorberei¬ 
tung. Damit sollten wir jetzt beginnen. 

Björn Black, Stuttgart 

Sozialneid ist erwünscht 

Betr.: Streikaktionen 

Neben Russland und Ukraine in der 
Weltpolitik waren es Streiks bei ver. 
di und bei Piloten, wovon die Gemüter 
der Bevölkerung bewegt oder in Bewe¬ 
gung gebracht wurden. Manches Ärger¬ 
nis bei Betroffenen ist verständlich. We¬ 
niger verständlich, warum immerfort 
die Streikenden, Fordernden und Ge¬ 
werkschaften zum Buhmann für die Be¬ 
völkerung gemacht werden. Das Mei¬ 
nungsbild spricht die Sprache derer, die 



Sport“ 


geben. Dazu hat sich 
aus dem Bundesvorstand der Natur¬ 
freunde Deutschlands der Friedens¬ 
politiker Uwe Hiksch als Referent 
gewinnen lassen. Neben spannenden 
Informationen über den Propaganda¬ 
feldzug der Bundeswehr an Schulen 
wird die NFJ auch über ihre zahlreich 
geplanten Aktionen gegen den Auftritt 
des Militärs auf der Jugendmesse YOU 
im November in Dortmund berichten. 
Bei alledem legt die NFJ vor allem auf 
eines Wert: i 

Ihre Aktionen sollen „witzig!“ sein. 
Deshalb ergänzt sie das kulturelle 
Programm durch einen Showkampf im 
Boxring zwischen Känguru und Pingu¬ 
in und lädt zum Gründungstreffen der 
„Sektion Ruhrgebiet“, um das „Aso¬ 
ziale Netzwerk“ auf breitere Füße zu 
stellen und dem „Ministerium für Pro¬ 
duktivität“ die Stirn zu bieten. Wir sind 
gespannt! 

Jan Tacke 


Interesse daran haben die Schuldigen 
bei Streikenden auszumachen, gar kei¬ 
ne anderen Fragen, geschweige Nach¬ 
denken, aufkommen zu lassen. Wird 
wieder mal unermesslicher Reichtum, 
unvorstellbare Profite und Einkommen 
offenbar, regen sich dann einige Stim¬ 
men, so wird unvermittelt Sozialneid 
geschrieen. Sozialneid unter Arbeiten¬ 
den, Lohnabhängigen und Beschäftig¬ 
tengruppen, der ist erwünscht. Warum 
wohl? Wie lange wird es noch dauern, 
bis die Stimmung soweit gediehen ist 
und das Grundrecht Arbeitskampf 
noch weiter zu reinem Papiertiger ge¬ 
macht werden kann? (...) Hohe Löhne 
sind bis in unsere Zeit noch immer Er¬ 
gebnisse starker Gewerkschaften und 
der Arbeitskämpfe der Vergangenheit, 
sie sind nie freiwillige Zugeständnisse 
oder Geschenke gewesen. Davon haben 
auch viele profitiert, die nie solidarisch 
mitgetan haben (...) 

Es ist erstaunlich und erschreckend zu¬ 
gleich, wie Medien vom Schlage „Bild“ 
das Bewusstsein und Denken großer 
Teile der Bevölkerung beliebig steu¬ 
ern können und diese es nicht einmal 
merken. Sind nicht gerade auch Jour¬ 
nalisten und Zeitungsmacher in Lohn¬ 
verhandlungen? 

Roland Winkler 


Schwerin: Offener Lesekreis „Kommu¬ 
nistisches Manifest“. Buntes Q, Lübecker 
Straße 180,19.30 Uhr. 


DO ★ 24. APR 


Essen: Mitgliederversammlung der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
e.V.: Gaststätte Linker, Oberdorfstraße 34, 
18.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung DKP Lin¬ 
ker Niederrhein.Brauhaus Wienges, Neus- 
ser Straße 55,19.30 Uhr. 


SA ★26. APR 


Essen: 1. Mai - Feier der DKP Essen, Poli¬ 
tische Lieder von und mit Kai Degenhardt. 
Bürgerhaus Oststadt, Schultenweg 37-41, 
Beginn: 19.00 Uhr, Einlass: 18.30 Uhr. 

Gießen: Maiveranstaltung der DKP Gießen, 
mit Beiträgen von Helmut Appel, Michael 
Beltz und Andreas Goerke, sowie Musik von 
Achim Bigus. Cafe Amelie, DGB-Haus, Wall- 
torstr. 17,19.00 Uhr. Eintritt frei, Unkosten¬ 
beitrag erwünscht. 

Konstanz: „Die Krise und der Euro - Kann 
die EU reformiert werden?“ Diskussions¬ 
veranstaltung der Partei „Die Linke“ Kreis¬ 
verband Konstanz und der DKP Hochrhein- 
Bodensee mit Lucas Zeise. Hotel „Graf Zep¬ 
pelin“ ,15.00 Uhr. 

Recklinghausen: „Nie wieder Faschis¬ 
mus - Nie wieder Krieg!“ Mahngang der 
WN/BdA zum Gedenken an den 81. Todes¬ 
tag von Albert Funk zum Polizeipräsidium 
Recklinghausen. Altstadtmarkt, 13.00 Uhr. 


|wo ★ 26. - 27 . apr| 


Leverkusen: Wochenendseminar der Karl- 
Liebknecht-Schule. Die imperialistische 
Struktur der Europäischen Union; Referent: 
Andreas Wehr 

Weitere Informationen und Anmeldung un¬ 
ter www.karl-liebknecht-schule.org. Be¬ 
ginn Samstag um 10.30 Uhr. 


SO ★ 27. APR 


Karlsruhe: „Der unbekannte Weltkrieg 
und politisches Kabarett mit .Krisenstim¬ 
mung 1 “, Mai-Vorfeier der DKP. Walhalla, 
Augartenstraße 27,17.00 Uhr. 

Münster: „40 Jahre Nelkenrevolution in 
Portugal“, gemeinsame Veranstaltung von 
DKP und der Kommunistischen Partei Por¬ 
tugals (PCP). Sportzentrum Münster-Kin¬ 
derhaus, 16.00 Uhr. 


MO ★ 28. APR 


München: „Ja zum Europa der Solidari¬ 
tät und des Widerstands gegen die EU“, 
Veranstaltung des Betriebsaktivs der DKP 
München und SDAJ München mit Lucas 


Zeise zur EU-Wahl. Gaststätte Bürgerheim, 
Bergmannstraße 33,19.00 Uhr. 


Dl ★ 29. APR 


Ansbach: „JA zum Europa der Solidarität 
und des Widerstandes!“ Wahlkampfveran¬ 
staltung der DKP mit Lucas Zeise. Hotel am 
Platengarten, Promenade 30,19.30 Uhr. 


DO ★ 1. MAI 


Essen: Internationales Kulturfest auf der 
Zeche Carl unter dem Motto „Für Frieden - 
Sozial, global, vor Ort“, u.a. großer Infor¬ 
mations- und Cocktailstand der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. mit dem 
Schwerpunkt FREIHEIT FÜR DIE MIAMI 5. 
Informationen, Diskussionen, Unterhaltung. 
Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, 
Beginn: 13.00 Uhr. 

Krefeld: Straßeninfocafe der DKP-Linker 
Niederrhein auf dem Gewerkschafts- und 
Familienfest des DGB Krefeld. Krefelder 
Stadtgarten, ab 11.30 Uhr. 


DO ★ 8. MAI 


Hof/Saale: Veranstaltung der DKP anläss¬ 
lich des 100. Jahrestages des Beginns 
des 1. Weltkriegs, mit Prof. Dr. Kurt Pät¬ 
zold (Berlin), „Meineis Bas“, Vorstadt 13, 
19.30 Uhr. 

Krefeld: Kundgebung am Mahnmahl für 
die Ermordeten Krefelder Antifaschisten auf 
dem Friedhof, Eingang Gladbacher Straße. 
Anschließende Demonstration zum Gräber¬ 
feld der während des Faschismus in Krefeld 
ungekommenen und ermordeten Zwangsar¬ 
beiten Beginn: 17:30 Uhr. 


FR^ 9. MAI 


Köln: Wahlveranstaltung der DKP-Kalk- 
Porz mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Naturfreundehaus, Kapellenstraße 9a, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 10. MAI 


Krefeld: Infostand der DKP-Linker Nieder¬ 
rhein zur EU Wahl. Neumarkt, 10.30 Uhr. 


Dl ★13. MAI 


Rostock: „Klassenkampf statt Sozialpart¬ 
nerschaft“ , roter Stammtisch der DKP Ros¬ 
tock. Cafe Maya, Wismarsche Straße 21, 
19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 


Name, Vorname 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Der „Pilgerort“ Schuschenskoje 

Die Lenin-Gedenkstätten bleiben den Besuchern nicht vorenthalten ... 


M it großer Wahrscheinlichkeit 
kann man behaupten, dass 
Schuschenskoje, eine Sied¬ 
lung städtischen Typs in der Region 
Krasnojarsk in Sibirien jedem Sowjet¬ 
menschen ein Begriff war. Schuschens¬ 
koje liegt etwa 70 km von Russlands 
größtem Wasserkraftwerk Sajano- 
Schuschenskaja entfernt, wo es 2009 
zu einem schweren Unfall kam. Diese 
legendäre Siedlung am Fuße des West- 
sajan unweit der Mündung des Flüss¬ 
chens Schusch in den Jenissei wurde in 
Kinderbüchern, Schulbüchern und der 
Fachliteratur mehrfach erwähnt. 

Das Dorf Schuschenskoje wurde im 
18. Jahrhundert von Kosaken gegrün¬ 
det und diente im 19. Jahrhundert als 
politischer Verbannungsort für Deka- 
bristen, Sozialdemokraten, Teilnehmer 
des polnischen Novemberaufstandes 
und Narodniki. Vom 8. Mai 1897 bis 
zum 29. Januar 1900 wurde Wladimir 
Uljanow-Lenin dorthin verbannt. So¬ 
mit wurde Schuschenskoje in der Sow¬ 
jetzeit zum „Pilgerort“ für jährlich über 
hunderttausend Menschen. 

Im November 1930 wurde dort das 
„Lenin-Haus-Museum“ eröffnet. 1968 
gab das Zentralkomitee der Kommu¬ 
nistischen Partei einen Erlass heraus: 
„Über die Maßnahmen zur Entwick¬ 
lung und Verbesserung des Dorfes 
Schuschenskoje und anderer Gedenk¬ 
plätze, die mit W. I. Lenins Anwesenheit 
in der sibirischen Verbannung verbun¬ 
den sind“. Zwei Jahre später zum Anlass 
des 100. Geburtstages Lenins prunkte 
Schuschenskoje bereits mit dem großen 
Memorial-Freilichtmuseum „Sibirische 
Verbannung Wladimir Iljitsch Lenins“. 
Auch die Siedlung und ihre Infrastruk¬ 
tur wurden mit Hilfe des Komsomol, 
der Jugendorganisation der Kommu¬ 
nistische Partei, modernisiert. 1993 än¬ 


derte sich allerdings die Politik und der 
Schwerpunkt wurde auf die Architektur 
und Lebensweise des sibirischen Dor¬ 
fes des 19-20. Jahrhunderts verlegt. Das 
Gelände wurde in Historisch-ethnogra¬ 
fisches Freilichtmuseum „Schuschens¬ 
koje“ umbenannt. Doch das Erbe des 


Bolschewikipartei- und Sowjetstaats¬ 
gründers blieb als ein Teil des Muse¬ 
umsprogramms erhalten. 

Um den Zentralplatz in Schuschenskoje 
befinden sich der Museumseingang, das 
Verwaltungsgebäude mit einem Lenin¬ 
denkmal, der Kulturpalast, die Staats¬ 
anwaltschaft, der Bildungsausschuss 
und die wiedererrichtete St. Peter und 
Paul Kirche. Die ursprüngliche gleich¬ 
namige Kirche, wo Lenin und Krupska- 
ja getraut wurden, wurde Ende der 30er 
Jahre abgerissen. 


Umgerechnet etwa drei Euro kostet der 
Museumseintritt. Kinder und Studen¬ 
ten zahlen die Hälfte. Auch Rentner 
genießen den vergünstigten Eintritts¬ 
preis. Die 80er Jahre Lenin-Anstecker 
aus dem Lagerbestand kann man an der 
Kasse günstig mit erwerben. 


Es gibt nicht viele Besucher, aber wie 
jährlich am 22. April werden die Men¬ 
schen erwartet, die Blumen zu Füßen 
eines weiteren Lenindenkmals, das sich 
auf dem Museumsgelände befindet, nie¬ 
derlegen. In einem Raum zum Anlass 
des Geburtstags Lenins tagt eine Kon¬ 
ferenz. 

Die Führerin präsentiert einen alten 
Krämerladen, ein Gefängnis, ein Bau¬ 
ernhaus mit authentischer Einrichtung 
und eine Polizeidienststelle. Sie zeigt 
auch diverse Werkzeuge, die die Bauern 


für Agrarzwecke eingesetzt haben und 
natürlich die Häuser, wo Lenin allein 
und später mit seiner Frau Nadeschda 
Krupskaja und ihrer Mutter gewohnt 
hat. Beide Holzstammhäuser sind mit 
Gedenktafeln versehen. 

Anfangs lebte Lenin im Haus des wohl¬ 
habenden Bauern Apollon Syrjanow. 
Zuerst gab es eine polizeiliche Auf¬ 
sicht, die später Syrjanow übernommen 
hat. Er hat sich mit Lenin angefreundet 
und erlaubte ihm auf die Jagd zu gehen. 
Manchmal jagten sie zusammen. Lenin 
konnte hier auch arbeiten, weil seine 
Freunde und Verwandten dem zukünf¬ 
tigen Proletariatsanführer Bücher und 
Zeitschriften, die er für seine Aufsätze 
benutzt hat, schickten. 

Die Einrichtung des Lenin-Zimmers 
wurde später nach Syrjanows Beschrei¬ 
bungen wiederherstellt. Auf dem klei¬ 
nen Tisch mit weißer Stoffdecke befin¬ 
den sich vergilbte Zeitschriften, ver¬ 
einzelte Notizen, ein Federstift und 
natürlich die berühmte Lampe mit 
grünem Schirm. Der Tisch ist von zwei 
Stühlen, einem Ecktischchen mit Bü¬ 
cherstapel und einem Bücherregal seit¬ 
lich umrandet. 

Als Nadeschda Krupskaja und ihre 
Mutter Elisaweta zu Lenin kamen, zo¬ 
gen sie in Praskowja Petro was Haus, 
wo sie drei Zimmer bekommen haben. 
Hier kann man auch Lenins Arbeitsort, 
sein Gewehr, das an der Wand hängt, 
alte Fotografien und ein Schachbrett 
bewundern. Und natürlich das Bü¬ 
cherregal, dem Michail Soschtschenko 
eine Kindergeschichte „Wie Lenin die 
Gendarmen überlistete“ gewidmet hat. 
Beim Haus fing die Lenin-Familie an 
Blumen zu züchten, was für Schuschens- 
koje absolut untypisch war. Sie errich¬ 
teten auch eine Laube im Hof. Lenin 
beschrieb seinen Verbannungsort, als 


„schmutzig und staubig ... vollkommen 
bepflanzungslos“. Lenins Blumenbeete 
blieben bis heute erhalten: Der Tradi¬ 
tion nach werden die Blumen jährlich 
von den Museumsarbeitern gezüchtet. 

★ 

Plötzlich erklingt eine feierliche Me¬ 
lodie aus den Lautsprechern. Etwa 
40 Menschen, darunter Schüler mit ih¬ 
rer Lehrerin gehen in Reihen durch das 
gepflegte Museumsgelände Richtung 
Lenindenkmal. Manche tragen rote 
Schals mit Hammer und Sichel und der 
Aufschrift: „Kommunistische Partei der 
Russische Föderation“. Sie werden von 
einem Fernseh-Team begleitet. Die Or¬ 
ganisatorin hält eine festliche Rede, die 
roten Nelken werden niedergelegt und 
schließlich werden drei-vier Menschen 
in die Kommunistische Partei aufge¬ 
nommen, wobei sie stolz nagelneue Par¬ 
teiausweise bekommen. Die Besucher 
fotografieren sich und gehen nach und 
nach weg. Viele sind in Eile, weil es ein 
Arbeitstag ist und man sich bereits zur 
Arbeit verspätet hat. 

Noch eine weitere Sehenswürdig¬ 
keit befindet sich im Nationalpark 
Schuschenskij Bor, der an die Siedlung 
grenzt. Dort beim See Perowo steht 
eine Hütte, die im Volksmund als „Le¬ 
nins Hütte“ bezeichnet wird. Hier erhol¬ 
te sich Lenin während seiner Spazier¬ 
gänge und der Jagd. Oft wurde er von 
den Bauern und anderen Verbannten 
begleitet, mit denen er hier Gespräche 
führte. 

Obwohl Schuschenskoje kein „Pilger¬ 
ort“ mehr ist, behaupten die Muse¬ 
umsarbeiter, dass jährlich jedoch durch¬ 
schnittlich 240 000 Besucher hierher 
kommen. Lenins Gedenkstätten blei¬ 
ben ihnen nicht vorenthalten. 

Alexandre Sladkevich 



Mitglieder der KPRF in Schuschenskoje. Am 22. April, dem 144. Geburtstag Wladi¬ 
mir Iljitsch Lenins werden auch in diesem Jahr viele Besucher erwartet,. 


Doping in der BRD? 

Bundesregierung wieder mal ahnungslos 


Von Doping ist wieder mal die Rede 
und wen - was zu verstehen wäre - 
das inzwischen langweilen sollte, wird 
empfohlen, die folgenden Zeilen den¬ 
noch zu lesen. Die Fraktion „Die Lin¬ 
ke“ hat der Bundesregierung dazu ei¬ 
nige Fragen gestellt. Brennende Fra¬ 
gen, deren Vorgeschichte ich kurz 
erwähnen muss: Nach dem Feldzug 
gegen die DDR zu diesem Thema, 
der noch emsig fortgesetzt wird, hat¬ 
ten sich einige Wissenschaftler auf¬ 
gemacht zu untersuchen, wie denn 
eigentlich in der Alt-BRD und der 
Neu-BRD gedopt worden war? Eine 
doch durchaus reizvolle Frage. Als die 
Wissenschaftler ihre Resultate ermit¬ 
telt hatten, interessierte sich plötzlich 
niemand mehr dafür. Nicht mal die 
Bundesregierung. 

So lautete die 13 Seiten umfassen¬ 
de Anfrage, die ich dem Leser lo¬ 
gischerweise nicht komplett zumu¬ 
ten kann: „Der Deutsche Olympi¬ 
sche Sportbund (DOSB) hat 2008 
ein Forschungsprojekt initiiert, um 
die Strukturen von Dopingpraktiken 
in Westdeutschland systematisch zu 
untersuchen. Das Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft (BISp) hat darauf¬ 
hin das Projekt ausgeschrieben und 
zwei Forschungsgruppen, die Univer¬ 
sität Münster unter der Leitung von 
Prof. Dr. Michael Krüger sowie die 
Humboldt-Universität zu Berlin unter 
der Leitung von Prof. Hanno Strang, 
mit der Durchführung beauftragt. Von 
der Bundesregierung wurde die Studie 
500 000 Euro finanziert. 

Die Studie „Doping in Deutschland 
von 1950 bis heute aus historisch-so¬ 
ziologischer Sicht im Kontext ethi¬ 
scher Legitimation“ („Doping in 
Deutschland“) hat in den vergange¬ 
nen Monaten die öffentliche Doping¬ 
debatte neu angeheizt. Es konnte wis¬ 
senschaftlich nachgewiesen werden, 
dass vor 1990 auch in der ehemaligen 
Bundesrepublik in erheblichem Um¬ 


fang gedopt und entsprechende For¬ 
schungen auch von staatlicher Seite 
finanziert wurden. 

Im Zusammenhang mit dem Ab¬ 
schluss und der Veröffentlichung der 
Studie gab es einige Ungereimtheiten, 
so wurde beispielsweise der dritte Pro¬ 
jektabschnitt (Zeitraum 1990 bis heu¬ 
te) bisher nicht fertiggestellt. 
Außerdem soll es nach Medienberich¬ 
ten auch zur Vernichtung von Akten 
gekommen sein. Bisher unbeachtet 
blieb auch die Tatsache, dass die Olym¬ 
pischen Spiele 1972 in München statt¬ 
fanden. Es ist also durchaus denkbar, 
dass der Bundesnachrichtendienst In¬ 
formationen über den Sport und insbe¬ 
sondere Dopingpraktiken der damali¬ 
gen Zeit hatte. 

Hier ist dringend Aufklärung geboten! 
Der Sportausschuss des Deutschen 
Bundestages hat sich am 2. September 
2013 mit der Studie beschäftigt. Die 
Auseinandersetzung im Rahmen die¬ 
ser Sitzung war jedoch nicht zufrieden¬ 
stellend und kann angesichts des Aus¬ 
maßes der gewonnenen Erkenntnisse 
nicht als abschließend betrachtet wer¬ 
den. Insbesondere hatten die gelade¬ 
nen Sachverständigen kaum Gelegen¬ 
heit, sich umfassend zu der Thematik 
zu äußern. Nach wie vorgibt es viele 
offene Fragen.“ 

„Antwort 4: (...) Die Behörden bestim¬ 
men selbst, wann sie ihre Unterlagen 
an das Bundesarchiv abgeben. Für Ak¬ 
ten, die sich noch in den Registraturen 
der jeweiligen Ministerien befinden, 
entscheiden diese selbst über den Zu¬ 
gang. Es steht jedermann frei, Anträge 
auf Aktennutzung nach den einschlä¬ 
gigen Bestimmungen an das Bundes¬ 
archiv sowie an die (...) in Betracht 
kommenden Behörden zu richten. Das 
Archiv des Bundesnachrichtendienstes 
(BND) wird kontinuierlich erschlos¬ 
sen. Akteneinsicht in Unterlagen des 
BND wird unter den Voraussetzungen 
des BArchG jedermann auf Antrag ge¬ 


währt. Unter den Altunterlagen des 
BND befinden sich auch solche, die 
den Themenkomplex „Doping in der 
ehemaligen DDR“ betreffen. (...) 
Frage 12: Befürwortet die Bundesre¬ 
gierung ein entsprechendes Morato¬ 
rium um die weitere Vernichtung von 
Akten zu vermeiden, damit der Zeit¬ 
abschnitt 1990 bis heute lückenlos er¬ 
forscht werden kann? 

Antwort 12: Sämtliche Unterlagen 
unterliegen der Anbietungspflicht an 
das Bundesarchiv. Es sei denn, es lie¬ 
gen ausnahmsweise spezialgesetzliche 
Löschungspflichten vor. (...) 

Frage 16: Stimmt die Bundesregierung 
der von dem ehemaligen Parlamenta¬ 
rischen Staatssekretär im BMI, Dr. 
Bergner, in der 82. Sitzung des Spor¬ 
tausschusses der 17. Legislaturperiode 
geäußerten Einschätzung zu, wonach 
die Bundesrepublik Deutschland an¬ 
ders als die DDR kein Staatsdoping 
betrieben hat? 

a) Wenn ja, wie begründet sie diese 
Auffassung? 

b) Wenn nein, wie begründet sie diese 
Auffassung? 

Antwortlö: a)In der DDR gab es be¬ 
kanntlich - anders als in der Bundesre¬ 
publik Deutschland - mit dem „Staats¬ 
planthema 14.25“ einen planmäßig or¬ 
ganisierten Aufbau eines staatlichen 
Dopingsystems, 
b) Entfällt. 

Frage 17: Wie definiert die Bundesre¬ 
gierung den Begriff Staatsdoping? 
Antwort 17: Die Bundesregierung 
versteht unter „Staatsdoping“ einen 
planmäßig organisierten Aufbau ei¬ 
nes staatlichen, zentralgelenkten Do¬ 
pingsystems, das von den politischen 
Entscheidungsträgern zumindest ge¬ 
billigt wird. 

Frage 18: Worin besteht nach Auffas¬ 
sung der Bundesregierung der Un¬ 
terschied zwischen Staatsdoping, sys¬ 
tematischem und systemischem Do- 
ping? 


Antwort 18: Da es sich bei diesen Be¬ 
griffen um wissenschaftliche Definiti¬ 
onen handelt, ist es Sache der Wissen¬ 
schaft, entsprechende terminologische 
Begriffsdefinitionen und Abgrenzun¬ 
gen vorzunehmen. 

Frage 19:Welche Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung aus der Erkennt¬ 
nis, dass in der ehemaligen Bundes¬ 
republik vor 1990 zahlreiche For¬ 
schungsprojekte aus Steuermitteln 
gefördert wurden, deren Zweck die 
Erforschung von Leistungssteigerun¬ 
gen und der Einsatz von Dopingmit¬ 
teln war? (...) 

Frage 25: Welche Erkenntnisse hat 
die Bundesregierung über Todesfäl¬ 
le von Sportlerinnen und Sportlern in 
Westdeutschland, die mittelbar oder 
unmittelbar auf Doping zurückzufüh¬ 
ren sind? (Bitte detailliert darlegen.) 


Antwort 25: Die Bundesregierung hat 
keine Kenntnis über eine statistische 
Erhebung von Todesfällen, die auf 
entsprechend nachgewiesene Kausa¬ 
litäten zurückzuführen sind.“ 

Ob es möglich wäre, der Bundesregie¬ 
rung noch eine kleine Kleinst-Frage 
zu stellen: Könnte sie den Präsidenten 
des Internationalen Olympischen Ko¬ 
mitees, Thomas Bach, - juristisch der 
welthöchste Sport-Funktionär - nach 
dem Namen Birgit Dressei fragen? 
Die Zahl der Gutachter, die beeiden 
würden, dass sie in der Bundesrepub¬ 
lik zu Tode gedopt wurde, schätze ich 
auf mehr als zwanzig. Möglicherweise 
weiß das sogar das Mitglied des Bun¬ 
destages Eberhard Gienger ... 

Klaus Huhn 
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